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I. Vorspruch

Ein Sozialdemokrat war es, der 1946 den Grundriß
eines neuen Bayerischen Freistaates entwarf:

Prof. Dr. Wilhelm Hoegner, der Vater der Bayerischen
Verfassung, die die Hitilersche Gewaltherrschaft ab-
lösen sollte, baute sein Werk auf die großen Grund-
werte der heute 110jährigen Sozialdemokratie in
Deutschland. Sie lauten:

Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität

Dies ist der Auftrag unserer Bayerischen Verfassung,
den die CSU in den Jahren ihrer Alleinherrschaft in
Bayern vielfach nicht eingelöst hat.

Wir Sozialdemokraten wollen diese Verfassung ver-
wirklichen.

Wir legen dazu unser Landesprogramm vor und wol-
len damit zugleich unter Beweis stellen, daß wir unser
Ziel ernst nehmen werden:

@
®

Dies ist ein umfangreiches Sach- und Arbeitspro-
gramm, mit dem wir den bayerischen Wählerinnen
und Wählern Geduld abfordern, ganz gleich, um
welchen Sachbereich es jeweils geht. Politische
Arbeit ist zunehmend umfangreicher und schwie-
riger geworden, gerade das aber gibt vielen Ge-
legenheit zu unredlichen Verkürzungen. Wir wollen
uns jedoch in unserer Arbeit offen und ehrlich
ausweisen.

@ Dies ist ein Programm, das ohne Wenn und Aber
unserem Godesberger Grundsatzprogramm folgt:
Dieses hat an seiner Aktualität nichts, aber auch
gar nichts eingebüßt und wird uns auch weiterhin
Richtschnur für unsere Arbeit sein. 5



@ Dies ist das Programm einer Volkspartei, die sich
ausdrücklich zur Freiheit des Geistes und zur Viel-
falt weltanschaulicher Grundhaltungen bekennt.
Wir fordern alle gesellschaftlichen Gruppen auf,
mit uns für die gemeinsame Sache zu streiten und
zu wirken.

@ Dies ist ein Programm, in dem Sachpolitik gegen
das Geschäft mit der Angst gesetzt wird.

Wir wissen: Wo der CDU/CSU sachliche Alterna-
tiven fehlen oder sie durch eine interessenverfilzte
Handlungsunfähigkeit gelähmt wird, da bleibt ihr
nur noch das Schüren von Angst. Diese Angst soll
die Hoffnung auf mehr Freiheit, mehrGerechtigkeit
und mehr Gemeinschaftlichkeit, die jeder von uns
in sich spürt, ersticken; sie soll vor allem aber
sachliche Diskussion erst gar nicht entstehen
lassen.

Wir Sozialdemokraten vertrauen jedoch auf die
kritische Urteilskraft der bayerischen Wählerinnen
und Wähler. Wir haben für dieses Land im Bayeri-
schen Parlament unter der umsichtigen Führung
von Volkmar Gabert und nicht zuletzt in der sozial-
liberalen Regierung inBonn und in denKommunen
hart gearbeitet.

Unser Programm weist den Weg, auf dem wir
unsere Pflicht auch in der Verantwortung einer so-
zialdemokratisch geführten Staatsregierung unter
Dr. Hans-Jochen Vogel tun wollen.

6



® ® ®II. Zur Situation in Bayern:
® ®Die Bayerische Verfassung
® ® os.blieb vielfach unerfüllt

Nach dem Zweiten Weltkrieg hat es in Bayern die Am Anfang stand
Chance für einen neuen Anfang gegeben. Der Auf- der Verfassungs-
trag des Volkes wurde niedergelegt in der Bayeri- auftrag
schen Verfassung. Prof. Dr. Wilhelm Hoegner, der
große alte Mann der bayerischen Sozialdemokratie,
hat sie maßgeblich gestaltet.

Bayern mußte nach den Jahren der Hitler'schen Ge-
waltherrschaft wieder ein Land der Demokratie wer-
den. Ein Land, in dem Ernst gemacht wird mit der
Chancengleichheit, mit derSolidarität aller Bürger, mit
dem Entscheidungsrecht des Bürgers und seiner Mit-
verantwortung — ein neuer Freistaat, der die guten
bayerischen Traditionen der Weltoffenheit und der
Toleranz, der Kulturpflege und der Naturverbunden-
heit wieder aufnehmen und weiterführen sollte.

Heute müssen wir bei allem Stolz auf das seither ge-
meinsam Geschaffene feststellen, daß der Auftrag der
Verfassung auf weiten Strecken unerfüllt geblieben ist.

Dem Ziel der Chancengleichheit sind wir nicht
entscheidend näher gekommen

Die Unterschiede haben sich sogar vielfach vergrö-
Bert. Im wirtschaftlichen Bereich hat die einseitige
Anwendung des Prinzips der Profitmaximierung, also
eine Einengung auf rein ökonomische Aspekte, zu ver-
stärkter Ungleichheit in der Einkommens- und Ver-
mögensverteilung geführt. Gleichzeitig ist aber auch
die Macht der Großwirtschaft, des Großgrundbesitzes
und weniger großer Kapitaleigner angewachsen.

Konzentrierte wirtschaftliche Macht bedeutet zugleich
politische Macht. Wer über Arbeitsplätze, Preise und
Wirtschaftswachstum bestimmt, kann jede Regierung
unter Druck setzen. Deshalb stößt der Staat, wenn er
im Interesse der Mehrheit der Bevölkerung Gewinn-
interessen beschneiden will, auf harte Gegenwehr der 7



wirtschaftlich Mächtigen. Sie können mit Kurzarbeit,
Verlust des Arbeitsplatzes, Ausbildungsboykott und
Kapitalflucht oder mit der Wirtschaftskrise drohen.

Die breiten Schichten der Arbeitnehmer, der Bauern
und der Handwerker haben zwar an der Verbesserung
des Lebensstandards teilgehabt, nicht aber an der
Bildung von Produktivvermögen. Und selbst im Kon-
sumstandard klafft die Lücke zwischen den breiten
Schichten unseres Volkes und den Großverdienern
wie eh und je.

Gleichwertige Wo Gruppen der deutschen Bevölkerung aufzurücken
Lebensbedingungen beginnen, stehen die ausländischen Arbeitnehmer als
im ganzen Staats- neue „industrielle Reservearmee“ bereit.

gebiet — nicht
erreicht Der Auftrag des Gesetzgebers, gleichwertige Lebens-

bedingungen im ganzen Staatsgebiet zu schaffen, ist
bisher nicht eingelöst worden:
@ Die Einkommensunterschiede zwischen den baye-

rischen Randgebieten und den Verdichtungsge-
bieten sind größer als je zuvor.

@ Größe und Wachstumsraten des erwirtschafteten
Bruttosozialproduktes klaffen zwischen den Räu-
men weiter auseinander als je zuvor.

@ Qualität und Sicherheit der Arbeitsplätze sind un-
terschiedlicher als je zuvor.

@ Die Unterversorgung mit Öffentlichen Einrichtun-
gen der im Berufsleben ohnehin benachteiligten
Arbeitnehmer in den Randgebieten ist weiterhin
besorgniserregend.

Der Protest der Menschen gegen diese Benachteili-
gung, nämlich die Abwanderung, ist spürbarer denn
je. Von Jahr zu Jahr wächst der Strom der jungen
Menschen und Facharbeiter, die aus den Randgebie-
ten in die Verdichtungsgebiete ziehen.

8 Mit ihnen geht die Zukunft aus diesen Gebieten.



Die Zusammenballungen andererseits bringen dabei
Probleme mit sich, die sich von denen der Auslaugung
in den strukturschwachen Gebieten deutlich unter-
scheiden.

Letzten Endes aber ist es gemeinsame Gefahr fürdas Abwanderung und
ganze Land, wenn in den Städten gute Einkommens- Verdichtung —

chancen mit unerträglicher Luftverschmutzung und gemeinsame Gefahr
Lärmbelästigung bezahlt werden müssen und ande- für unser Land
rerseits auf dem Lande gute Luft mit miserablen Ver-
dienstmöglichkeiten „abgegolten“ werden soll.

Um die Qualität des Lebens in der Stadt und auf dem
Land zu ändern, bedarf es endlich einer anderen poli-
tischen Kraft mit neuen Perspektiven.

Nicht nur bei der Verwirklichung der wirtschaftlichen Chancengleichheit
Chancengleichheit hinkt die Politik der bayerischen auf vielen Ebenen
Konservativen hinter den gesellschaftlichen Bedürf-
nissen der Bevölkerung her. Auch bei der Verwirk-
lichung der Chancengleichheit für die Frau, für Land-
wirte, Junghandwerker, für die Schulkinder auf dem
Lande und in den städtischen Arbeitervierteln, für
die Lehrlinge und für die Kinder im Vorschulalter
ist von der CSU nicht viel zu erwarten. Ihre Stärke
liegt bei den Honoratioren auf dem Lande und bei
den Industrieinteressen. Das beweisen die Ergebnisse
ihrer Politik.

Solidarität der Bürger als Grundprinzip
des Wandels

Die Solidarität aller Bürger, also das gegenseitige Ein-
stehen füreinander im Alltag des Berufslebens, bei
Bedrohung durch wirtschaftlich-sozialen Wandel, bei
Krankheit, Alter und Not. muß tragende Säule unse-
res Gemeinwesens sein.

Wir wollen aber die Unterstützung durch die Gemein-
schaft, durch unseren Staat nicht erst dann, wenn
Familie, Nachbarschaft und andere private Gruppen 9



bis zur Erschöpfung ihrer Leistungsfähigkeit belastet
worden sind.
Wir Sozialdemokraten stehlen uns nicht aus der Ver-
antwortung, wenn es gilt, rechtzeitig und gemeinsam
Lasten zu tragen.
Die konservative CSU beispielsweise, blind noch im-
mer den angeblichen Selbstheilungskräften im Wirt-
schaftsgeschehen vertrauend, versprach allen bayeri-
schen Bauern trotz der großen Strukturwandlungen
im Agrarbereich: Wer Bauer bleiben wolle, könne
Bauer bleiben. Als dann der vorhersehbare Struktur-
wandel kam, wurde der Bauer im Stich gelassen, die
Bürde des Wandels müssen er und seine Familie weit-
gehend selbst tragen. Die Fortschritte in der Sozial-
politik für die Landwirtschaft sind dann vorwiegend
von der Bundesregierung her gekommen. Bei ande-
ren vom Strukturwandel betroffenen Bereichen in ge-
werblichen Sektoren, im Einzelhandel und im Hand-
werk, ist es ähnlich. Trügerische Versprechen von
Sicherheit durch „Mittelstandspolitik“ werden verbun-
den mit Angstmache vor den Sozialdemokraten, die
sich dem Strukturwandel stellen und vorausschauend
die Anpassungsprozesse in vernünftige Bahnen len-
ken wollen. Beim Eintritt des Wandels werden dann
die Betroffenen unter Berufung auf ihre Selbstverant-
wortung im Stich gelassen. Wandel wird deshalb
schließlich mit Recht als gefährlich, als bedrohlich an-
gesehen. Und die Angst vor weiterem Wandel wird
dann als Wasser auf die Mühlen der Konservativen
zurückgelenkt.

Vorbeugende Pla- Dieses Spiel wird jetzt zunehmend von der Bevölke-
nung und Gemein- rung durchschaut. Es wird erkannt, daß bei rapidem

schaftssinn zur Strukturwandel und hoher Mobilität die große gesell-
Steuerung des wirt- schaftliche Soldaritätsgemeinschaft unseres Staates
schaftlichen und ge- die materielle Sicherheit des einzelnen gewährleisten

sellschaftlichen muß; gerade dann können sich die privaten Beziehun-
Wandels gen in Familie, Nachbarschaft, kirchlicher Gemeinde

usw. unter tragbaren materiellen Belastungen voll ent-
10 wickeln.



Mitwirkung aller Bürger

Die Vorstellung von mündigen Bürgern mit weitgehen-
der Mitverantwortung und weitgehenden Entschei-
dungsrechten findet in der Bayerischen Verfassung
ihren Niederschlag nicht nur in den Vorschriften über
demokratische Wahlen, den Aufbau der Demokratie
von unten nach oben und die Mitbestimmung, sondern
insbesondere auch in den Artikeln über Volksbegeh-
ren und Volksentscheid.

In den vergangenen Jahren mußte diese in der Ver- Mitverantwortung
fassung angelegte unmittelbare Mitbestimmung des durch Mitwirkung
Volkes mehrfach gegen dieCSU durchgesetzt werden. der Bürger
Es sei an die Einführung der christlichen Gemein-
schaftsschule als Regelschule und an die Sicherung
der Rundfunkfreiheit erinnert. Auch der Kampf der
Schüler und Lehrlinge, der Studenten, Assistenten
und Hochschullehrer gegen autoritäre Schul- und Aus-
bildungsordnungen und für demokratische Mitwir-
kungsrechte kennzeichnet die politische Landschaft
in Bayern.

Die Struktur des staatlichen Apparates ist entgegen
dem Verfassungsauftrag zentralistisch ausgerichtet
worden, so daß eine Kontrolle durch den Bürger sehr
erschwert ist. Die Interessen von Großwirtschaft, Groß-
grundbesitz, CSU, CSU-Fraktion und Verwaltung CSU-Wirtschaft —

sind engstens miteinander verfilzt; es macht sogar im Interessenten-
Landtag große Mühe, Verantwortlichkeit im Dickicht wirtschaft
dieser Spezi-Beziehungen klarzulegen.

Auf Bundesebene ist die CSU stets das feste Bollwerk
der Interessen gegen die Mitbestimmung in der Wirt-
schaft gewesen. Während die Sozialausschüsse in der
CDU immerhin eine gewisse Rolle spielen, hat sich
die CSU immer mehr von den Arbeitnehmerinteressen
abgewandt. Anbiederungsversuche bei den Gewerk-
schaften können darüber nicht hinwegtäuschen.

Eine Konzentration von Entscheidungsbefugnissen
bei Kapitaleignern und Managern der Großwirtschaft, 11



bei Ministerialbeamten und Parteihonoratioren ent-
spricht zwar ganz der von Ludwig Thoma oft gegei-
Belten Obrigkeitsstaatlichkeit in Bayern. Aber gerade
dem sollte seinerzeit durch eine demokratische Ver-
fassung entgegengewirkt werden.

Toleranz als bayerische Tradition

Die andere Seite der bayerischen Tradition, die Welt-
offenheit, die Toleranz und die Kulturpflege konnte
ihren alten Glanz zum Teil wiedergewinnen. Die Kom-
munalparlamente und -verwaltungen in großen Kul-
turstädten wie München, Nürnberg, Würzburg, Re-

Sozialdemokratische gensburg oder Augsburg haben zwar viel geleistet
Kommunalparlamente und das in ihren Kräften Stehende getan, dem glanz-
weisen die Richtung vollen Erbe gerecht zu werden. Auf Landesebene je-

doch haben vielfach Impulse und Perspektiven ge-
fehlt. In seine traditionelle Funktion als kultureller
Drehscheibe zwischen Italien, Südost-, Osteuropa und
Deutschland hat Bayern unter konservativen Kultus-
ministern wie Hundhammer, Maunz, Huber oder Maier
bisher nicht zurückgefunden.

Im Gegensatz zur friedlich-toleranten bayerischen Le-
bensart entwickelten Strauß und seine Leute in Bonn
ein Maulheldentum, das Bayern den Ruf eingebracht
hat, den Preußen das Säbelrasseln abschauen zu
wollen.

Bayerns Landschaft muß für alle da sein

Bayern ist von der Natur sehr bevorzugt. Den Verfas-
sungsvätern stand vor Augen, dieses „natürliche Ka-
pital“ für die breiten Bevölkerungsschichten zugäng-
lich zu machen und zu nutzen.

Bayern nicht nur Nach einem Vierteljahrhundert muß man jedoch fest-
für Villenbesitzer stellen, daß die Gaben der Natur sehr ungleich ver-

teilt worden sind: Zugänge zu den bayerischen Seen
mußten und müssen mühsam und teuer durch die All-

12 gemeinheit
— besonders den Kommunen — erstritten



und erkauft werden. Wer beim Ankauf von Zweitwoh-
nungen, Landsitzen oder Grundstücken nicht mithal-
ten kann, hat es schwer. Der Nahtourismus in die Er-
holungsgebiete unserer Verdichtungszentren erstickt
in Blechlawinen, während die „Zweitwohnungstou-
risten“ in den schönsten Gebieten Bayerns unter sich
bleiben.

Kein Zweifel, Bayern ist ein schönes Land, aber diese
Schönheit ist bedroht. Sozialdemokraten haben die
Gefahren erkannt. Sie wissen, wie sie gebannt wer-
den können. Sie haben dies in München, Bayerns Lan-
deshauptstadt, und in vielen anderen Städten und
Landkreisen, in denen sie Verantwortung tragen, sehr
augenfällig bewiesen. Sie werden dafür eintreten, daß
sich dieses Land seinen Bürgern noch besser er-
schließt. Daß Zäune fallen, die sich starke Interessen-
gruppen wider den Geist unserer Verfassung errichtet
haben.

Wir Sozialdemokraten werden die Prinzipien der baye-
rischen Verfassung verwirklichen.

13





II. Bayern und Bund

Bayern ist ein Land, dessen kulturelle Vielfalt und des- Politikvergleichung
sen eigenständige Geschichte, dessen Menschen, zwischen Bayern
Sprache, Brauchtum die besondere Farbigkeit und Un- und Bund
verwechselbarkeit des Bayerischen zeichnen. Jede
Vereinnahmung von oben oder gar Gleichschaltung
wird hier ihre entschiedene Grenze finden und auf
vitalen Widerstand aus unserem Land stoßen. Ande-
rerseits: Bund- und Länderpolitik sind in weiten Be-
reichen eng verflochten. Im Bundesrat wirken die Län-
der an der Bundesgesetzgebung mit. Im Rahmen der
Gemeinschaftsaufgaben bemühen sich Bund und Län-
der um eine Verbesserung der Lebensverhältnisse, im
ganzen Bundesgebiet und auch auf anderen Gebieten
sind die Länder und der Bund auf eine sinnvolle Ko-
operation angewiesen.

Die CSU hat diese Grundsätze seit dem Amtsantritt CSU auf
der sozial-liberalen Koalition in steigendem Maße miß- Obstruktionskurs
achtet. Nicht die Wahrnehmung bayerischer Interes-
sen, sondern die parteipolitische Auseinandersetzung
mit der sozial-liberalen Koalition war die Richtschnur
für die Politik der Staatsregierung. Seit 1969 hat die
CSU im Bundesrat, zusammen mit den CDU-Ländern,
die Politik von Willy Brandt gebremst und blockiert,
wo immer nur sie dazu die Möglichkeit sah.

Die CSU war dagegen, daß
— die Arbeitnehmer durch das neue BVG mehr

Rechte erhalten,

— unsere Städte und Gemeinden durch das neue
Städtebauförderungsgesetz saniert werden,

— die Hochschulen durch ein Hochschulrahmenge-
setz reformiert werden,

—- das Ehe- und Familienrecht verbessert wird,

— dasKrankenhaus-Finanzierungsgesetz verabschie-
det wird,

— die Preisbindung aufgehoben wurde. 15
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Die CSU hat sich immer wieder quergelegt. Ja, sie
hat oft genug die Obstruktion angeführt.

So hat die CSU beispielsweise die Entspannungspoli-
tik Willy Brandts mit allen Mitteln bekämpft und den
Grundvertrag — allerdings vergeblich — selbst dann
noch mit einer Klage beim Bundesverfassungsgericht
bekämpft, als sich die CDU-Länder bereits auf den
Boden der Tatsachen gestellt hatten. Dabei sind die
mit dem Grundvertrag erreichten menschlichen Er-
leichterungen für Bayern von besonders großer Be-
deutung:

— Zwei neue Grenzübergänge wurden bei Rotten-
bach und Eusenhausen eröffnet,

— rund zwei Millionen Bewohner der grenznahen
bayerischen Landkreise können seither für Tages-
aufenthalte in die grenznahen Gebiete der DDR
fahren,

— für den Berlinverkehr ist erstmalig eine umfas-
sende rechtliche Sicherung erzielt worden.

Zusätzliche Vereinbarungen zum Grundvertrag wer-
den weitere Vorteile für Bayern bringen.

Konstruktive Eine sozialdemokratisch geführte Staatsregierung wird
Mitarbeit im diese Obstruktion beenden. Sie wird die Interessen
Bundesrat Bayerns auch gegenüber der sozial-liberalen Bundes-

regierung in voller Unabhängigkeit wahren. Sie wird
aber die Bundesregierung auch im Bundesrat da un-
terstützen, wo es um mehr als soziale Gerechtigkeit
und um ein Mehr an Lebensqualität geht. Sie wird
ihr helfen in dem Bemühen, durch

— eine Reform des Steuersystems mehr Entlastung
kleinerer Einkommen und insgesamt mehr steuer-
liche Gerechtigkeit zu erreichen,

— paritätische Mitbestimmung in Großunternehmen
16 die Rechte der Arbeitnehmer zu stärken,



— eine Abgabe zur Vermögensbildung der weiteren
Konzentration des Produktivvermögens in den
Händen weniger entgegenzuwirken,

—- die Arbeitnehmer unmittelbar am Vermögenszu-
wachs der Wirtschaft zu beteiligen,

— eine Novelle zum Berufsbildungsgesetz, die Aus-
bildungschancen zu verbessern,

- ein neues Bodenrecht, die Spekulation mit Grund
und Boden zu verhindern.

Und sie wird im Bundesrat auch mitheifen,

— den Arbeitsschutz zu verbessern und die Kranken-
und Rentenversicherung auszubauen,

— durch ein neues Ehe- und Familienrecht die Gleich-
berechtigung der Frau weiter voranzubringen,

— das soziale Mietrecht so zu gestalten, daß unsere
Bürger auch in Zukunft in ihren Wohnungen ohne
Angst vor Kündigung und ungerechtfertigter Miet-
erhöhung leben können.

Die CSU hat aber nicht nur die Politik des Fortschritts Erhebliche
gehemmt, sie hat auch die Leistungen des Bundes für Leistungen des
Bayern verschwiegen, ja häufig zu Unrecht als eigene Bundes für Bayern
Leistungen ausgegeben. Sie hat verschwiegen, daß
der Bund von 1970 bis 1973 in Bayern

— für die Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur 386 Mill. DM,

- für die Verbesserung der Agrarstruktur 1,15 Mil-
liarden DM,

- für den Ausbau und Neubau von Hochschulen 1,27
Milliarden DM, 17



— für den Fernstraßenbau 3,6 Milliarden DM und

— für den Wohnungsbau (384 Millionen DM) sowie
für die Städtebauförderung (67 Millionen DM) 451
Millionen DM,

ausgegeben hat.

Eine sozialdemokratisch geführte Staatsregierung
wird dafür eintreten, daß Bayern auch künftig einen
gerechten und seinen Bedürfnissen entsprechenden
Anteil an den Bundeszuwendungen erhält.

Sie wird allerdings den Bund auch gegen verleumde-
rische Behauptungen in Schutz nehmen. So etwa ge-
gen die Behauptungen

— der Bund unternehme nichts gegen die Preisstei-
gerungen oder gegen die Behauptung

— der Bund dulde radikale Extremisten im öffent-
lichen Dienst.

Wahr ist:

Die Oppositon hat sich über ihre Ministerpräsi-
denten im Bundesrat zum „letzten Aufgebot“ gegen
das für sie schmerzliche Wahlergebnis von 1972, also
gegen die Bundespolitik zusammengefunden und
probt sich im Widerstand.

Für Bayern heißt das: Auf dem Altar von Strauß, Kohl
und Stoltenberg opfert Goppel die spezifisch bayeri-
schen Interessen, damit die Unionstruppe im Bundes-
rat steht. Der Bundesrat ist damit zum parteipoliti-
schen Kampfplatz geworden, auf dem Bayern letztlich
von Stoltenberg vertreten wird. Das muß sich ändern.

Die bayerische Landespolitik entscheidet nicht allein
über das Wohlergehen unserer Bürger. Also ist ver-

18 nünftige, aber kritische Zusammenarbeit mit der so-



zial-liberalen Bundesregierung nur zweckmäßig und
kann Schaden vom Lande abwenden. Bayern braucht
den Bund, der Bund braucht Bayern.

Die Solidarität sozialdemokratischer Regierungen
konnte europäische und internationale Initiativen in
Gangbringen, in die sich dieZiele Bayerns nahtlos ein-
fügen, sich ergänzen und unterstützen. Denn: Lebens-
qualität in Bayern hängt ab von der Lebensqualität im
Bundesgebiet und nicht zuletzt aller Nachbarstaaten
im EG-Raum (Alpenrat).

Bayern braucht einen Mann wie Dr. Hans-Jochen Vo-
gel, der als Vertreter von Bayern mit dem Bundes-
partner sachlich zusammenarbeitet und die bayeri-
schen Belange im Rahmen der Politikverfiechtung
zwischen Bayern und Bund nachdrücklich vertritt.

19





.. og 08IV. FürmehrLebensqualität
=

in Bayern

Die Verwirklichung der Verfassung durch den demo-
kratischen Sozialismus

Die Sozialdemokratische Partei hat ihre Grundwerte Sozialdemokratische
in ihrem Godesberger Programm 1959 niedergelegt. Grundprinzipien für
Demokratische Sozialisten ... . „erstreben eine Ge- ein modernes
sellschaft, in der jeder Mensch seine Persönlichkeit Bayern—getragen
in Freiheit entfalten und als dienendes Glied der Ge- aus der über
meinschaft verantwortlich am politischen, wirtschaft- 100jährigen Tradition
lichen und kulturellen Leben der Menschheit mitwir- des demokratischen
ken kann, Aber: Freiheit und Gerechtigkeit bedingen Sozialismus
einander.

Denn die Würde des Menschen liegt im Anspruch auf
Selbstverantwortung, ebenso wie in der Anerkennung
des Rechtes seiner Mitmenschen, ihre Persönlichkeit
zu entwickeln und an der Gestaltung der Gesellschaft
gleichberechtigt mitzuwirken. Freiheit, Gerechtigkeit
und Solidarität, die aus der gemeinsamen Verbunden-
heit folgende gegenseitige Verpflichtung, sind die
Grundwerte des sozialistischen Wollens!

In der vom Gewinn- und Machtstreben bestimmten
Wirtschaft und Gesellschaft sind Demokratie, soziale
Sicherheit und freie Persönlichkeit gefährdet. Der
demokratische Sozialismus erstrebt darum eine neue
Wirtschafts- und Sozialordnung.

Der Sozialismus ist eine dauernde Aufgabe — Freiheit
und Gerechtigkeit zu erkämpfen, sie zu bewahren und
sich in ihnen zu bewähren“.

Was heißt das ganz konkret für den Arbeiter, den An-
gestellten, den Beamten, den Bauern, den Gewerbe-
treibenden, für Frauen und Kinder — für alle Bürger
in ihren verschiedenen Berufen und Lebenssitua-
tionen?

Für Sozialdemokraten heißt das, daß in einer men-
schenwürdigen Gesellschaft folgende Forderungen
erfüllt werden müssen: 21
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1. Die Demokratie muß zur allgemeinen Staats- und
Lebensordnung in allen Bereichen werden. Nur

| sie hilft Abhängigkeiten abbauen. Nur durch sie

|

wird die Achtung vor der Würde und Eigenverant-wortung der Menschen gewährleistet. Sie erfordert

|

ihrerseits den gesellschaftlichen und politisch be-wußten und zur Mitarbeit und Mitverantwortung
bereiten Bürger. Mehr Demokratie bedeutet nicht
die rücksichtsiose Durchsetzung des Mehrheits-
willens auch gegenüber schwachen Minderheiten.
Mehr Demokratie bedeutet auch, daß die Vielfalt
persönlicher Lebensentfaltung in sozialer Verant-
wortung durch einen wirksamen Minderheiten-

| schutz gesichert ist.

|
|

2. Jede Machtzusammenballung — ob staatlich oder

| privat — muß sich der öffentlichen Kontrolle fügen.

| Das Einzelinteresse hat sich dem Gemeinschafts-

| interesse unterzuordnen. Dies erfordert mehr Pla-

| nung und Kontrolle durch die Gemeinschaft.

|

3. Gleiche Startchancen für alle — vom Kindesalter

| an —
unabhängig von Herkunft, Geschlecht, Re-

| ligion und längst überholten Privilegien ihrer EI-
tern sind unabdingbare Voraussetzungen für ihre

| verantwortliche Mitwirkung am Leben der Gesell-
schaft.

4. Soziale Sicherheit und die Schaffung einer wür-
digen Existenz für jeden einzelnen bedarf des Für-
einandereinstehens — der Solidarität aller.

5. Viele menschliche Grundbedürfnisse müssen
heute durch die Gemeinschaftseinrichtungen be-
friedigt werden, wenn gleichwertige Lebensver-
hältnisse für alle gewährleistet werden sollen.

6. Die Wirtschaft soll dienen, nicht herrschen. Sie
bedarf daher im Interesse der Gemeinschaft der

22 Setzung von Rahmenbedingungen, der globalen



Steuerung zur Aufrechterhaltung der Vollbeschäf-
tigung und zur Stabilisierung der Preise sowie
regionaler und sektoraler Steuerung. Der Staat
soll sich im wesentlichen auf Methoden der mit-
telbaren Beeinflussung der Wirtschaft beschrän-
ken. Wirksame öffentliche Kontrolle muß Macht-
mißbrauch der Wirtschaft verhindern. Ihre wichtig-
sten Mittel sind Investitionskontrolle und Kontrolle
marktbeherrschender Kräfte, insbesondere auch
im Hinblick auf die Begründung von Preiserhö-
hungen.

Wo mit anderen Mitteln eine gesunde Ordnung
der wirtschaftlichen Machtverhältnisse nicht ge-
währleistet werden kann, ist Gemeineigentum
zweckmäßig und notwendig. Freie Konsumwahl
und freie Arbeitsplatzwahl sind entscheidende
Grundlagen, freier Wettbewerb und freie Unter-
nehmerinitiative sind wichtige Elemente sozial-
demokratischer Wirtschaftspolitik. Ziel der staat-
lichen Wirtschaftspolitik muß es sein

— ein den menschlichen Bedürfnissen angepaßtes,
— die natürlichen Lebensgrundlagen schonendes,
— regional ausgeglichenes,
— ein auf gerechte Einkommens- und Vermögens-

verteilung
gerichtetes Wirtschaftswachstum herbeizuführen.

7. Umweltschutz, freier Zugang zur Natur, eine so-
zialverpflichtete Bodenordnung und eine landes-
weit abgestimmte Städtebau- und Entwicklungs-
politik müssen den Lebensraum sichern und ge-
stalten.

8. Die Finanzierung der öffentlichen Aufgaben muß
gesichert werden. Der Beitrag des einzelnen dazu
muß nach dessen wirtschaftlicher Leistungsfähig-
keit gerecht bestimmt werden. 23
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| 9. Ein hohes Maß an internationalen Bindungen und
Wechselbeziehungen zwischen den Völkern erfor-

' dert, daß alle die gleichen Chancen haben müs-
sen, am Wohlstand der Welt teilzunehmen und
durch solidarische Entwicklungshilfe der reicheren
Länder dazu befähigt werden. Nur so können Kon-
tlikte gemindert und auf der Basis einer interna-
tionalen Rechtsordnung der Frieden gesichert
werden.

Der sich ständig steigernden übernationalen wirt-
schaftlichen Zusammenballung muß durch geeignete
Regierungsmaßnahmen und durch die übernationale
Zusammenarbeit der Gewerkschaften und demokra-
tischer Arbeitnehmerparteien begegnet werden.

| Ziel dieser Anstrengung ist die Verbesserung der
Lebensqualität. Lebensqualität — das ist mehr als

f höherer Lebensstandard. Lebensqualität setzt Freiheit

| voraus, auch Freiheit vor Angst. Lebensqualität ist
Sicherheit durch menschliche Solidarität. Die Chance
zu Selbstbestimmung und Selbstverwirklichung und
Mitbestimmung und Mitverantwortung, zum sinnvollen

| Gebrauch der eigenen Kräfte in Arbeit, Muße und Zu-
sammenleben, zur Teilnahme an der Natur und den

i Werten der Kultur. Die Chance gesund zu bleiben
oder zu werden.

Die Verantwortung für die Qualität seines Lebens
kann niemandem abgenommen werden. Aber es liegt
in derVerantwortung derPolitik, positive Bedingungen
für die Lebensqualität zu schaffen. Gefahren aus den
technisch-ökonomischen Bereichen kann nicht der
einzelne, sondern nur die Gemeinschaft abwenden.
Die Sozialdemokraten haben dies erkannt: Indem sie
von den geistigen und materiellen Bedürfnissen der
Menschen, von den Grundwerten des demokratischen
Sozialismus: Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität
ausgehen, verwirklichen sie den demokratischen und

24 sozialen Rechtsstaat, der allein die Lebensqualität



seiner Bürger erhalten und verbessern kann. Daraus
ergeben sich die Zielsetzungen für die einzelnen Be-
reiche unserer Sachpolitik in Bayern.

IV. 1. Sachpolitik für unsere Bürger

1.1. Die Erhaltung unserer Umwelt — eine Aufgabe
dieser Generation

Bayern ist liebenswert! Das sagen seine Gäste, das
denken seine Bürger. Doch schon für die nächste Ge-
neration wird dies nicht mehr selbstverständlich sein.
Denn vieles ist nur „Vorschuß“ einer vielgestaltigen
Landschaft und Natur.

Jeder Einsichtige sieht die Gefahren:
Flüsse und Seen werden immer schmutziger, Auto-, Die Belastbarkeit
Flug- und Industrielärm dringt bis in die Dörfer vor, unserer Umwelt
Müllhalden wachsen, Rauch- und Abgase bedrohen ist vielfach
die Gesundheit. Nahezu jedes schöne Fleckchen wird überschritten
verbaut, Straßen fressen sich in stille Gebirgstäler,
die Menschen drängen sich in den wenigen Erho-
lungsgebieten. Plötzlich ist allen klar geworden, wo-
vor Sozialdemokraten schon seit den 50er Jahren
warnen: Es gibt Grenzen für das, was wir unserer
natürlichen Umwelt zumuten können. Diese Grenzen
sind nahe, oft schon überschritten.

Vieles !äßt sich kaum mehr rückgängig machen. Aber
die künftige Entwicklung müssen wir bewußt gestal-
ten. Die CSU-Regierung hat zu lange gezögert und
auch später nur halbherzig die Interessen der Ge-
meinschaft gegenüber den Interessen einzelner Mäch-
tiger durchgesetzt.

Die Liste der Versäumnisse ist lang: ungenügende
Mittelzuweisung für den Umweltschutz, Unterlassung 25



|

gezielter Forschungsvorhaben, Behinderung eines

|

von derBundesregierung inAngriff genommenen, bun-
desweiten Umweltschutzprogrammes. Die CSU fand
naturgemäß in ihrer einseitigen Interessenfestlegung
zugunsten der wirtschaftlich Mächtigen nie die Kraft,
die vorhandenen gesetzlichen Bestimmungen voll aus-

| zuschöpfen und neue wirksame Schutzbestimmungen
durchzusetzen; sie unterließ es, der Sozialbindung
des Eigentums wirkliches Gewicht zu verleihen. Alle
diese Versäumnisse haben zur Verschlechterung un-

| serer Situation mit beigetragen.

Sozialdemokraten Sozialdemokraten können für sich in Anspruch neh-
als Schrittmacher men, daß sie im Bund und in Bayern auf den Gebie-

des Umweltschutzes ten des Natur- und Umweltschutzes Schrittmacher wa-

|

ren. Die von Prof. Dr. Wilhelm Hoegner bereits 1946
bei der Arbeit an der Bayerischen Verfassung auf-
gestellten Forderungen wurden weiterentwickelt und

' in Entwürfen für ein bayerisches Naturschutzgesetz

| und ein bayerisches Umweltschutzgesetz niedergelegt.

Acht sozialdemo- Eine sozialdemokratisch geführte Staatsregierung un-
| kratische Leitlinien ter Dr. Hans-Jochen Vogel wird die Aufgabe des Um-

' weltschutzes ernst nehmen. Sie wird ihre Politik an

| acht Leitlinien ausrichten:

@
® Alle Einzelmaßnahmen zum Umweltschutz müssen

darauf abzielen, die Funktionsfähigkeit des Natur-
haushaltes wieder herzustellen und zu erhalten.
Diesem Ziel müssen auch wirtschaftliche Inter-
essen untergeordnet werden. Die Möglichkeiten
des Naturschutzgesetzes sind voll auszuschöpfen.

® Die staatliche Forschungsförderung ist schwer-
gewichtig auf die Erforschung und Einführung von
umweltfreundlichen, abfallarmen Produktionsver-
fahren und Produkten auszurichten. Die Möglich-
keiten für dieWiederverwertung von Rohstoffen im
Produktionsprozeß (Recycling) sind durch For-

26 schungsaufträge zu klären.



® Die Kosten für die Verhinderung oder Beseitigung
von Umweltschäden müssen von denjenigen ge-
tragen werden, die diese Schäden verursachen
(Verursacherprinzip). Nur dort, wo keine Zurech-
nung möglich ist, soll die öffentliche Hand die La-
sten übernehmen. Die Erfassung von Problemmüll
soll künftig sicherheitshalber ausschließlich durch
öffentlich-rechtliche Träger bei Kostenübernahme
durch den Verursacher vorgenommen werden.

@
® verschärfte gesetzliche Regelungen müssen die
Verabfolgung von Umweltkriminalität und die Haft-
barmachung für Umweltschäden erleichtern.

@ Die Belastungsfähigkeit des Naturhaushalts muß
für jede Region wissenschaftlich festgestellt wer-
den; erst dann können neue Ansiedlungen von
umweltbelastenden Betrieben und Anlagen dort-
hin gelenkt werden, wo noch Aufnahmefähigkeit
besteht und keine anderen Behinderungen ent-
gegenstehen. Diese Prinzipien müssen auch bei
dem neuerdings besonders dringlich gewordenen
Ausbau der Energieerzeugung beachtet werden.
Im Bereich der Regionalplanung sind Wasserwirt-
schaftspläne anzulegen.

® Der Zugang zur Natur für die gesamte Bevölkerung
muß gesichert werden. Alle gesetzlichen Voraus-
setzungen sind zu schaffen, die ein Freihalten und
Freimachen jedermann zugänglicher Flächen (z.B.
auch Privatwälder), ein Bremsen der Zersiedlung
und den Ausbau von Erholungs- und Freizeitein-
richtungen im Naherholungsbereich der Städte be-
wirken.

® Geeignetes Kulturland, das landwirtschaftlich oder
forstwirtschaftlich nicht mehr genutzt wird, muß
in die Obhut einer öffentlichen Landschaftspflege
genommen werden. 27



|

|

@
® Umweltschutz in Bayern muß fugenlos mit der

bayerischen Landesentwicklungspolitik verzahnt
sein. Er ist mit dem von der Bundesregierung be-

| schlossenen Umweltschutzprogramm zu koordinie-
ren und für grenzüberschreitende, einheitliche Re-
gionen mit den Nachbarländern gemeinsam zu be-
treiben.

| Unser Sofort- Aus diesen Leitlinien ergibt sich als Sofortprogramm

| programm einer sozialdemokratisch geführten Staatsregierung:

@ Jährliche Erstellung eines Umweltberichtes mit
| einheitlicher Erfassung und Darstellung des Zu-

| standes in allen wesentlichen Umweltschutzberei-
chen für alle Regionen; Prognosen der künftigen
Entwicklung (Frühwarnsysteme) und vorgesehene
Abhilfemaßnahmen.

| @
® Ausbau der entsprechenden Verwaltungsstellen,

damit die Einhaltung der bereits geltenden und
zu erwartenden Umweltschutz- und Naturschutz-
gesetze gewährleistet und die Umweltkriminalität
bekämpft werden kann (Umweltschutzabteilungen
bei Staatsanwaltschaft, Polizei, Gewerbeaufsicht).
Für eine zentrale Erfassung und koordinierte Ver-
folgung von Umweltvergehen wird Sorge getragen.

® Einführung befristeter und gezielter Betriebsbe-
schränkungen zum Schutz gegen Lärm sowie ge-
gen Luft- und Wasserverschmutzung für die Über-
gangszeit, bis dauerhafte Schutzvorrichtungen ge-
schaffen sind.

@
® Vergrößerung der Finanzzuweisungen an die Ge-

meinden zur Förderung von Umweltschutzmaß-
nahmen, z. B. öffentliche Nahverkehrsmittel, Um-
gehungsstraßen, Fußgängerzonen, Fernwärmever-
sorgung, Kanalisation, Lärmschutz in besonders

28 belastenden Wohnanlagen u. a.



@
® Förderung von Naherholungszentren und Freizeit-

parks in Verdichtungsgebieten, die — frei von
kommerziellen Interessen — der Bevölkerung Er-
holungsmöglichkeiten bieten.

® Verstärkung der Mitarbeit der Bürger beim Um-
weltschutz

— durch Einbeziehung der Umweltprobleme in
die Schul- und Erwachsenenbildung

— durch Gewährung eines Rechts an anerkannte
Naturschutzverbände, gegen Verletzung der
Schutzgesetze, Klage zu erheben (Verbands-
klage)

— durch beständige Öffentlichkeitsarbeit und Auf-
klärung von seiten der Regierung.

IV. 1.2. Bildungs- und Kulturpolitik in Bayern

1. Einleitung:

Die konservative CSU-Mehrheit des Bayerischen Schüler, Eltern und
Landtags hat auch in der ablaufenden Legislatur- Lehrer —

periode die zeitgemäße Lösung bildungspolitischer Leldtragende der
Probleme unseres Schulwesens immer wieder blok- CSU-Bildungspolitik
kiert. Überfüllte Klassen, empfindlicher Lehrermangel,
falsch gewählter und zu viel Unterrichtsstoff, regle-
mentierendes Mißtrauen statt Mitwirkung und Mitbe-
Stimmung, zu hohe Durchfallquoten, Vernachlässigung
des beruflichen Schulwesens und insgesamt ein er-
heblicher Reformrückstand sind das Ergebnis dieser
CSU-Bildungspolitik. Sie vermag keine modernen bil-
dungspolitischen Zielvorstellungen zu entwickeln,
sondern orientiert sich, wie das Beispiel der Allgemei-
nen Schulordnung zeigt, in noch zunehmendem Maße
an obrigkeitsstaatlichen Erziehungskriterien. Das aber
steht der Heranbildung aufgeschlossen-kritischer
junger Menschen entgegen. 29
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| Die immer noch vorhandenen krassen Chancenun-

| gleichheiten interessieren die CSU nicht. Sie sieht
' darin offenbar eine „natürliche Ordnung“. Versuche

der SPD, die Benachteiligungen in unserem bayeri-
schen Bildungssystem zu beseitigen, werden von ihr
immer wieder als „widernatürliche Gleichmacherei“

| diffamiert; Privilegien werden bedenkenlos abge-
i schirmt.

|; Darauf ist es zurückzuführen, daß von Gleichheit der

| Bildungschancen in Bayern noch lange keine Rede
sein kann

|

— bei dem regionalen Bildungsgefälle zwischen Stadt

| und Land

|

— bei der fehlenden vorschulischen Erziehung

— bei dem sozialen Bildungsgefälle in weiterführen-

| den Schulen

|

— bei der besonderen Benachteiligung der Mädchen

’ vor allem auf dem Land

— bei der Diskriminierung der beruflichen Bildung in
denBildungsvoraussetzungen und in den Bildungs-

i abschlüssen

— beim Fehlen ausreichender Beratungsdienste und
Fördermaßnahmen.

Schüler, Eltern und Lehrer leiden unter diesem Ergeb-
nis der Bildungspolitik der CSU in gleicher Weise.

SPD für modernes Eine von Sozialdemokraten geführte Staatsregierung
und demokratisches wird deshalb grundlegende,nicht nur organisatorische,

Bildungswesen sondern auch inhaltliche Reformen des bayerischen
Bildungswesens in die Wege leiten. Sie strebt für
Bayern ein modernes und demokratisches Bildungs-

30 wesen an, das
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— die freie Entfaltung der Anlagen, Fähigkeiten und
Interessen aller jungen Menschen ohne Unter-
schiede des Geschlechts in gemeinsamer Erzie-
hung sichert;

— Benachteiligung oder Bevorzugung sozialer oder
regionaler Art überwindet;

— demokratisches Denken und Handeln vermittelt
und einübt und die Fähigkeit zu staatsbürgerlicher
Verantwortung entwickelt, die von Prinzipien der
Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität bestimmt ist:

— unsere Gesellschaft auf allen beruflichen Ebenen
mit dem bestmöglich ausgebildeten und zahlen-
mäßig notwendigen Nachwuchs versorgt und
durch eine breite Berufsbasisbildung die im mo-
dernen Wirtschaftsieben notwendige Anpassungs-
fähigkeit an strukturelle Veränderungen garantiert;

—
höchstmögliche Durchlässigkeit gerade auch zwi-
schen beruflichen und allgemeinen Bildungsgän-
gen sichert und schulische Sackgassen beseitigt.

2. Vorschulische Erziehung

Zur Verwirklichung dieser Zielsetzungen wird sie den Vorschulische
Ausbau der vorschulischen Bildungseinrichtungen Erziehung zum
(Kindergärten, Vorschulklassen, Schulkindergärten) Ausgleich sozialer
ganz besonders fördern. Benachteiligungen

Zie
l
der vorschulischen Erziehung vom 3. Lebensjahr

bis zum Beginn der Schulpflicht ist es

® demokratische Verhaltensweisen, Solidarität und
Toleranz schon in der frühen Kindheit einzuüben
und dadurch die Gemeinschaftsfähigkeit zu stär-
ken; 31
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@ umweitbedingte Entwicklungsrückstände bei Kin-
| dern sozial benachteiligter Familien auszugleichen;

| @
®Selbständigkeit, Initiative, die geistigen und schöp-

|

ferischen Fähigkeiten des Kindes zu wecken und

| zu fördern;

| ® die Eltern in Erziehungsfragen zu beraten;

@ vermehrte öffentliche Forschungsaufträge auf dem
Bildungssektor, insbesondere über die Möglich-

; keiten der Umsetzung von kompensatorischen Er-
ziehungs- und Bildungsinhalten und -zielen in das
Erziehungs- und Bildungswesen und über Pro-
bleme der Frühförderung.

| Für jedes 5jährige Kind ist umgehend ein Platz in

|

einer vorschulischen Bildungseinrichtung zu sichern;

| für die 4- und 3jährigen ist das Platzangebot bis 1978
' schrittweise auszubauen.

Vorschulische Erziehung ist eine zentrale Aufgabe des

|

Staates und muß im Endergebnis kostenfrei angebo-ten werden. Als erster Schritt muß die Kostenfreiheit
für finanzieli benachteiligte Familien gesichert wer-
den, weil sonst die vorschulische Erziehung nur zu
neuer Bevorzugung der schon bevorzugten Kinder
führt.

Ein diesen Vorstellungen entsprechendes Vorschul-
gesetz der SPD ist an einer uneinsichtigen CSU-Mehr-
heit gescheitert, die selbst wissenschaftlich gesicherte
Ergebnisse nicht zur Kenntnis nahm. Die CSU er-
zwang ein Kindergartengesetz, das in der Praxis die
„Kinderbewahranstalten“ lediglich fortschreibt und
die Kommunen mit Ausgaben belastet, ohne ihnen die
notwendigen Geldmittel dafür anzuweisen.

Von einer sozialdemokratisch geführten Staatsregie-
rung wird eine Änderung des CSU-Gesetzes mit dem
Ziel gleicher Behandlung kommunaler und frei-ge-

32 meinnütziger Träger umgehend in die Wege geleitet.



3. Gesamtschule

Die SPD fordert die Einführung der integrierten und Verwirklichung
differenzierten Gesamtschule als Regelschule. Nur größtmöglicher
sie kann das immer noch erhebliche regionale und Chancengleichheit
soziale Bildungsgefälle beseitigen, die Benachteili- durch die Gesamt-
gungen der Kinder sozial schwacher Familien und ins- schule
besondere der Mädchen überwinden und die Entschei-
dungen über den Bildungsweg ständig und ohne
Übergangsschwierigkeiten korrigierbar halten. Die Ge-
samtschule ist aber auch in der Lage, die Leistungs-
anforderungen der Entwicklung und dem Lernvermö-
gen der Kinder und ihren unterschiedlichen Begabun-
gen und Interessen optimal anzupassen und die ein-
zelnen Schüler im notwendigen Umfang zu fördern.

Wir wissen, daß die Einführung der integrierten und
differenzierten Gesamtschule nicht von einem Tag auf
den anderen erfolgen kann. Wir wissen, daß pädago-
gische und technische Einze!probleme geklärt werden
müssen.

In der kommenden Legislaturperiode wird es deshalb
darauf ankommen, das gegenwärtige Drei-Klassen-
Schulsystem schrittweise zu verändern.

1. Die Schulbaurichtlinien werden den Erfordernissen
der integrierten und differenzierten Gesamtschule
angepaßt; neue Schulbauten werden als Schul-
zentren errichtet.

2. Die Modellversuche mit der integrierten und dif-
ferenzierten Gesamtschule werden unter Berück-
sichtigung der außerhalb Bayerns gemachten Er-
fahrungen zielstrebig vermehrt.

3. Modellversuche zur Integration beruflicher und
allgemeiner Bildungsgänge werden durchgeführt.

4. Ein freiwilliges 10. Schuljahr mit dem Abschluß
der mittleren Reife wird an der Hauptschule ein-
geführt. 33
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| 5. Wo die Voraussetzungen dafür gegeben sind, wer-
den Hauptschulen und gymnasiale Sekundarstu-

| fen I zu Mittelstufenzentren zusammengefaßt.

6. Für Haupt-, Realschule und Gymnasium werden
gemeinsame Stunden- und Rahmenlehrpläne ent-
wickelt.

| 4. Überftrittsverfahren

Abschaffung des Bis zur vollen Verwirklichung der integrierten und
unhaltbaren Über- differenzierten Gesamtschule muß das von der CSU-

| trittsverfahrens Regierung praktizierte unhaltbare Testverfahren zum
Übertritt in die Realschule und das Gymnasium über-

|

all durch die schulformunabhängige (integrierte) Orien-

| tierungsstufe ersetzt werden. Diese die Klassen 5
und 6 umfassende neue Schulstufe soll das Auslese-

|

verfahren gerechter machen und die kurzfristige Um-und Rückschulung vieler Schüler vermeiden, weil sie

Ä

mit erheblichen negativen Auswirkungen verbundenist.

|
| 5. Berufliche Bildung

Berufliche Bildung Obwohl die große Mehrheit der Jugendlichen des je-
muß der allgemeinen weiligenAltersjahrganges sich in derBerufsausbildung

Bildung gleich- befindet, blockiert die CSU in Bayern und auf Bun-
gestellt werden desebene alle Reformbestrebungen, die auf eine echte

Gleichwertigkeit der beruflichen gegenüber der allge-
meinen Bildung abzielen. Deshalb hat dieser Bereich
unseres Bildungssystems bislang im Schatten des all-
gemeinbildenden Schulwesens gestanden und is

t

sträflich vernachlässigt worden.

Eine von der SPD geführte Staatsregierung wird sich
entschieden für den Ausbau und die Reform des be-
ruflichen Bildungswesens einsetzen. Sie geht dabei

34 davon aus, daß eine inhaltliche und organisatorische



Verzahnung zwischen der allgemeinen Bildung der
Sekundarstufe II und der beruflichen Bildung erreicht
werden muß, und daß die Lernorte Schule und Betrieb
in dieses Gesamtkonzept einbezogen werden müssen.
Dieses Ziel kann nur schrittweise und mit den prak-
tischen Erfahrungen der dazu notwendigen wissen-
schaftlich überwachten Schulversuche erreicht werden.

Für die kommende Legislaturperiode haben folgende
Ziele im schulischen Bereich der Berufsbildung Vor-
rang:

—- Erhöhung der schulischen Ausbildung auf 12 Stun-
den in der Woche und möglichst weitgehende Ein-
führung des Blockunterrichts;

— verstärkte Bildung von überregionalen Fachspren-
geln, soweit sonst die Führung von Jahrgangs-
Fachklassen nicht zu erreichen ist;

— Sicherung der Aufnahme von Absolventen des frei-
willigen Berufsgrundschuljahres in Lehrverhält-
nisse und dessen Anrechnung auf die Lehrzeit;

— schrittweise Durchsetzung des Berufsgrundschul-
jahres;

- Förderung von Berufsbildungszentren unter Einbe-
ziehung von Fach- und Berufsfachschulen, Fach-
und Berufsoberschulen;

- Schaffung vollgültiger Übertrittsmöglichkeiten aus
dem Bereich der beruflichen Bildung in den Hoch-
schulbereich.

Soweit zur Erreichung dieser Ziele Internatsunterbrin-
gung notwendig ist, darf dies nicht in der unsozialen
Art der CSU-Praxis erfolgen, diese Kosten zu einem
erheblichen Teil auf die Jugendlichen und ihre Eltern
abzuwälzen. Die Kosten für den Pflichtschulbesuch

.. und die damit verbundenen Kosten für die Heimunter- 35



|
|

| bringung müssen aus dem Staatshaushalt aufgebracht
| werden.

Im betrieblichen Bereich der Berufsbildung steht die
Sicherung der Planmäßigkeit und Vollständigkeit der
Lehrlingsausbildung in allen Ausbildungsbetrieben
und die Sicherung eines ausreichenden Angebotes
von Lehrstellen im Vordergrund. Eine sozialdemokra-

; tisch geführte Staatsregierung wird deshalb mit allen

| Kräften im Bund darauf hinwirken, daß das Berufs-
bildungsgesetz neu gefaßt wird. Dabei sind sicherzu-

| stellen

— die Erstellung von Ausbildungsplänen für Betriebe

— eine wirksame öffentliche Kontrolle der Lehrbe-
triebe und des Ausbildungsfortgangs ohne büro-

| kratische Übersteigerungen

— die individuelle Förderung der Auszubildenden
durch Berufsberatung und Förderkurse mit dem

|

Ziel der vorzeitigen Zulassung zur Abschlußprü-

| fung für besonders Begabte bzw. Verlängerung

| der Lehrzeit für Behinderte.

| Für die Wahrnehmung der den Ländern im Rahmen
des Berufsbildungsgesetzes übertragenen Aufgaben

| wird unter der Zuständigkeit des Kultusministeriums
ein zentrales Berufsbildungsamt gebildet, bei dessen
Entscheidungen die Mitwirkung von Unternehmern,
Arbeitnehmern, Ausbildern und Auszubildenden
sicherzustellen ist.

Um die notwendige Zahl von Lehrstellen zu sichern
und auch die strukturell benachteiligten Gebiete mit
der notwendigen Anzahl und Vielfalt von Lehrstellen
zu versorgen, wird eine von der SPD geführte Staats-
regierung darauf hinwirken, daß die öffentlichen Ar-
beitgeber in erhöhtem Maße Ausbildungsplätze be-
reitstellen und überbetriebliche Ausbildungszentren
insbesondere in den strukturschwachen Gebieten

36 Bayerns errichtet werden.



6. Zweiter Bildungsweg

Bis zur Verwirklichung der Gesamtschule als Regel- Zweiter
schule und der vollen Einbeziehung des beruflichen Bildungsweg
Bildungswesens in die Sekundarstufe II ist die Ver-
besserung des 2. Bildungsweges eine wichtige Auf-
gabe, der sich eine von der SPD geführte Staatsregie-
rung unter Dr. Vogel besonders widmen wird.

Die Organisation des 2. Bildungsweges muß dem Stu-
dierenden die Möglichkeit geben, seine berufliche Er-
fahrung einzubringen und an der Gestaltung seines
Ausbildungsweges mitzuwirken. Dabei ist auf ein fle-
xibles Kurssystem und den Einsatz von Fern- und
Medienunterricht besonderer Wert zu legen. Das Sy-
stem der Eignungsvoraussetzungen und Abschlüsse
muß durchlässig und übersichtlich sein. Der Staat hat
die Verpflichtung, über die Möglichkeiten des 2. Bil-
dungsweges umfassend zu informieren.

7. Überfüllte Klassen in Bayern

Die Wirksamkeit aller Reformen unseres Schulwesens Überfüllte Klassen
hängt entscheidend davon ab, daß es gelingt, die in Bayern
Durchschnittsschülerzahl insbesondere an den Grund-
und Hauptschulen und den Eingangsklassen der Re-
alschulen und Gymnasien erheblich zu senken. Mit
Klassenstärken von 35, 40, 45 und mehr — wie sie das
bayerische Schulwesen immer noch aufweist — wird
jede individuelle Förderung unmöglich gemacht.

Eine SPD-geführte Regierung wird deshalb alle An-
Strengungen unternehmen, um vernünftige Klassen-
frequenzen zu erreichen. In diesem Rahmen wird sie
die Einstellung von Absolventen der pädagogischen
Fachbereiche in den Staatsdienst sichern.

Zum Ausbau und zur Modernisierung älterer Schulge-
bäude wird sie ein besonderes Förderungsprogramm

..
auflegen. 37
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8. Kostenfreie Hausaufgabenbetreuung

1 Kostenfreie Haus- Von gleicher grundsätzlicher Bedeutung für die Siche-|

aufgabenbetreuung rung der Chancengleichheit wird es sein, die Schüler
von häuslicher Nacharbeit und damit von dem Bil-

|

dungsstand und den finanziellen Möglichkeiten derEltern unabhängig zu machen. Dies wird letztlich nur
mit der Einführung der Ganztagsschule möglich sein.

| Eine sozialdemokratisch geführte Staatsregierung

| wird in den kommenden vier Jahren diesen Schultyp
vermehrt anbieten und die Gemeinden finanziell un-
terstützen, die bei Neubauten bereits Einrichtungen
für die Ganztagsschulen berücksichtigen. Sie wird
aber auch die Initiative zur Einrichtung kostenfreier
Hausaufgabenbetreuungs- und Förderkurse ergreifen.

|

Sie wird auch anstreben, Lernmittel (Schulbücher und
Arbeitsmappen) den Schülern zu Eigentum zu über-
lassen. Die finanzielle Belastung kann durch Ein-
schränkung der genehmigten Titel, durch Vergröße-

| rung der Auflagen und durch Herstellung einfacherer

| Ausgaben in Form von Arbeitmappen und Arbeits-
heften verringert werden.

9. Behinderte Kinder besonders fördern

Behinderte Kinder Eine sozialdemokratisch geführte Staatsregierung un-
besonders fördern ter Dr. Vogel wird der Förderung behinderter Kinder

ganz besondere Aufmerksamkeit schenken. Sie wird
insbesondere

1. darauf hinwirken, daß langfristig die Isolation be-
hinderter Kinder in eigenen Schulen möglichst
weitgehend überwunden und bei Neubauten von
Sonderschulen dieser Gesichtspunkt beachtet
wird;

| 2. für Kinder ausländischer Arbeitnehmer durch ent-
sprechende Fördermaßnahmen den Anschluß an

38 den Unterricht in deutschen Schulen sichern und



3. in allen Schularten den schulpsychologischen
Dienst ausbauen und die Einrichtung von Erzie-
hungsberatungsstellen in verstärktem Ausmaß
fördern.

10. Fortschrittliche Lehr- und Lerninhalte

Immer noch unerfüllt sind unsere Forderungen nach Fortschrittliche Lehr-
neuen Bildungsinhalten und Bildungsschwerpunkten. und Lerninhalte
Die Überprüfung und Durchforstung des in den Schu-
len angebotenen Stoffes läßt immer noch auf sich war-
ten, obwohl Wissenschaftler und Fachverbände seit
langem darauf hinweisen, daß in den Schulen „zuviel
und zuviel Falsches“ gelehrt wird. Stattdessen hat
man in wichtigen Fächern drastische Stundenkürzun-
gen verfügt und mutet Lehrern und Schülern zu, den
gleichen Stoff in der reduzierten Zeit zu bewältigen.

Umfängliche, ins einzelne gehende Lehrpläne engen
die pädagogische Entscheidungsfreiheit des Lehrers
ein. Eine von Sozialdemokraten geführte Staatsregie-
rung wird diese Stoffpläne durch Rahmenrichtlinien
ablösen. Bei der Erarbeitung dieser Richtlinien sollen
die Erfahrungen anderer Bundesländer kritisch ge-
prüft und in die Diskussion einbezogen werden. Be-
sondere Bedeutung wird dabei den Richtlinien für die
politische Bildung in den Schulen zukommen. Die po-
litische Bildung hat die Aufgabe, den künftigen Staats-
bürger zur Wahrnehmung seiner Pflichten und Frei-
heiten zu befähigen, die ihm unsere demokratische
Verfassung gewährt und auferlegt. Dabei muß Demo-
kratie als ständige Aufgabe, Freiheit und soziale Ge-
rechtigkeit zu steigern und die Pluralität der Meinun-
gen und Auffassungen zu sichern, dargestellt werden.
Überholte Rollenbilder müssen revidiert werden.

Die gebräuchlichen Schulbücher sind daraufhin zu un-
tersuchen, ob sie der gesellschaftlichen Wirklichkeit

..
Noch entsprechen. 39
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Wir sind uns darüber im klaren, daß diese Aufgabe

|

nur dann erfolgreich gelöst werden kann, wenn die
neuen Rahmenrichtlinien von einem Grundbestand
an Übereinstimmung der demokratischen Kräfte un-
serer Gesellschaft getragen werden. Auf der Basis
gesicherter wissenschaftlicher Erkenntnisse sind neue
Lehr- und Unterrichtsmethoden zu erproben und ein-
zuführen. Insbesondere sollte die Erziehung zur Ein-
zelleistung durch die Befähigung zur Gruppenarbeit
ergänzt werden, weil sie im beruflichen Leben ständig
an Bedeutung gewinnt. Audiovisuelle Unterrichtsmit-
tel sind verstärkt einzusetzen. Alle Schularten sind in
gleichem Ausmaß damit auszustatten. Der damit ver-

| bundenen Gefahr, die Entwicklung zu eigenständigem
Denken zu hemmen, ist pädagogisch entgegenzuwir-

| ken. Das Angebot von Funk- und Fernsehen ist in Zu-
kunft mit den Lehrplänen der Schulen besser zu koor-
dinieren.

|
|

11. Mitverantwortliche Gestaltung der Erziehung
durch Lehrer, Eltern und Schüler

Mitverantwortlickee Wir Sozialdemokraten wollen den Schulen eine klare
Gestaltung der demokratische Verfassung geben. Lehrer, Eltern und

Erziehung durch Schüler müssen die Erziehungs- und Bildungsarbeit
Lehrer, Eltern und an unseren Schulen mitverantwortlich gestalten kön-

Schüler nen. Um richtiges Verhalten in einer demokratischen

|

Gesellschaft zu erproben und einzuüben, muß für dieSchüler darüber hinaus der notwendige Erfahrungs-

|

und Gestaltungsraum gesichert werden. Dies kann

| nicht durch den Leerlauf scheindemokratischer Ap-

| plausbeiräte geschehen, wie es in der Allgemeinen

| Schulordnung der CSU-Staatsregierung vorgesehen

| ist. Wir halten es darüber hinaus für verfassungsrecht-

|

lich bedenklich und politisch untragbar, daß in Bayern
| das schulische Leben und die Rechte von Lehrern,

Eltern und Schülern auf dem Verordnungswege statt
40 durch Gesetz geregelt werden. ZZ



Eine sozialdemokratisch geführte Staatsregierung
wird deshalb dem Parlament ein Gesetz über die Mit-
wirkung im Schulwesen vorlegen, das nach folgenden
Gesichtspunkten gestaltet sein soll:

1. Die Einzelrechte von Lehrern, Eltern und Schülern
sind zusätzlich zu fixiern, die pädagogische Frei-
heit des Lehrers ist zu stärken.

2. Bei den Entscheidungen im Bereich der Schule ist
die Mitwirkung von Lehrern, Eltern und Schülern
zu sichern. Sie erfolgt in einer Schulkonferenz, die
sich im Verhältnis von 2:1:1 zusammensetzt, ober-
stes Beschlußorgan einer Schule ist und über die
Gestaltung der Bildungs- und Erziehungsarbeit an
der Schule entscheidet.

3. Entscheidungen, zu denen ausschließlich Fach-
kenntnisse, direkte Kenntnisse des einzelnen Schü-
lers oder des inneren Dienstbetriebes vorausset-
zen, werden im Lehrerrat gefällt.

4. Die Eltern- und Schülerräte haben Vorschlagsrecht
gegenüber Schulleitung, Schulkonferenz und Leh-
rerrat. Lehrer, Eltern und Schüler können sich auf
allen Verwaltungsebenen organisieren.

5. DieQualifikation derLehrer wird durch eine Dreier-
kommission vorgenommen, das Verfahren zur
Auswahl der Schulleiter nach demokratischen
Grundsätzen gestaltet.

6. Schülerzeitungen können ohne Zensur oder Be-
einflussung hergestellt werden. Soweit sie außer-
halb des Schulgrundstückes vertrieben werden,
unterliegen sie den presserechtlichen Bestimmun-
gen. Bei innerhalb des Schulgrundstückes vertrie-
benen Schülerzeitungen beschränkt sich die Auf-
sicht der Schulleitung darauf, daß die Schülerzei-
tung nicht gegen das Grundgesetz, die Bayer.
Verfassung und die allgemeinen Gesetze verstößt. 41



\ 7. Die einzelnen Schulen sind nicht autonom, son-
dern unterstehen im Rahmen der geltenden ge-
setzlichen Vorschriften dem Gestaltungs- und Auf-

| sichtsrecht von Parlament und. Staatsregierung.

12. Reform der Lehrerbildung

| Reform der Die bisherige Art der Lehrerbildung erweist sich in
Lehrerbildung zunehmendem Maße als unzureichend. Bei der Aus-

bildung der Grund- und Hauptschullehrer kommt der
fachwissenschaftlicheTeil, bei den Philologen der er-
ziehungswissenschaftliche und fachdidaktische Teil zu

| kurz. Die Ausrichtung derAusbildung auf einzelne
Schularten führt zur Diskriminierung der Lehrer jün-

i gerer Schüler und macht die Reform unseres Bildungs-
wesens weitgehend unmöglich.

| Eine von Sozialdemokraten geführte Staatsregierung

|

wird deshalb eine Reform der Lehrerbildung nach fol-genden Grundsätzen in die Wege leiten:

1. Die bisherigen nach Schularten unterschiedenen
Lehrämter werden durch ein einheitliches Lehr-
amt an Öffentlichen Schulen mit stufenbezogener
Schwerpunktausbildung abgelöst (Primarstufe, Se-
kundarstufe I und Il). Die Fachlehrerausbildung
wird eingestellt,

2. Als Regeldauer der Ausbildung werden 8 Semester
angestrebt. Bis zur Überwindung des Lehrerman-
gels bleiben Abweichungen vorbehalten.

3. Die Ausbildung aller Lehrer umfaßt erziehungs-
wissenschaftliche, fachdidaktische und fachwissen-
schaftliche Studien. In den erziehungswissenschaft-
lichen und fachdidaktischen Studien muß eine an-
gemessene Ausbildung in den Gesellschaftswis-

42 senschaften enthalten sein.



4. Der Praxisbezug der neuen Lehrerbildung ist zu
sichern.

5. Kein Lehramt für einen stufenbezogenen Schwer-
punkt beinhaltet automatisch die Lehrbefähigung
für einen anderen Schwerpunkt; jede Lehrbefähi-
gung kann für eine andere Stufe durch Zusatzstu-
dium erweitert werden.

6. Die Fortbildung der Lehrkräfte ist besonders aus-
zubauen.

13. Hochschulabschluß ist kein Gehaltsberechtigungs-
schein

Das Hochschulstudium soll nicht vordergründig der Hochschulabschluß
Sicherung bestimmter Gehaltsansprüche dienen; die ist kein Gehalts-
Hochschulen sollen vielmehr neben der Erfüllung ihres berechtigungsschein
Forschungsauftrages die Ausbildung für solche Tätig-
keiten vermitteln, die die Anwendung wissenschaft-
licher Erkenntnisse und Methoden oder die Fähigkeit
zu künstlerischer Gestaltung erfordern. Die Steuer-
zahler finanzieren die Hochschulen nicht, um einer
schmalen Schicht von Privilegierten ihre Positionen zu
erhalten, sondern um allen Kindern in diesem Land
möglichst viele Bildungschancen zu geben. Wir So-
zialdemokraten wollen Hochschulen, die nicht nur auf
dem Papier, sondern tatsächlich für alle Schichten
unseres Volkes offenstehen.

Wir meinen allerdings nicht, daß das Abitur in jedem
Fall zum Hochschulstudium führen muß. Deshalb ist

de
r

Einbahncharakter des Gymnasiums und des Ab-
Iturs durch die Entwicklung von Berufslaufbahnen zu
überwinden, die auch ohne Hochschulstudium zu er-
reichen und für Abiturienten erstrebenswert und
attraktiv sind.

Das Hochschulwesen ist besonders negativ durch
. den in vielen Studienfächern verhängten Numerus 43



|.

| clausus gekennzeichnet. Die Beschränkung der Zu-

| lassung zum Studium trifft die Abiturienten aus den
sozial benachteiligten Familien besonders hart.

Diese Benachteiligung wird durch den untauglichen

| und ungerechten Staatsvertrag zur Vergabe von Stu-
dienplätzen noch verstärkt. Er muß deshalb durch
bessere Regelungen im Hochschulrahmengesetz des
Bundes abgelöst werden. Eine sozialdemokratisch ge-

| führte Staatsregierung wird ihre ganze Kraft aber vor
allem dafür einsetzen, die Zulassungsbeschränkungen
zu mildern und in den zulassungsbeschränkten Fä-
chern eine gerechte Auswahl der Studienbewerber

| zu gewährleisten.

|
|

Sie wird dazu folgende Maßnahmen ergreifen:

|

1. Es muß sichergestellt werden, daß die hohen In-
vestitionen für die Hochschulen sich gerade auch

' in den Numerus-clausus-Fächern durch eine ent-

|

sprechende Erhöhung der Zahl der Studienplätzeauswirken.

Es ist deshalb zu überprüfen, ob alle Studienplatz-
kapazitäten tatsächlich genutzt und die Lehrver-
pflichtungen von allen an der Universität Lehren-
den erfüllt werden. Durch entsprechende Modelle
ist zu erproben, ob die Erweiterung der Vorle-
sungszeit auf 9 Monate (Studienjahr) zusätzliche
Studienmöglichkeiten schafft.

2. Die ständig steigende tatsächliche Studiendauer
muß verkürzt werden durch Neubestimmung und
ständige Überprüfung der Studienziele, durch Ent-
rümpelung der Studieninhalte, durch die Erstel-
lung von inhaltlich und zeitlich klar gegliederten
Studienordnungen, durch die Verbesserung der
Studienberatung und durch die Entfernung „ewiger
Studenten“ aus den Fächern mit Zulassungsbe-

| 44 schränkungen.



3. Durch den schwerpunktmäßigen Ausbau bzw. die
Errichtung der Universitäten Regensburg, Augs-
burg, Bayreuth und Passau sind insbesondere auch
in den Studienfächern mit Zulassungsbeschrän-
kungen neue Studienplätze zu schaffen. Dabei hat
sich die Hochschulplanung nicht nur an der vor-
aussehbaren Gesamtnachfrage nach Studienplät-
zen, sondern auch an langfristig zu erwartenden
gesellschaftlichen Bedarf an Hochschulabsolven-
ten zu orientieren.

4. Der Hochschulbereich wird in einem durchlässigen
System von abgestuften und aufeinander bezo-
genen Studiengängen und Studienabschlüssen
durch die Verbindung verschiedener Hochschular-
ten und -einrichtungen zu Gesamthochschulen neu
geordnet.

Die Durchführung dieser Maßnahmen erfordert
gleichzeitig auch eine schrittweise Vergrößerung
der Lehrkörper der Hochschulen. Dabei muß die
bisherige hierarchische Gliederung überwunden
werden.

Die SPD erstrebt die demokratische Mitbestim-
mung für alle Lehrenden, Studierenden und sonst
hauptberuflich im Bereich der Hochschulen Be-
schäftigten und wird dabei die im Rahmen des
Bundesverfassungsgerichtsurteils vom 29. 5. 1973
gegebenen Möglichkeiten voll ausschöpfen. Sie ist
entschlossen, die Lehr- und Studienfreiheit an den
Hochschulen entschieden zu verteidigen, wenn sie
durch Androhung von ungesetzlichem Druck oder
die Anwendung von Gewalt bedroht ist.

Die Abschaffung der verfaßten Studentenschaft und
das CSU-Ordnungsrecht sind allerdings kein Mittel,
de
n Frieden an den Hochschulen zu sichern. Poli-

tischer Extremismus kann nur mit politischen Mitteln,
Gewalttaten aber müssen mit rechtsstaatlichen Mit-
teln von den Behörden und den Gerichten bekämpft
werden. 45
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14. Erwachsenenbildung

Der gesamte Bereich der Erwachsenenbildung und
Weiterbildung bedarf gründlicher Reformen

Erwachsenen- Eine einmalige berufliche Erstbildung wird in Zukunft
bildung nicht nur in vielen Fällen nicht mehr genügen. Unser Wissen ist
am Katzentisch ständig ergänzungsbedürftig; ebenso rapide ändern

sich Berufsbilder und Berufsstrukturen.

Weiterbildung umfaßt aber nicht nur berufliche Fort-
bildung, sondern immer auch übergreifende allge-
meine und politische Bildung. Sie soll die Kritik- und
Kommunikationsfähigkeit erweitern und älteren Men-
schen den Kontakt zu nachfolgenden Generationen
erleichtern helfen.

Die SPD hat im Bayerischen Landtag den Entwurf
eines Erwachsenenbildungsgesetzes vorgelegt, der

| diesen Bereich als 4. Säule des Gesamtbildungswe-
sens verankern sollte. Erstmals wären dadurch die
gesetzlichen Voraussetzungen für ein breitgefächer-
tes, flächendeckendes Bildungsangebot durch das Zu-
sammenwirken von Land, Gemeinden und den Träger-
organisationen der Erwachsenenbildung geschaffen
worden. Der Entwurf hätte die finanzielle Förderung
der Volkshochschulen und der übrigen Träger wesent-
lich verbessert und insbesondere auch die Personal-
ausgaben abgesichert. Eine von Sozialdemokraten
geführte Staatsregierung unter Dr. Vogel wird die
Grundsätze dieses Gesetzentwurfes durchsetzen, zu-
gleich aber auch die Initiative zur Gründung einer
„Offenen Universität“ nach britischem Vorbild ergrei-
fen, die in Zusammenarbeit mit anderen Bundes-
ländern und dem Bund entstehen sollte. Sie muß offen
sein für alle Bürger —

unabhängig von ihrer Vorbil-
dung — und soll die Weiterbildung in ganz neuerForm
institutionalisieren.

Eine derartige „Offene Universität" soll als 'öffent-
46 lich-rechtliche Anstalt Fernstudieneinheiten anbieten,
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mit deren Hilfe sich jeder weiterqualifizieren kann. Sie
soll als Gegengewicht zum privaten Medienverbund
wirken und die Arbeit der Schulen und Universitäten
ergänzen. Der Volkshochschulverband soll für die
„Offene Universität“ Verantwortung übernehmen.

Damit Erwachsenenbildung nicht vom einzelnen unter Bildungsurlaub
hohen persönlichen und finanziellen Opfern erkauft
werden muß, wird eine von Sozialdemokraten ge- |

führte Staatsregierung auf die Einführung eines Bil- |

dungsurlaubes für alle Arbeitnehmer hinwirken. |

15. Kulturpolitik in Bayern

|
|

Bayern ist ein Land jahrhundertealter Kunst- und Kulturpolitik in
Theatertradition. Es war ein Anziehungspunkt für Bayern: für uns alle
Künstler aus aller Welt. Die Förderung großer Künst-
ler war Tradition. Aufgabe einer fortschrittlichen Kul- |

turpolitik kann es jedoch nicht sein, nur Münchner
Renommier-Objekte zu fördern. Theater undOrchester i

gibt es in vielen größeren Städten Bayerns. Sie bedür-
fen im Interesse ihrer Bürger der nachhaltigen Unter-
Stützung des Freistaates Bayern. Eine sozialdemokra-
tisch geführte Staatsregierung wird sich für eine aus-
geglichene Förderung einsetzen. Sie wird einen um-
fassenden Förderungsplan vorlegen, der die verfüg-
baren Mittel schwerpunktmäßig zuweist. Sie wird a
außerdem prüfen, inwieweit mögliche Theaterver- Wirtschaftliche - i

bünde die Situation außerhalb Münchens verbessern Situation der
helfen. Künstler verbessern

Solche Theaterverbände dürfen allerdings nicht dazu
führen, die ohnehin schon ungünstige Lage der Künst-
ler noch mehr zu verschlechtern. Die SPD wird viel-
mehr darauf achten, daß die wirtschaftliche und so-
ziale Situation der Künstler verbessert wird. Eine von
Sozialdemokraten geführte Staatsregierung wird dar-
über hinaus die Weckung und Förderung künstleri- 47



scher Interessen in allen Schichten unseres Volkes
und der Entwicklung und dem Ausbau neuer Formen
des Kulturlebens (z. B. Kreativitäts- und Aktivierungs-
zentren) ihr besonderes Augenmerk schenken.

Historische Für Bayern ist der Denkmalschutz wegen seiner zahl-
Stadtkerne reichen Kunst- und vor- und frühgeschichtlichen Bo-

erhalten dendenkmäler ein herausragendes Problem. Wir mei-
nen, daß den Gemeinden in verstärktem Maß Mittel
zugewiesen werden müssen, um bayerisches Kultur-
gut im ganzen Lande zu bewahren. Der Grenzbereich
zwischen förmlicher Denkmalpflege, der Erhaltung von
schutzwürdiger Bausubstanz, vor allem aber auch der
Schutz des gewachsenen Lebensraumes in unseren
historischen Stadtkernen, aber auch inrelativ „jungen“
Stadtvierteln, ist dabei oft fließend. Hier greifen Denk-

| malpflege und allgemeines Bodenrecht eng ineinan-
der.

| Es waren bayerische Sozialdemokraten, die als erste
diesen Zusammenhang gesehen und auf Bundesebene
in die politische Praxis umgesetzt haben durch die
entsprechenden Erhaltungsvorschriften im Rahmen
des Bundesbaugesetzes.

IV. 1.3. Soziale Sicherung für unsere Bürger

Sozialdemokraten Sozialpolitik ist eines der besonderen Anliegen der
als Schrittmacher Sozialdemokraten. Im Bereich der Bundespolitik ha-

ben die Sozialdemokraten erhebliche Verbesserungen
der bisherigen sozialen Leistungen durchgesetzt.Beim

Ausbau der sozialen Gerechtigkeit und einer humanen
Arbeitswelt haben Sozialdemokraten im Bund neue
Maßstäbe gesetzt:

@ Jedem Arbeitnehmer garantiert das neue Betriebs-
verfassungsgesetz (BVG) mehr Rechte am Arbeits-
platz durch dasMitbestimmungsrecht der Betriebs-

48 räte bei Einstellungen und Entlassungen, in Bil-



dungsfragen, bei allen personalen und sozialen
Anliegen im Betrieb. Die Weiterbeschäftigung der
Jugendvertreter wurde zusätzlich abgesichert.

® Gesundheitsschutz, Arbeitssicherheit (Unfallverhü-
tung) und bessere Gestaltung des Arbeitsplatzes
(Humanisierung) werden entscheidend verbessert
durch das Betriebsärztegesetz. Durch das Gesetz
sind die Betriebe verpflichtet, ihre Arbeitnehmer
arbeitsmedizinisch zu betreuen.

® Arbeitnehmer sind vor den Risiken der Krankheit
durch die zeitlich unbegrenzte Krankenhauspflege
(Wegfall der unsozialen Aussteuerung) geschützt.

® Familienmitglieder, die ihre erkrankten Kinder be-
treuen müssen, erhalten von den Krankenkassen
Krankengeld. Berufstätige Frauen könnenbei ihren
kranken Kleinkindern bleiben (Leistungsverbesse-
Tungsgesetz).

© Arbeitnehmer können mit 63 Jahren in Rente ge-
hen. Rentner sind vom Krankenversicherungs-Bei-
trag befreit.

® Vorschul-Kinder, Schüler und Studenten sind un-
fallversichert. Die Familien geraten nicht mehr in
finanzielle Not.

® Die Kriegsopferrenten stiegen allein 1973 und 1974
um insgesamt 30 Prozent. Die Renten-Automatik
gilt jetzt auch für Kriegsopfer (Kriegsopfer-Renten-
Anpassung).

® Alle Schwerbehinderten haben das Recht auf einen
Arbeitsplatz. Sie erhalten einen erweiterten Kün-
digungsschutz und 6 Tage Zusatzurlaub. Das bis-
herige Schwerbeschädigtengesetz wurde weiter-
entwickelt und auf alle Schwerbehinderten, unab-
hängig von der Ursache der Behinderung, ausge-
dehnt. 49



@
® Für Hausfrauen und Selbständigewurde derWeg zur

geseizlichen Altersversicherung geöffnet. Die bes-
ser verdienenden Angestellten und die Landwirte

' genießen jetzt die Vorteile der gesetzlichen Kran-

| kenversicherung. Ohne zusätzliche Kosten werden
ihnen die ärztliche Versorgung garantiert und Kur-
aufenthaite gewährt.

Schwerpunkt: Diese unbestreitbaren großen Erfolge der Sozial-
Verbesserung des demokraten in den vergangenen anderthalb Jahren

Arbeitsiebens sind erst ein Anfang. Die Sozialdemokraten sehen auf
folgenden Gebieten der sozialen Sicherung Ungerech-
tigkeiten, an deren Beseitigung wir arbeiten:

@ Die Humanisierung der Arbeitswelt durch Verbes-
serung der Arbeitsbedingungen und Arbeitsbezie-
hungen steht im Mittelpunkt der weiteren sozial-

|

demokratischen Arbeit im Bund:

|

— Reform der betrieblichen Alterssicherung durch
arbeitsrechtliche Absicherung der Ansprüche für
rund 12 Millionen Arbeitnehmer. Absicherung der
Betriebsrenten im Konkursfall durch Insolvenzver-
sicherung.

— Reform des Jugendarbeitsschutzgesetzes durch
die Gewährleistung ärztlicher Untersuchungen der
Jugendlichen, durch das Verbot, Jugendliche unter
15 Jahren zu beschäftigen, durch Wochenarbeits-
zeitverkürzung auf 40 Stunden und wirkungsvolle
Strafvorschriften bei Nichteinhaltung des Gesetzes.

—
Neuregelung des Arbeitsverhältnisrechtes durch
eine zusammenfassende, einheitliche Definition
der Rechte und Pflichten der Vertragspartner.

—
Neureglung des Tarifvertragsrechts unter anderem
auch durch die tarifvertragliche Regelung der Ar-
beitsbeziehungen zwischen Arbeitgebern und
freien Mitarbeitern.

—
Verbesserung des Schutzes für Heimarbeiter durch

50 Kündigungsschutzanpassung, Orientierung der



Löhne an den Tariflöhnen der anderen Arbeitneh-
mer, Anspruch auf zusätzliche vermögenswirk-
same Leistungen.

—
Verbesserung des Schutzes behinderter Menschen
im Arbeitsleben und der Angleichung der Reha-
bilitationsleistungen für Behinderte.

— Humanere Gestaltung der Arbeitsplätze durch die
Arbeitsstättenverordnung.

© Der weitere Ausbau der Sparförderung in Arbeit-
nehmerhand

© Der konsequente weitere Ausbau der sozialen Si-
cherung unter Berücksichtigung der finanziellen
Leistungsfähigkeit der Sozialversicherungsträger
durch

= weiter verbesserten Unfallschutz;

=
Neuordnung der Krankenversicherung für Rentner;

=
Verbesserung der Kriegsopferversorgung bei ent-
sprechender Anhebung der Versorgungsbezüge.

Sozialpolitik ist nicht nur Bundessache. Auch die Län- Reformkurs in
der müssen konsequent Reformkurs steuern. In Bay- Bayern
ern geschieht dies noch nicht. Deshalb wird eine so-
zialdemokratisch geführte Staatsregierung unter Dr.
Hans-Jochen Vogel dieses Sozialprogramm in die Tat
umsetzen:

® Bayern wird im Bundesrat nicht länger sozial fort-
schrittliche Gesetze blockieren. Wir werden für
die gleichberechtigte Mitbestimmung und für die
Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand eintreten.
Bayern wird im Bund auf ein schnelleres Tempo
der sozialen Reform drängen.

© Sprecher der Arbeitnehmer sind für eine sozial-
|

demokratisch geführte Staatsregierung die Ge- 51



werkschaften. Wir unterstützen eindeutig den Ge-
danken der Tarifautonomie und treten deshalb
auch für ein Verbot der vertragslösenden Aussper-

' rung ein. Die Mitwirkung der Gewerkschaften soll

| in Wirtschafts- und Sozialbeiräten gesichert wer-
den.

® Der berufstätigen Familie müssen mehr verschuli-
sche Einrichtungen zur Verfügung stehen. Das Kin-
dergartengesetz der CSU erfüllt diesen Anspruch
nicht.

@ Das Verbot der Kinderarbeit und der Schutz der
Jugendlichen vor Ausbeutung muß auch in Bayern
beachtet werden. Wir werden die finanziellen und
personellen Möglichkeiten der staatlichen Ge-

| werbeaufsicht beträchtlich stärken.

|

® Jeder Bürger Bayerns muß wissen, welchen An-
spruch auf öffentliche Hilfe er hat. Wir sorgen da-
für, daß in allen Städten und Landkreisen Bera-
tungsstellen eingerichtet werden.

@ Sozialdemokraten werden gewährleisten, daß je-
der Mitbürger am Gemeinschaftsieben teilnehmen
kann. Dies gilt besonders für über eine Million
ältere Mitbürger.

© Bürgerinitiativen, gesellschaftliche Gruppen und
einzelne Personen, die sich dem Dienst am Mit-
menschen verschrieben haben, werden mit der un-
bürokratischen finanziellen Förderung durch eine
sozialdemokratisch geführte Staatsregierung rech-
nen können.

® Ältere Mitbürger brauchen eine gesicherte Zukunft.
Wir werden unseren Seniorenplan verwirklichen
und zusätzliche Landesmittel für den Altenheim-
bau zur Verfügung stellen. Auf gesetzlichem Wege
müssen die älteren Mitbürger vor privaten Profit-

52 Machern geschützt werden.



Schon 1971 haben wir den Seniorenplan der SPD ein- Verwirklichung
gebracht, der von derCSUweitgehend niedergestimmt unseres
wurde. Alte Menschen dürfen nicht ins Abseits un- Seniorenplans
serer Gesellschaft gedrängt werden. Alte Menschen
haben ein Leben lang hart für die Zukunft dieses Lan-
des gearbeitet. Es ist allein deshalb einer Gesellschaft
unwürdig,

- wenn sie Alter als Wertminderung einschätzt;

- wenn sie die einfachsten Geselligkeits- und Auf-
gabenbedürfnisse der alten Menschen mißachtet;

= wenn sie die Wohnsituation und gesundheitliche
Versorgung alter Menschen vernachlässigt.

Unser Seniorenpian schließt deshalb u.a. die folgen-
den Einzelmaßnahmen ein:

1. Bei der verstärkten Förderung von Wohnmöglich-
keiten der Senioren muß die in Wohngebieten in-
tegrierte altengerechte Wohnung im Vordergrund
stehen. Daneben sind Alten- und Pflegeheime und
auf dem Lande Altenteilerwohnungen besser zu
fördern. Die Zuschüsse müssen mindestens 50
Prozent der Bau- und Einrichtungskosten bis zu
einer jährlich neu festzulegenden Höchstgrenze
umfassen.

2. Zuschüsse für Seniorenreisen und Altenerholungs-
maßnahmen in Höhe von 1 Million DM jährlich.

3. Mittel für verschiedene Arten von Seniorenbegeg-
nungsstätten (Altenklubs, Altengemeinschaften
usw.), in Höhe von 1 Million DM jährlich.

-

4. Errichtung je einerModell-Seniorenberatungsstelle
in jedem Regierungsbezirk.

5. Errichtung je einer Sondereinrichtung in jedem
Regierungsbezirk für desorientierte Bürger. 53
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6. Hilfestellung zur Kommunikationsverbesserung al-
ter Menschen (Altentelefon, Freifahrt auf städti-
schen Verkehrsmitteln usw.).

| 7. Es ist finanziell sicherzustellen, daß Rentner in
Altenheimen ein angemessenes Taschengeld zur
freien Verfügung haben.

Gesellschaftliche Neben den alten Menschen gilt unsere besondere Auf
-

Randgruppen merksamkeit auch den anderen gesellschaftlichen
integrieren Randgruppen, die allzu häufig übersehen werden. Da-

zu gehören vor allem die geistig und körperlich Be-
hinderten, denen ein menschenwürdiger Platz in un-
serer Gesellschaft verschafft werden muß.

Für die Wiedereingliederung obdachloser Familien in
normale Wohnverhältnisse hat das sozialdemokratisch
geführte Bundesministerium für Städtebau und Woh-

| nungswesen eine Konzeption erarbeitet, die vorsieht:

—
Auflösung der Notunterkünfte;

-
Betreuung durch Sozialarbeiter;

—
Unterbringung in familiengerechten Sozialwoh-
nungen;

—
Bürgschaften für etwaige Mietausfälle.

Die Verwirklichung dieses Konzeptes wird nicht nur
eine menschlichere, sondern auch eine wirtschaft-
lichere Lösung mit sich bringen.

Den sozialen Im Bereich des sozialen Wohnungsbaus war Bayern
Wohnungsbau traditionelles Schlußlicht hinter allen übrigen Bundes-

verstärken ländern.

Wir Sozialdemokraten werden die Struktur des Lan-
deshaushaltes überprüfen und alles in Bewegung
setzen, um auch in Bayern den sozialen Wohnungs-

54 bau zu verstärken.



Maßgebliche Unterstützung erwarten wir uns darin
von unseren Freunden im Bund. Aber auch die zügige
Durchsetzung einer sozialverpflichteten Bodenreform
wird uns darin unterstützen.

Sozialdemokratische Sozialpolitik will alle Benachtei-
ligungen beseitigen. Die Ursachenforschung ist zu
verstärken. Bereits gewonnene Erkenntnisse der Wis-
senschaft sind in die praktische Politik umzusetzen.

IV. 1.4. Politik für die Frau

Mehr als die Hälfte der Bevölkerung Bayerns sind
Frauen. Die SPD wird dafür sorgen, daß die Inter-
essen dieser Mehrheit endlich in den Vordergrund der
politischen Arbeit treten. Schon vor Inkrafttreten des
Grundgesetzes garantierte die Bayerische Verfassung
als eine der ersten Verfassungen der BRD 1946
gleiche Rechte für Frauen und Männer. 18 Jahre kon-
Servativer Regierungspolitik in Bayern haben jedoch
dazu geführt, daß die Wirklichkeit mit der Verfassung
nicht in Einklang steht. Frauen sind immer noch stark
benachteiligt:

Solange die Frau in ihrer Ausbildung benachteiligt ist, Gleichstellung von
solange ungleiche Entlohnung für gleichwertige Arbeit Mann und Frau
besteht und die Aufstiegschancen unzureichend sind, bisher nicht
solange Frauen nach der Geburt oder bei Krankheit erreicht
eines Kindes den Beruf aufgeben müssen und da-
durch berufliche und finanzielle Nachteile erleiden,
solange kann man von einer gerechten Gesellschafts-
ordnung nicht reden.

Die Sozialdemokraten halten die Benachteiligung der
Frau nicht für naturgegeben. Wir glauben vielmehr,
daß bestimmte „Zwangsläufigkeiten“ in der persön-
lichen und beruflichen Entwicklung der Frau nicht hin-
genommen werden müssen. Die Frau soll selbst frei

.
Über ihre Aufgaben und Funktionen entscheiden kön- 55



nen. Deshalb müssen gesellschaftliche Schranken ab-
gebaut werden, die die Selbstverwirklichung der Frau
unmöglich machen.

In langer Tradition hat sich die SPD stets für die Ver-

| besserung der Situation der Frau eingesetzt. Die SPD
war es, die als erste politische Partei das Frauen-
stimmrecht in ihr Programm aufnahm. Die SPD war
es, die 1919 das Frauenstimmrecht durchsetzte. Aber
für die tatsächliche Gleichstellung der Frau muß man
sich auf allen Ebenen weiter einsetzen: im Bund, im
Landtag, in den Gemeinden, am Arbeitsplatz und in
der Familie.

Sozialdemokraten Seit Übernahme der Regierungsverantwortung im
im Bund weisen Bund 1969 konnten Sozialdemokraten die Situation

| den Weg der Frau erheblich verbessern:

|

@
® Die SPD hat dafür gesorgt, daß Bäuerinnen,

Selbständige und Mithelfende endlich in die ge-
setzliche Krankenversicherung aufgenommen wur-
den.

® Die SPD hat berufliche Fortbildung und die Wie-
dereingliederung der Frau in den Beruf durch das
Ausbildungsförderungsgesetz erleichtert; ohne
Rücksicht auf das Einkommen des Ehemannes.

@
® Die SPD hat die beamtenrechtlichen Vorschrif-

ten erweitert. Das Gesetz ermöglicht jetzt männ-
lichen und weiblichen Beamten Beurlaubung oder
Teilzeitbeschäftigung, wenn Kinder unter 16 Jah-
ren zu betreuen sind oder im Haushalt ein pflege-
bedürftiger Angehöriger lebt.

© Durch die Initiative der Sozialdemokraten im Bund
berät der Bundestag jetzt über einen Gesetzent-
wurf zur Reform des Eherechtes. Das nicht mehr
zeitgemäße Eherecht soll ersetzt werden durch ein

56 Recht, das die heutige Stellung der Frau in un-
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serer Gesellschaft berücksichtigt und sie nicht auf 1

eine einseitige Rolle festlegt. Den Eheleuten bleibt v

es überlassen, wer den Haushalt führt und ob nur

f

ein Ehegatte oder beide erwerbstätig sein wollen. |

Im Fall der Scheidung wird die Frau künftig wirt-
schaftlich ausreichend gesichert, wenn sie we- f
gen eines Kindes, wegen Alters oder Krankheit j

nicht erwerbstätig sein kann. Durch einen Ver-

|

sorgungsausgleich wird eine eigene Altersversor-
gung sichergestellt. Dabei ist es gleichgültig, aus
welchem Grund die Scheidung erfolgt. Keine Frau

|

soll Angst haben müssen, wegen einer Scheidung j
eines Tages unversorgt dazustehen.

© Die Sozialdemokraten haben im Bundestag einen

|

Gesetzentwurf eingebracht, der die befristete Ar-
beitsfreistellung der Mutter oder des Vaters vor-
sieht, wenn ein Kind erkrankt ist und Pfiege
braucht.

® Ersimals unter einer SPD-Regierung wurde die
längst überfällige Reform des $ 218 StGB in An-
griff genommen. Sozialdemokraten achten in die-
ser Frage die Gewissensentscheidung des einzel- |

nen. Sie treten in ihrer Mehrheit für die Fristenre- |

gelung ein. Die SPD wird sich dafür einsetzen, daß |

in Zukunft den Nöten und Sorgen schwangerer |

Frauen nicht länger mit einem inhumanen Straf-
recht begegnet wird. Sie brauchen unseren Rat '

und unsere Hilfe. Mit der Reform des Strafrechts
allein ist das Problem allerdings nicht zu lösen.
Es muß erreicht werden, daß eine Frau gar nicht i

erst in die Situation einer unerwünschten Schwan-
gerschaft gerät.

Vielfältige Hilfen von Bund und Ländern sind dazu
erforderlich:

- bessere Sexualaufklärung in Schulen und Bera- '

tungsstellen

- erleichterter Zugang zu empfängnisverhütenden
Mitteln, 57



— bessere und vermehrte vorschulische Einrichtun-
gen,

—- mehr und bessere Tageshorte,

—
Ganztagsschulen,

—
familiengerechte Wohnungen,

—- ein gerechter finanzieller Familienausgleich,

— mehr Hilfe für Mütter mit körperlich und geistig
behinderten Kindern,

— mehr Hilfe und Verständnis für alleinstehende
Mütter,

—-
insgesamt eine kinderfreundliche Umwelt.

| Frauen dürfen nicht Die Gleichstellung der Frau im Arbeitsleben — ein tra-
schlechter verdienen ditionelles sozialdemokratisches Anliegen:

— weil sie
Frauen sind Frauen werden in unserer Gesellschaft schlechter ent-

lohnt als Männer. Ursache für diesen Unterschied ist,
daß der Grundsatz gleicher Lohn für gleichwertige
Arbeit mißachtet wird.

Meistens aber werden Frauen weniger offen diskri-
miniert: bestimmte Berufe und Tätigkeiten bezeichnet
man kurzerhand als leichte oder minderqualifizierte
Arbeit und bezahlt sie entsprechend. Deutliche Bei-
spiele sind bestimmte Dienstleistungsberufe, das Sy-
stem der Leichtlohngruppen und unterbezahlte Heim-
arbeit.

Es gibt aber auch Diskriminierungen, welche weniger
offen zu Tage treten, sich aber nicht weniger ungün-
stig auf die Entlohnung der Frauen auswirken. Da
sind z. B. die immer mehr von Arbeitgebern prakti-
zierten Differenzierungen nach dem Geschlecht bei
den sogenannten übertariflichen Zulagen oder dieBe-
setzung von besserbezahlten Arbeitsplätzen mit Män-
nern, selbst dann, wenn Mann und Frau die gleichen

58 Voraussetzungen mitbringen. Das muß anders werden!
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Unsere Leistungen und Initiativen im Bund und Bay- |

ern:

—
Einrichtung einer Leichtiohngruppenkommission

— Initiative im Bayerischen Landtag für höhere Min- |

destlöhne der Heimarbeiterinnen.

Wir werden uns einsetzen:

® für gleichen Lohn für gleichwertige Arbeit
® für Abschaffung der Leichtlonngruppen

® für bessere staatliche Überwachung und höhere
Mindestiöhne der Heimarbeit, die sich an den Ta-
riflöhnen der Betriebsarbeiter orientieren sollen,
sowie vermögenswirksame Leistungen auch für
Heimarbeiter und Angleichung des Kündigungs-
schutzes.

Eine von Dr. Hans-Jochen Vogel geführte sozialdemo-
kratische Staatsregierung wird
© die Gewerbeaufsicht zur Einhaltung des Arbeits-

schutzes verstärken und

® Frauen als Mitarbeiter in die Gewerbeaufsicht ein-
setzen,

® im öffentlichen Dienst die Gleichstellung und Auf-
stiegschancen der Frauen unterstützen.

Bessere Bildungschancen für die Frauen.

Ein weiteres Merkmal für die Diskriminierung der Konservative
Frauen und gleichzeitig eine der Ursachen für ihre Be- Leitbilder zerstören
nachteiligung ist die schlechtere und kürzere Ausbil- die Zukunft
dung. Mädchen werden noch weithin nach dem Leit- der Frau
bild der Hausfrau und Mutter erzogen, für die der Be-

ru
f

nur „Wartezeit“ und „Vorbereitung“ auf die Ehe
ist, Die Berufsausbildung wird stark vernachlässigt.
Die Folgen dieser einseitigen Erziehung und der oft |

mangelnden Ausbildung muß allein die Frau tragen: 59 |



Schlechtere Bezahlung, unbefriedigende Berufe, grö-
Bere soziale Unsicherheit und schlechtere Versorgung
im Alter sind das Ergebnis.

' Die besonders starke Benachteiligung der Frauen in
Bayern ist offensichtlich. Die Konservativen haben
diese Probleme nicht sehen wollen. Sie haben nur Un-
zureichendes für eine bessere Ausbildung getan und
weiterhin im Schulunterricht verstaubte Leitbilder ver-
mitteln helfen. Besonders benachteiligt sind die Frau-
en außerhalb der Verdichtungsräume und speziell in
den strukturellen Gebieten.

Eine sozialdemokratische bayerische Staatsregierung
mit Dr. Hans-Jochen Vogel wird durch ein Sofortpro-
gramm wenigstens die aufwachsende Generation vor
kaum mehr gutzumachenden Schäden bewahren:

—- Breite Aufklärung (durch Schule, Presse, Funk,
Fernsehen usw.) der Eltern und Mädchen über die
Folgen mangelnder Schul- und Berufsausbildung
und die bestehenden Bildungsmöglichkeiten;

— Gezielte und nicht in traditionelle Frauenberufe
ausgerichtete Berufsberatung; Mädchen sollen ver-
stärkt für bisher von ihnen noch nicht wahrgenom-
mene Berufe interessiert werden.

-
Verwendung von Schulbüchern, die zeitgemäße
und an der Wirklichkeit orientierte Leibbilder pro-
pagieren;

— Die gemeinschaftliche Erziehung von Jungen und
Mädchen, diesich auch auf gemeinsame Lehrinhalte
erstreckt, soll ais Regel für alle Schularten gei-
ten (Koedukation). Hauswirtschaft, Werken, Kin-
derpflege und Erziehung müssen für alle Kinder
und Jugendlichen altersangemessen Pflichtfach
werden, damit Chancengleichheit und soziale In-

60 tegration verwirklicht werden können.
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— Ungelernten und angelernten Arbeiterinnen müs-
sen in der Berufsschule berufliche Kenntnisse ver- |

mittelt werden, je nach dem in welchem Industrie-
zweig sie beschäftigt sind. Die ausschließliche Ein-
reihung in hauswirtschaftliche Berufschulklassen j

darf es für diese Mädchen nicht mehr geben. j

Solche Maßnahmen können jedoch die bereits began- vYerstärkte Erwach-
genen Versäumnisse nicht mehr ausgleichen. Deswe- senenbildung muß 1

gen wird eine sozialdemokratische Staatsregierung das Versäumte i
den bereits benachteiligten Frauen zügig helfen nachholen

— durch schnellen Auf- und Ausbau der allgemeinen
und berufsbildenden Erwachsenenbildung, vor
allem auf dem Land;

—- durch Informationen der Frauen über Möglichkei- |

ten des Berufsförderungsgesetzes;

—- durch vermehrtes Angebot beruflicher Weiterbil- |

dung in Form von Heimstudien für Mütter (z.B. Te-
lekolteg) zur Erhaltung der beruflichen Aufstiegs-
chancen.

- durch Information über die bestehenden Möglich-
keiten, nach der Erziehung der Kinder Berufe ohne i

lange Ausbildungszeit bei angemessener Bezah-
lung zu ergreifen.

Doppelbelastung abbauen. ö

Die Benachteiligung der Frau äußert sich nicht nur in Gleichstellung darf
der Ungleichheit der Löhne und der Ausbildungschan- nicht Doppel-
cen, sondern auch in der Ungleichheit der Belastung belastung heißen |

im Alltag. Millionen Frauen haben neben ihrem Beruf |

noch den Haushalt und Kinder zu versorgen. _

Die überkommene Arbeitsteilung zwischen Mann und |

Frau bedeutet für die berufstätige Frau eine Doppel-
belastung.

Gibt die Frau aber ihren Beruf zugunsten der Familie |

auf, so muß sie heute auf Unabhängigkeit und eigenes 61 |
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Einkommen verzichten und eine drastische Minderung
ihrer Altersversorgung und der künftigen Berufschan-
cen hinnehmen.

Frauen, die sich ganz der Familie widmen wollen,
übernehmen damit so umfängliche Verantwortung für
andere Menschen, daß dieser Entschluß nicht diskri-
miniert werden darf. Genausowenig aber darf die
Hausfrauenrolle für konservative Politiker Vorwand
sein, Benachteiligungen als „freiwillig von den Frauen
eingegangen“ bestehen zu lassen.

Diese Haltung wird dann zynisch, wenn, wie in den
meisten jungen Familien, Mann und Frau arbeiten ge-
hen müssen, um sich eine erträgliche Existenz zu
sichern und die nötigen Anschaffungen zu machen.

Andererseits werden heute die Leistungen der Frau
in der Familie öffentlich kaum anerkannt, in jüngster
Zeit sogar bagatellisiert und nur die bezahlte Arbeit
als Leistung gewürdigt.

Hinter all dem liegt viel Unenrlichkeit.

Sei es, daß auf diese Weise billige Arbeitskräfte an-
gelockt werden sollen oder sei es, daß die häufige
Doppelbelastung der Frau totgeschwiegen wird.

Mann und Frau Wir Sozialdemokraten sind der Meinung, daß Mann
sollen über Arbeits. Und Frau die Aufteilung der Arbeitslast in der gemein-
last in der Familie Samen Familie am besten selbst bestimmen können.
frei entscheiden Eine Änderung der überkommenen Arbeitsteilung

können Setzt natürlich einen Umdenkungsprozeß voraus, der
Zeit fordert und nicht ohne Spannungen zwischen den
Betroffenen abgehen wird. Allerdings darf der Staat
die Rollen- und Arbeitsteilung der Geschlechter nicht
durch einseitige Erziehung, Schulbildung und Berufs-
ausbildung verordnen.

Eine sozialdemokratische Staatsregierung wird dabei
62 die Errichtung von vorschulischen Einrichtungen,
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Ganztags-Gesamtschulen und pädagogisch geleitete |

Spielzentren fördern, sowie die Modellversuche zum

\

Projekt „Tagesmutter“ unterstützen. 5

Diese Maßnahmen fördern dieChancengleichheit aller
Kinder und entlasten gleichzeitig die Eltern. Damit |

wird vor allem den Frauen Zeit gegeben, ihre Berufs-
ausbildung aufzunehmen und zu vervollständigen. |

N

Die Frauen haben die Leistungen der SPD erkannt
und gewürdigt. Sie haben dafür gesorgt, daß die SPD
die Bundestagswahl 1972 gewonnen hat. Erstmals in
der Geschichte der Nachkriegszeit ging die SPD als
stärkste Fraktion aus dem Bundeswahlkampf hervor.
53,4% der Frauen haben für die sozial-liberale Koali- i

tion gestimmt.

Die Frauen haben damit bestätigt, daß die Politik der |

SPD für die Frau richtig ist.

Die SPD wird diese Politik fortsetzen. Das sind ihre
weiteren Ziele im Bund:

|

® Fortführung der Rentenreform mit dem Ziel einer
eigenständigen sozialen Sicherung aller, auch der
nichtberufstätigen Frauen.

® Anrechnung der Zeiten der Mutterschaft, Krank- |

heit und Ausbildung bei der Rentenversicherung
von Hausfrauen zur Erhöhung ihrer Rente. |

© Einführung eines „Babyjahres“, das Müttern ein |

zusätzliches Versicherungsjahr je Kind in der Ren- |

tenversicherung gewährt. |

Eine sozialdemokratisch geführte Staatsregierung un-

/

ter Dr. Hans-Jochen Vogel wird auch im Freistaat Bay- u

ern diese Politik durchsetzen helfen und im Sinne der |

oben aufgeführten Programmpunkte ergänzen. 63



VI. 1.5. Politik für junge Menschen

Jugendpolitik Jugendpolitik ist ein Teil der Gesellschaftspolitik —

nicht im Ghetto und kein „Kästchen“ für Spezialprobleme. Jugend-
politik durchdringt die Bildungspolitik ebenso wie die

] Sozialpolitik, betrifft Landespolitik ebenso wie den
Sport —

Trotzdem: die Landespolitik hat wichtige Aufgaben im
Rahmen der Jugendhilfe, sie verlangt eine konzen-
trierte Darstellung.

Voraussetzung für den Erfolg fortschrittlicher Jugend-
-

politik ist es, dafür zu sorgen, daß nicht unter dem
Vorwand von Leistungsforderungen Auslese statt För-
derung, Unterdrückung statt Hilfe in freier Entfaltung

Ä

betrieben werden.

|

Die SPD will versuchen junge Menschen zu befähigen,ihre gesellschaftliche Situation zu erkennen und

| durch politisches Handeln zu verbessern.

Sozialdemokratische Jugendpolitik geschieht in der

| Absicht, politische Hilfen zur Emanzipation junger
Menschen zu geben.

Ihr Inhalt richtet sich nach den Bedürfnissen der jun-
gen Menschen und soll ihnen die Möglichkeit der ge-
selischaftlichen Mitbestimmung einräumen.

Ausreichende Die SPD will gesellschaftliche Konflikte nicht dadurch
Freizeitangebote ausgleichen, daß den Jugendlichen Freizeitangebote

zur Verfügung gestellt werden, die diese passiv zu
konsumieren haben, ähnlich wie in der organisierten
Freizeitindustrie von heute. Sie will den Jugendlichen
helfen, daß sie ihre Freizeit selbst gestalten können
und dazu fähig werden, die Probleme, die durch Ar-
beit und Schule gegebensind, zu erkennen, um sie mit
anderen solidarisch zu lösen.

Sozialdemokratische Jugendpolitik ist stets auch
64 ein Beitrag zur Beseitigung von Ungerechtigkeiten
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und Benachteiligungen von gesellschaftlichen Grup- g

pen. (Kinder und Jugendliche aus sozialschwachen |
Familien, Kinder und Jugendliche ausländischer Ar- j
beitnehmer, behinderte, obdachlose, straffällig ge- iwordene Jugendliche.) “

W

Es müssen geeignete und vom Staat geförderte Maß- Integrierung von v

nahmen zur Integration dieser Randgruppen in der Randgruppen a

Gesellschaft ergriffen werden.

i
R

Sozialdemokratische Jugendpolitik muß den jungen j
Menschen vor wirtschaftlicher und gesundheitlicher “
Ausbeutung sowie geistiger Bevormundung schützen. j |

E|

ie)

Die CSU hat es versäumt, die Jugendpolitik als wich- 4
tige gesellschaftspolitische Aufgabe zu sehen. Dar- |

über täuscht auch nicht die Vorlage eines Jugendpro-
gramms der Staatsregierung hinweg. ii

1

Die im Rahmen des Jugendprogramms der Staatsre- 0
gierung vorgesehenen Mittel zur Förderung der Ein- ai
richtungen, Maßnahmen und Veranstaltungen der Ju- "|
gendarbeit und Erziehungshilfe (Jugendhilfe) sind

f

nicht am Bedarf orientiert. Sie reichen nicht aus, die |

Versäumnisse der Vergangenheit zu korrigieren. Al-
lein für den Bereich Jugendarbeit entstand in den M

i

letzten Jahren ein Antragsüberhang von ca. 8 Millio- j
nen Mark für den Jugendheimbau. So errechnete z.B. |

der Bayerische Jugendring (der Zusammenschluß der j

bayerischen Jugendverbände) für Einrichtungen und a

Veranstaltungen der Jugendarbeit einen Mittelbedarf j

von 185 Millionen Mark für die Jahre 1974 bis 1977. Mi

Er hält die bisher erkennbaren Mittelansätze des Ju- 1
gendprogramms der Staatsregierung für unzurei- iM

chend, N
|

Eine sozialdemokratische Staatsregierung unter Dr.

|

Hans-Jochen Vogel wird ihr Arbeitsprogramm unter H
i

folgende Leitlinien stellen: 65 ii:
I

if
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@ Die von der Bundesregierung angestrebte Reform
des Jugendhilferechts wird unterstützt. Durch lan-
desrechtliche Regelungen sollen die Reformen er-
möglicht und abgesichert werden.

® In parinerschaftlicher Zusammenarbeit wird die
. SPD mit den Vereinigungen der Jugendhilfe kon-

struktiv zusammenarbeiten.
Sie wird dafür eintreten, daß auch die freien und
behördlichen Träger der Jugendhilfe konstruktiv
und partnerschaftlich zusammenarbeiten.

@
® Die Gemeinden müssen in den Stand gesetzt wer-
den, zunehmend Einrichtungen zur Verfügung zu
stellen, die für alle Jugendlichen offen sind. Was

| öffentlich gefördert wird, muß für alle zugänglich
sein.

@ Die Gemeinden sollen verpflichtet werden, im Rah-

| den der Bauleitplanung Einrichtungen und Spiel-
flächen für Kinder und Jugendliche auszuweisen
und deren Verwirklichung durchzusetzen.

© Die Gemeinden, Bezirke und das Land sollen in
die Lage versetzt werden, Einrichtungen der Ju-
gendhilfe bedarfsgerecht zu fördern. Dazu sind ab-
gestimmte Förderungspläne von Land, Bezirk und
Kommunen notwendig.

@ In allen Einrichtungen für die Jugend sollen Mit-
bestimmungsmöglichkeiten der Jugend geschaf-
fen werden.

® Die Einrichtungen der offenen Jugendarbeit müs-
sen die Funktion von Kommunikations-, Informa-
tions-, Begegnungs-, Beratungs- und Bildungsstät-
ten erfüllen und der Jugend die Möglichkeiten zur
eigenen Initiative und Selbstorganisation bieten.

@ Die Beratungsstellen für Jugendliche mit fachlich
qualifiziertem Personal (Sozialpädagogen und

66 Psychologen) werden ausgebaut. Dabei sind Ko-
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operationsmodelle der verschiedenen Beratungs- u
dienste zu entwickeln. S

Der Schwerpunkt der Beratungstätigkeit hat dort u

stattzufinden, wo die Probleme auftreten, z. B. am m

Arbeitsplatz oder in den Bildungsinstitutionen. ü

Die Art dieser Arbeit macht es notwendig, daß den junmittelbar im Problembereich arbeitenden So- #

zialpädagogen im öffentlichen Dienst Entschei- -
dungsfreiräume eingeräumt werden. ’

® Heimerziehung und Jugendstrafvollzug werden

\

nach modernen erziehungswissenschaftlichen und “

sozialpädagogischen Erkenntnissen reformiert. N
.

® Bildungsurlaub für Auszubildende und junge Ar- i
beitnehmer muß Wirklichkeit werden. Die Voraus- '

setzungen für die Einführung eines solchen Bil-
dungsurlaubes werden geschaffen. ü

Im einzelnen werden wir folgende Forderungen zu
verwirklichen suchen: i

I
® die Arbeit der Jugendämter muß durch den Ein-

satz von qualifiziertem Fachpersonal verbessert i

werden; 1

® die Gewerbeaufsichtsämter müssen personell

|

besser ausgestattet werden, damit sie Jugendliche li

wirksam vor gesundheitlicher Ausbeutung schüt- R

zen und die Einhaltung des Jugendarbeitsschutzes j

gewährleisten können. Zur Behandlung mi- h
lieugeschädigter Kinder sind Planstellen für So- |

zialpädagogen bzw. Spieltherapeuten an vorschu- m
lischen Einrichtungen, Grund- und Gesamtschulen „
einzurichten;

|

y

® durch Öffnung der Schulhöfe und der Schulsport- j

plätze während der schulfreien Zeit sollen wei- 67 ı
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tere Spielplätze für Kinder und Jugendliche ge-
schaffen werden;

© die Einrichtungen der Jugendhilfe sollen an der
Bauplanung der Gemeinden nach dem Bundes-
baugesetz und dem Städtebauförderungsgesetz
beteiligt und als Träger öffentlicher Belange aner-
kannt werden;

® für die Mindestausstattung von Spielplätzen sollen
Rahmenrichtlinien erlassen werden. Die Errich-
tung und der Unterhalt pädagogisch betreuter
Spielplätze muß finanziell unterstützt werden. Da-
bei können mobile Spielplatzteams eingesetzt wer-
werden;

@
® soziale Gerechtigkeit und das Gebot der Solidari-
tät mit den Schwächeren verlangen gerade bei der
Jugendpolitik Phantasie und den Mut zu neuen,

| wagemutigen Problemlösungen.

Eine sozialdemokratische Staatsregierung wird
sich bemühen, das richtige politische Klima für die
Verwirklichung dieser Forderungen zu schaffen.

IV. 1.6. Ausländische Arbeitnehmer in Bayern

Zahl ausländischer Die Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer hat
Arbeitnehmer sich infolge ihres starken Anstiegs und der Zunahme

ständig gestiegen der Ausländerfamilien in den letzten Jahren in der
Bundesrepublik ebenso wie in Bayern zu einem im-
mer größeren und drängenderen sozialen und wirt-
schaftlichem Problem entwickelt.

Die Zahl der ausländischen Arbeitnehmer in der Bun-
desrepublik betrug 1962 650 000, belief sich 1968 auf
1,2 Millionen und beträgt heute bereits über 2,4 Mil-
lionen. Hierzu kommen weit mehr als 1 Million nicht- _

erwerbstätiger Familienangehöriger. Auf Bayern ent-
68 fallen von dem gesamten Personenkreis etwa 16%,.
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das sind etwa 450 000; es ist damit im Verhältnis zum E u

Bevölkerungsanteil etwa gleich stark wie die übrigen Jul)

Bundesländer betroffen. Ebenso wie im übrigen Bun- Ih

desgebiet ist die Ausländerbeschäftigung in Bayern Y

auf die Verdichtungsgebiete — und zwar mit 60% — “ll
konzentriert. Von diesen 60% entfallen 40% allein auf Ih

den Arbeitsamtsbereich München, weitere 17% auf

\
j

Nürnberg und 7% auf Augsburg. "
pn

Die Verdichtungsgebiete leiden ohnehin an schwerwie- |
genden Mängeln in der Infrastruktur. Jede Zuwande- 1
rung muß die Probleme der menschenwürdigen Unter- N

bringung, des Verkehrs, der Betreuung und Schul- ul
bildung von Kindern und der Gesundheitsfürsorge i
verschärfen. Nicht in den Verdichtungszentren sollen f
die neuen Arbeitsplätze im Zuge des wirtschaftlichen '
Wandels geschaffen werden, sondern in den struktur- u
schwachen Räumen, wo sie den dortigen Arbeitneh- af

mern zugute kommen. Auch die großzügigsten För- M
E

derungsmaßnahmen für die Randgebiete können nur "4
wenig ausrichten, solange hochwertige neue Arbeits- W

e
plätze bei jeder Investition in den Verdichtungsgebie- ME

ten leicht mit neu angeworbenen, niedrig bezahlten, MR

ausländischen Arbeitnehmern besetzt werden können. 1

Bf:
Da ohne staatliche Eingriffe aufgrund der wahrschein- Vernünftig bremsen - “u
lichen Entwicklung der Wirtschaft und der Zahl der aber nicht auf dem U
inländischen Erwerbspersonen in der Bundesrepublik, Rücken ausländischer ‚ Ü

sowie der Arbeitsmarktsituation in den Herkunftslän- Arbeitnehmer m

dern mit einem weiteren Anstieg der Ausländerbe- IF
schäftigung gerechnet werden müßte, sind Maßnah- 4 i

men notwendig, die eine weitere Zunahme abbremsen IM B

und notfalls stoppen. "08

Der von der Bundesregierung aus konjunkturellen

|

sund energiepolitischen Gründen verfügte Anwerbe- i '
stop für Ausländer aus Nicht-EG-Ländern trägt dem ig:
in deutlicher Weise Rechnung. Wh

I}
Die Politik des Abbremsens darf jedoch nicht auf dem ji I
Rücken der Ausländer und ihrer Familien geschehen. 69 \ | Ü



Genau das stellt sich aber die CSU vor, die trotz zahl-
reicher Proteste das unmenschliche System der
Zwangsrotation auch in ihrem: Ministerratsbeschluß
vom 3. April 1973 nicht ausgeschlossen hat.

Aktionsprogramm Dagegen hat die Bundesregierung mit ihrem langfri-
für Ausländer- stigen Aktionsprogramm für Ausländerbeschäftigung

beschäftigung der vom 8. Juni 1973 den Weg gewiesen, wie das Problem
Bundesregierung eines zu starken weiteren Anwachsens der Ausiänder-

beschäftigung in einer gegenüber den Ausländern so-
zial und gesellschaftlich verantwortlichen Weise zu
lösen ist.

Von dem Programm werden allerdings Arbeitnehmer
aus den EG-Staaten dann nicht erfaßt, wenn die Maß-
nahmen den Freizügigkeitsregelungen der europäi-
schen Gemeinschaften widersprechen.

| Im einzelnen sieht dieses Programm folgende Maß-
nahmen als Leitlinien vor:

® Prüfung der Unterkünfte der anzuwerbenden aus-
ländischen Arbeitnehmer, ob sie den Richtlinien
des Bundesarbeitsministeriums vom 1. 4. 1973 ent-
sprechen, um so eine angemessene Unterbringung
sicherzustellen.

@
® Abhängigmachung der Zulassung der Anwerbung

in überlastete Siediungsgebiete von der Aufnahme-
fähigkeit der sozialen Infrastruktur.

@
® Erhöhung der Vermittlungsgebühr der Bundesan-

stalt für Arbeit.

® Befürwortung der baldigen Annahme der Wirt-
schaftsabgabe, wenn die obigen Maßnahmen nicht
im gewünschten Maße bremsend wirken.

70 @
® Bekämpfung der illegalen Ausländerbeschäftigung.



FIR

1

fı
\\ |

|ii

|
ll

"ip
“|

li

@ Ablehnung der zwangsweisen Rotation und Ver-

N i
besserungdes Aufenthaltsstatuts bei längerem Auf- H

enthalt. n

ll

@
® Begünstigung einer Entwicklung, die die Produk-

tionsmittel zu den Arbeitskräften bringt, um die N

h

Wanderung der Arbeitskräfte zu den Produktions- "
mitteln allmählich abzuschwächen.

ı
iı }

Wir bayerischen Sozialdemokraten begrüßen und un-

N

F

terstützen das Aktionsprogramm der Bundesregie-

\

rung, das zu einer Konsolidierung der Ausländerbe- sl
schäftigung beiträgt und dort gezielte Hilfe leistet, wo a

die sozialen und gesellschaftlichen Probleme der aus- ii

|

ländischen Arbeitnehmer besonders groß sind. ı

| Wir lehnen auf das Entschiedenste ein System der Keine Bereicherung u

| Ausnutzung der ausländischen Arbeitnehmer auf aufdem Rücken ii

| schlechtbezahlten Arbeitsplätzen unter schlechten Ar- der Ausländer 4 |

ı beitsbedingungen bei menschenunwürdigerUnterbrin- 4

ı gung, mangelhafter Infrastruktur und zerrissenen Fa- "

| milien ab. Die gleichzeitige Aussicht auf Zwangsab- 4

| schiebung, wenn es den Profitinteressen der Wirt- “
schaft oder dem falsch verstandenen Staatsinteresse IR

| dient, so wie es offen und versteckt nach wie vor von 0

' der CSU-Regierung begünstigt bzw. betrieben wird, M
E

| ist entwürdigend und muß die ausländischen Arbeit- N
R

| nehmer in eine unhaltbare Situation bringen. u

| A

| Für uns Sozialdemokraten gilt der unumstößliche Gleiches Recht a

ı Grundsatz, daß alle Arbeitnehmer, inländische wie im Arbeits- und I

ı ausländische, in unserem Land unter grundsätzlich Sozialbereich ‚ah

ı gleichen Bedingungen leben und arbeiten können, NH

| auch wenn viele ausländische Kollegen zu Hause un- a

Ä ter derart unmenschlichen wirtschaftlichen, sozialen gi
und politischen Bedingungen leben müssen, daß sie I

| in Deutschland fast alles zu akzeptieren bereit sind !

| und auch die jahrelange Trennung von ihren Familien bi

| inKauf nehmen. Wir sind uns klar darüber, daß gleiche Ih

| Arbeits- und Lebensbedingungen nicht nur den Aus- 71

|
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ländern, sondern auch uns selbst zugute kommen,
denn dadurch wird von vornherein verhindert, daß
sich ein Heer von Ausgestoßenen und Getretenen bil-
det, das eines Tages seine Rechte in schweren sozia-
len Unruhen erkämpfen würde, wie dies in den USA
beispielsweise der Fall war und z. Z. noch ist. Die
Gleichstellung ist ein Gebot der Humanität.

Maßnahmen- Eine sozialdemokratisch geführte bayerische Staats-
Programm der regierung wird an der Ausarbeitung der zur Abbrem-
Bayerischen sung der Zunahme der Ausländerbeschäftigung und

Sozialdemokraten der Verbesserung der sozialen und gesellschaftlichen
Lage der vorhandenen ausländischen Arbeitnehmer
notwendigen konkreten Maßnahmen und Gesetze tat-

| kräftig mitarbeiten.

|

Hierzu ist in erster Linie notwendig, die ausländischen
Arbeitnehmer und ihre Familien von der bisherigen|

Unsicherheit über ihre Zukunft zu befreien. Eine echte
Wahl zwischen Rückkehr und Integration ist nur mög-
lich, wenn die ausländischen Menschen aus einem
sicheren Aufenthaltsrecht ihre und die Zukunft ihrer
Kinder planen und bestimmen können. Erst aus die-
ser Sicherheit und dem Rechtsanspruch darauf lassen
sich ernsthafte Konzeptionen für die Lösung der Pro-
bleme im Wohnungs-, Schul- und Sozialbereich ent-
wickeln. Erst dann entsteht eine Chance für die nicht-
rückkehrwilligen ausländischen Mitbürger, sich voll
in unsere Gesellschaft einzuleben.

Im einzeinen wird eine sozialdemokratisch geführte
bayerische Staatsregierung vor allem:

® Keinen ausländischen Arbeitnehmer zwangsweise
abschieben, sofern er nicht erheblich gegen die
einschlägigen Strafgesetze verstoßen hat.

@
® Initiativen zur Reform des Ausländerrechts, insbe-

sondere mit dem Ziel der Familienzusammenfüh-
rung und der Einräumung des unbefristeten Auf-

72 enthaltsrechts nach einigen Jahren ergreifen. .
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® An einer Konzeption auf Bundesebene zur Erleich- i h

terung der Einbürgerung mitarbeiten. N
£

@
® Modelle für kommunale Ausländer-Beiräte erar-

h i
beiten. Bei der Wahl oder Berufung dieser Beiräte ii
muß die entscheidende Mitwirkung der ausländi- f
schen Arbeitnehmer gewährleistet sein. | EI:

Al '
® Den sozialen Wohnungsbau für ausländische Ar- ‚

beitnehmer verstärken, ausreichende Schulen und
Vorschulplätze für Ausländerkinder schaffen, die F

berufliche Fortbildung fördern sowie die gesund- Inf

heitliche und soziale Betreuung der Ausländer aus- u“

| bauen. iiIE
"IR

|

@
® Den Ausländern Möglichkeiten und Wege zum hl

| Erlernen der deutschen Sprache eröffnen, etwa El

| durch die Verpflichtung der Unternehmen, obliga- iR

| torische Sprachkurse während der Arbeitszeit sy

| durchzuführen. il=
in n

| @ Die Strafverfolgung bei illegaler Anwerbung, Ver- 4

| mittlung und Beschäftigung, sowie bei wucheri- ‚iR

scher Ausnutzung der Notlage von ausländischen I

| Arbeitnehmern verschärfen. M
e

| er

| In der Ausarbeitung von bundeseinheitlichen prak- M
M

Ä tikablen und wirksamen regionalen Zulassungskri- Bi

terien intensiv mitwirken. 4 k

| Mn

| Bei der Verlagerung der Produktion durch bayerische i ı

| Unternehmen die vorausschauende strukturpolitische hi

Flankierung sicherstellen und u. a. durch die Abbrem- li 1

| sung der Zuwanderung von ausländischen Arbeitneh- nl

| mern in die Verdichtungszentren das Wirtschafts- 4

| wachstum in die vom Strukturwandel betroffenen ei

| Randgebiete lenken. itii

| Eine Ausländerpolitik, die auf Abbremsung der Zu- N

| wanderung, auf Freiwilligkeit der Rückkehr und auf 73 M
I

I:
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Hilfestellung zur vollen Integration abzielt, wird auf
Schwierigkeiten gegenüber den Herkunftsländern sto-
Ben. Diese Probleme müssen möglichst rasch durch
politische Verhandlungen gelöst werden. Die CSU-
Politik hat sich bisher auf diesem Gebiet nur auf un-
fruchtbare Kaffeekränzchenmit untergeordnetenChar-
gen beschränkt. Hier muß Neuland betreten werden.

Wie in den übrigen Bereichen der Politik ist die sozial-
demokratische Politik gegenüber den ausländischen
Arbeitnehmern keine Interessenpolitik für die Reichen
und Mächtigen, sondern eine Politik für den arbeiten-
den Menschen.

IV. 1.7. Gesundheitspolitik für unsere Bürger

|

Gesundheitspolitik ist Gesellschaftspolitik

Da Gesundheit neben der Bildung eine der wichtig-
sten Voraussetzungen dafür ist, daß jeder seine Per-
sönlichkeit frei entfalten und sein Leben im Einklang
von persönlicher Freiheit und sozialer Bindung führen
kann, müssen die Chancen zu ihrer Erhaltung und
Wiederherstellung durch einen Ausbau der Vorsorge,
Früherkennung, Behandlung und Rehabilitation ent-
sprechend dem jeweiligen Erkenntnisstand der Wis-
senschaft für jeden Bürger, unabhängig von seiner
wirtschaftlichen und sozialen Lage, gleichermaßen ge-
währleistet sein.

Gesundheit ist für Sozialdemokraten nicht einfach das
Freisein von Krankheit und Beschwerden. Für uns ist
Gesundheit körperliches, geistig-seelisches und so-
ziales Wohlbefinden, das für jeden unserer Mitbürger
gewährleistet sein soll. Gesundheit ist so ein Maßstab
für die Qualität der Lebensbedingungen in unserer
Gesellschaft. Unsere Gesundheit ist abhängig auch :

von denEinflüssen der Umwelt, von der Qualität der
74 Wohnungen und Arbeitsplätze, von den sozialen Be-,
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zügen und den Auswirkungen der Lebensweise. "ie

Psychosoziale Prozesse spielen bei der Entstehung nf
von Krankheiten eine zunehmend wichtige Rolle. lI
Aufgabe der Gesellschaft ist es, dem Menschen zu ıl
ermöglichen und ihn zu befähigen, gesund zu leben 1)

und bei Krankheit soweit wie erreichbar, zu gesun- if
den. Die Gesundheitspolitik hat hierfür die Voraus- f
setzung zu schaffen. }
Gesundheitspolitik ist ein Eckpfeiler sozialer Demo- |
kratie. |in

In der sozialdemokratischen Gesundheitspolitik nimmt Vorsorge und |
die Gesundheitsvorsorge einen vorrangigen Platz ein. Früherkennung J
Die Gesundheitsvorsorge muß zu einer zentralen R

n '
Aufgabe aller Berufe und Einrichtungen des Gesund- u
heitswesens werden. Wir Sozialdemokraten werden if
durch wissenschaftliche Untersuchungen die Ursachen 1 $

für die noch zu hohe Mütter- und Säuglingssterblich-
keit in Bayern feststellen lassen und durch gezielte il;
Maßnahmen senken. "W

E

Vorsorge und Früherkennungsmaßnahmen im Säug- \ı

lings- und Kleinkindalter sind zu intensivieren. Eine nl
umfassende Jugendgesundheitspflege muß bereits in 'EE

vorschulischen Einrichtungen beginnen. Die Schul- "0
gesundheitspflege muß durch eine Vermehrung der ni:
Zahl der Schulärzte und der Untersuchungen ausge- Es
baut werden. Der Impfschutz unserer Bevölkerung ist H

p

durch die Einführung von kostenlosen und freiwilligen pi

Impfungen (gegen Grippe, Röteln und Masern) auszu- ‚l
weiten. Weitere Früherkennungsuntersuchungen in er- u
ster Linie zur Bekämpfung der modernen Zivilisations- In
krankheiten, wie z. B. Herz-, Kreislauf- und Stoffwech- ıy
Selkrankheiten sind erforderlich, ebenso wie Früh- ni

erkennungsuntersuchungen bei Kindern zur Verhin- Ink

derung von Zahnkrankheiten und Kieferanomalien.

Il
iM

Sozialdemokraten gehen von der Erkenntnis aus, daß

a h

es immer wichtiger wird, Voraussetzungen für ein 75 '
ll



gesundes Leben zu schaffen und Krankheiten vorzu-
beugen.

Dies gilt vor allem für die Arbeitswelt. Eine Arbeits-
welt in der die rücksichtsiose Ausschöpfung mensch-
licher Kräfte die Regel ist, produziert neben privaten
Profiten körperlich, seelisch und sozial Kranke, deren
Versorgung und Pflege dann wieder der Gemeinschaft
überlassen wird.

Gesundheitspolitik Sozialdemokratische Gesundheitspolitik geht von die-
am Arbeitsplatz ser Erkenntnis aus und setzt am Arbeitsplatz an, an

den konkreten Lebensbedingungen der Menschen.

Wir fordern deshalb:

|

- verstärkten Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz.

|
N

— Arbeitsmittel, Arbeitsverfahren und Arbeitsbedin-
gungen sind an den Menschen anzupassen.

— Maßnahmen des Arbeitsschutzes sind durch eine
verstärkte Gewerbeaufsicht und einen personell
und sachlich besser ausgestatteten gewerbeärzt-
lichen Dienst sicherzustellen.

— In den Betrieben und Verwaltungen müssen Ar-
beitsmediziner und Sicherheitstechniker in aus-
reichender Zahl eingesetzt werden.

—
Unabhängig von der Betriebsgröße muß in jedem
Betrieb die arbeitsmedizinische und sicherheits-
technische Beratung und Betreuung sichergestellt
sein. Für Klein- und Mittelbetriebe müssen ge-
gebenenfalls überbetriebliche Einrichtungen zur
Erfüllung dieser Aufgabe geschaffen werden.

— Die Gewerbeaufsichtsbehörden sollen zueinermo-
dernen Einrichtung mit Überwachungs- und Bera-
tungsfunktionen zur Verhütung arbeitsbedingter

76 Erkrankungen weiterentwickelt werden. .
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— Den Ausbau von arbeitsmedizinischer Forschung N

und Lehre an allen bayerischen Universitäten. Ar- N
i

beitsmedizinische Erkenntnisse sollen den Betrof- |fenen vermittelt werden, z.B. bei der beruflichen Il !

Weiterbildung, in den Berufsschulen und im Be- f
trieb. In der Ingenieurausbildung muß dieser Ge-

N

|
sichtspunkt die gleiche Bedeutung haben wie etwa

)

die Kenntnis von rationellen Arbeitstechniken. |'ıi
Das bestehende Gesundheitssystem wird von Jahr zu \ '

Jahr kostspieliger, wobei verkrustete Interessenstruk- N |turen, Vorurteile und Sonderinteressen von Gruppen )
oft einer vernünftigen Regelung im Wege stehen. Die ı Ä

CSU-Regierungen haben in all den Jahren ihrer Herr- i
schaft in Bayern nicht den Mut gefunden, sich mit In- tl
teressengruppen anzulegen, die moderne Lösungen ii ı#

bekämpfen, um alte Vorrechte nicht zu gefährden. I

d

Dieses passive Laufenlassen hat sich in der Versor- Ärztliche Versorgung N
gung der Bevölkerung mit Ärzten auf dem Land und auf dem Land ıden Stadtrandbezirken der großen Städte, insbeson- unzureichend ul
dere den Wohnbezirken der Ärmeren, einschneidend \j
ausgewirkt. Die Menschen in diesen Gebieten haben Bi

unter dem Mangel an Ärzten zu leiden, langeWege- Sir
und Wartezeiten oft in Kauf zu nehmen. Um die in N
Bayern in vielen Gebieten vorhandene ärztliche Unter- "
versorgung zu beheben, wären zusätzlich mindestens ih
750 Kassenärzte, vorwiegend praktische Ärzte, und 18

etwa 500 Zahnärzte erforderlich. EL

In 23 Landkreisen Bayerns muß ein Kassenarzt mehr N
als 1800 Einwohner versorgen. Der Mangel wird sich h
in den nächsten Jahren wegen der ungünstigenAlters- rl
Struktur der Ärzte noch stärker bemerkbar machen 1 |

(ein Drittel etwa 60 Jahre und älter). Zur Sicherung ih

einer gleichmäßigen und gleichwertigen ambulanten IM
Versorgung ist es erforderlich: ı \

= den Integrationsgrad der verschiedenen Bereiche ! |

der medizinischen Versorgung (freie Praxis, Kran- 77

'l



kenhaus, öffentlicher Gesundheitsdienst, Werks-
ärzte usw.) zu erhöhen

— die Bedarfsplanung im Gesundheitswesen auszu-
bauen

— die soziale Krankenversicherung in die Lage zu
versetzen, ihre Aufgaben in der Gesundheitssiche-
rung voll wahrzunehmen

— die Anpassung undWeiterentwicklung des Kassen-
arztrechtes (RVO) an die sich ändernden Verhält-
nisse

— die kassenärztlichen Vereinigungen in die Lage

|

zu versetzen (und dazu anzuhalten), entsprechend

| den berechtigten Ansprüchen der Gesellschaft

| ihrem gesetzlichen Auftrag, die kassenärztliche

| Versorgung sicherzustellen, inZusammenarbeitmit
den Krankenkassen langfristig zu genügen

— daß Ambulanzen der Krankenhäuser von den Pa-
tienten auch ohne Überweisung aufgesucht werden
können.

Eine sozialdemokratisch geführte Staatsregierung
wird

— die Zahl der Studienplätze für Medizin und Zahn-
medizin baldmöglichst erhöhen, insbesondere an
der TU München und der Universität Erlangen.

Die vorhandenen Ausbildungskapazitäten müssen
bestmöglichst ausgenutzt werden.

Lehrkrankenhäuser müssen Polikliniken erhalten
und in die klinische Ausbildung einbezogen wer-
den. Auf die Würde des Patienten muß bei der me- .

dizinischen Ausbildung Rücksicht genommen wer-
78 den ,
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- die Planung für die benötigten Lehrkrankenhäuser I
beschleunigt fertigstellen i

— prüfen, ob Studienanfängern, die sich zu mehrjäh- N

riger Tätigkeit in unterversorgten Gebieten ver- uk

pflichten, Zulassungserleichterungen gewährt wer- N

den können.

|
N

- dafür Sorge tragen, daß die Aus- und Weiterbil- 1

dung der Mediziner darauf ausgerichtet wird, den .h
ärztlichen Nachwuchs bereits während des Stu- ll
diums für die Allgemeinmedizin zu interessieren N

durch systematische Aufklärung während der Stu- N I
dienzeit, Integration des Faches Allgemeinmedizin "N

in Lehre und Forschung, Schaffung von Weiter- 4

bildungsstellen für künftige Allgemeinärzte an den |
Krankenhäusern |9

- ein Programm für die vorausschauende Bedarfs- ni

planung zur ärztlichen Versorgung entwickeln 1 MM.

il
— darauf hinwirken, daß andere als Kassenärzte und ı

andere als leitende Krankenhausärzte (z.B. ge- Ai

eigneteÄrzte an Krankenhäusern) an der kassen- H
in

ärztlichen Versorgung beteiligt werden If'}
= moderne Formen gemeinsamer ärztlicher Berufs- H

i

ausübung (Gemeinschafts- und Gruppenpraxen) u
fördern

|
Y

= mindestens 3 Mill. DM im Jahr den Gemeinden in H
e

ärztlich unterversorgten Gebieten in Form von Zu- “E

schüssen und zinsverbilligten Darlehen für den N

Bau von Ärztehäusern, in denen Gruppen- und u
Gemeinschaftspraxen eingerichtet werden können, 4 |

geben. Diese Ärztehäuser sollen von den Gemein- Bl
)

den errichtet, ausgestattet und den Ärzten miet- ji
weise überlassen werden. in

Mit diesen Mitteln sollen auch ärztliche Modell- 1
einrichtungen und medizinisch-technische Zentren 79

|
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gefördert werden. Diese Zentren könnten medi-
zinisch-technische Leistungen rationell und zuver-
lässig erbringen und sowohl den Krankenhäusern,
als auch den niedergelassenen Ärzten zur Verfü-
gung stehen

— dafür eintreten, daß durch Einbeziehung der Kran-
kenhäuser (vorstationäre Diagnostik und nach-
stationäre Behandlung) in die ambulante ärztliche
Versorgung, diese verbessert wird

— die kassenärztlichen Vereinigungen dazu veran-
lassen, aus eigenen Mitteln die Errichtung von
Gruppen- und Gemeinschaftspraxen zu fördern,
die Beschäftigung von Vertretern und Assistenten
zu erleichtern, die Genehmigung zur Abhaltung

| von Sprechstunden in einer Zweigpraxis groß-

| zügiger zu erteilen, den Notfalldienst mit Arztruf-
' zentralen und Funksprechgeräten zu organisieren

und dessen Kosten zu tragen, Landzulagen für
Vertreter und Assistenten zu geben

— dafür eintreten, daß das Kassenrecht und die
Zulassungsordnung für die kassenärztliche Zu-
lassung in Zukunft voli ausgeschöpft und weiter-
entwickelt wird, damitauch in Mangelgebieten eine
ausreichende ärztliche Versorgung sichergestellt
werden kann

— die Fortbildung der Ärzte zur Pflicht machen. Die
Ärzte müssen entsprechend Zeit und Mittel zur
Fortbildung im Rahmen ihrer Berufsausübung er-
halten.

Modernisierungs- Die Krankenhäuser in Bayern leiden unter einem dop-
Rückstand der peiten Modernisierungsrückstand: 35 Prozent der
Krankenhäuser Akutkrankenhäuser sind älter als 60 Jahre und auf ein

Krankenhaus kommen im Durchschnitt nur 140 Betten,
.

gegenüber 190 im Bundesdurchschnitt. Es gibt also
80 sehr viele kleine und alte Krankenhäuser, in denen ,
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die Behandlungsmöglichkeiten entsprechend begrenzt 4
und die Arbeitsbedingungen für das Personal oft sehr I
schwierig sind. 4
Das von der Bundesregierung durchgesetzte Kranken- ı |

hausfinanzierungsgesetz sichert den Krankenhäusern N

ein Drittel der Investitionskosten, die erstmals vom ;

i

Bund übernommen werden. Erst dieses Gesetz ver- i
pflichtet auch die Bayerische Regierung ‚|

dt

- zur Aufstellung eines Krankenhausbedarfsplans N

Kl

|

- zur Vorlage eines Jahreskrankenhausbaupro- N \

gramms. 4

Da die Krankenhausfinanzierung in unserem Lande I
von derStaatsregierung jahrelang vernachlässigtwurde Y

und die prozentuale Bezuschussung pro Bett in N
Bayern die niedrigste im ganzen Bundesgebiet war, ı
ist in den nächsten Jahren eine erhebliche zusätzliche ı I
finanzielle Förderung notwendig, um den großen N

Nachholbedarf zu befriedigen. ıı
Ih

Krankenhausneubauten mit überörtlicher Bedeutung AN

sollen zusätzlich gefördert werden. Besondere Priori- Es

tät müssen erhalten die Schaffung oder Erweiterung i |von ob:

l
I:ir

= Zentren zur Behandlung mit künstlichen Nieren Bi

= Sonderabteilungen für Herz- und Neurochirurgie N

ar
= der Aufbau von Intensivstationen ee

pH
= der Bau von Einrichtungen für Langzeitbehandlung 1

und Nachsorge Bu

= der Bau von Rehabilitationszentren. 81 \

|



Wir brauchen das Die bayerischen Sozialdemokraten werden nicht bei
„Klassenlose“ einer rein baulichen Erneuerung unserer Krankenhäu-
Krankenhaus ser stehenbleiben. Es wird höchste Zeit dafür, daß

— die am Einkommen orientierte Klasseneinteilung
überwunden wird. Alleiniges Kriterium für den Be-
handlungs- und Pflegestandard darf nicht mehr
der Geldbeutel, sondern muß die Schwere der
Erkrankung sein

— die hierarchische Gliederung zugunsten einer kol-
legialen Arbeitsweise aufgegeben wird. Funktions-
gerechte Arbeitsteilung und Mitspracherecht der
in Behandlung und Pflege Tätigen muß an die

| Stelle traditioneller Machtpositionen treten

— die starre Abgrenzung zwischen ambulanter und
stationärer Behandlung fällt. Neue Formen der
Zusammenarbeit zwischen Krankenhaus und nie-

|

dergelassenem Arzt müssen erprobt werden.

Ob unsere Krankenhäuser den Bürgern eine qualifi-
zierte Versorgung bieten können, hängt weitgehend
von der inneren Struktur der Krankenhäuser ab. Wir
glauben, daß das klassenlose Krankenhaus dies am
ehesten gewährleistet.

Eine sozialdemokratisch geführte Staatsregierung wird
folgende Maßnahmen zur Verwirklichung des klassen-
losen Krankenhauses ergreifen:

— die Berufung eines ständigen Planungsrates auf
Landesebene, der die Errichtung neuer Kranken-
häuser sowie dieMöglichkeitderWeiterentwicklung
bestehender öffentlicher Krankenhäuser im Sinne
der bestmöglichen Versorgung im Sinne der Pa-
tienten zu untersuchen hat

— dieKrankenhausträgerdesjeweiligen Versorgungs-
.

gebietes bilden einen Planungsausschuß mit dem
82 Ziel, durch Beratung bei der Erstellung und Fort-
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Ischreibung des Krankenhausbedarfsplans darauf

hinzuwirken, daß für jedes Versorgungsgebiet aus- Il
reichend Krankenhäuser aller Versorgungsstufen N

zur Verfügung stehen N |

Ki
- alle öffentlichen Krankenhausneu- und -erweite-

|

rungsbauten sind in Zukunft unter kritischer Be- hi

rücksichtigung der gewonnenen Erfahrungen als I t

klassenlose Krankenhäuser zu konzipieren. Die " ı

bestehenden Krankenhäuser, die im Bedarfsplan i |

des Landes anerkannt sind und Landesmittel er- |!
halten, werden auf gesetzlicher Grundlage ver-

\
|

pflichtet, ihre Struktur den Erfordernissen des

| I
klassenlosen Krankenhauses anzupassen, li

IE 8la
Eine sozialdemokratische Staatsregierung in Bayern ll
wird das von der überwiegenden Mehrheit der Be- il
völkerung befürwortete klassenlose Krankenhaus als 3
Forderung sozialer Gerechtigkeit nach folgenden "lt
Grundsätzen verwirklichen: ‚ji
— Alle Patienten, gleichgültig ob Selbstzahler oder ll

Kassenpatienten, haben das Recht auf gleiche Be- '
handlung und Pflege bei gleicher Kostenberech- W

nung. Das Privatliquidationsrecht der leitenden h E

Ärzte ist im Zusammenhang mit einer Reform der n.
s

Vergütungsstrukturen der Krankenhausärzte abzu- !
schaffen. | 1!

En
> Aufnahme sowie Art und Umfang der Versorgung En

im Krankenhaus haben sich ausschließlich nach "k
i

Art und Schwere der Erkrankung und nicht nach Eu

der wirtschaftlichen und sozialen Stellung zu rich- FE

ten. A
= Das klassenlose Krankenhaus kennt keine unter- :

schiedlichen Pflegeklassen und keine Privatsta- w
tionen. Die Patienten werden nach therapeutischen ' /

Gesichtspunkten auf die Krankenzimmer gelegt. 83 :



— Das Abhalten von gesonderten Sprechstunden nur
für Privatpatienten ist in den Räumen des Kran-
kenhauses nicht gestattet.

— In jedem Krankenhaus wird ein Sozialdienst ein-
gerichtet, durch den die ärztliche und pflegerische
Versorgung im Krankenhaus durch persönliche
Hilfe und soziale Therapie beim Patienten und den
Bezugspersonen ergänzt wird. Er hat die Aufgabe,
die durch die Krankheit oder Behinderung gestör-
ten Beziehungen zu Familie, Beruf und Gesell-
schaft zu normalisieren, sowie den Patienten in
allen sozialen Fragen zu beraten und zu unter-
stützen.

— Zur Wahrnehmung der Interessen der Patienten
wird von den zuständigen kommunalen Gremien
für jedes Krankenhaus ein Patientenfürsprecher
bestellt.

Er prüft Anregungen und Beschwerden der Patien-
ten und vertritt deren Anliegen gegenüber dem
Krankenhaus und dem Krankenhausträger.

— Die Voraussetzungen fürein funktionierendes klas-
senloses Krankenhaus sind ein kollegiales Lei-
tungsgremium sowie die Verwirklichung der Mit-
bestimmung in allen Bereichen des Krankenhau-
ses.

—
Krankenhausabteilungen müssen überschaubar
sein und sollen in der Regel 100 Betten nicht über-
schreiten.

Hilfe für Der Zustand der psychiatrischen Versorgung ent-
psychisch Kranke spricht nicht den Erfordernissen,auch nicht dem Niveau

vergleichbarer Staaten. Viele Patienten erfahren noch
heute in psychiatrischen Großkrankenhäusern lediglich
eine bewahrende Fürsorge. Die Lage der psychisch

84 Kranken läßt sich nur dann nachhaltig verbessern,
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H
wenn für die Psychiatrie die gleichen Bedingungen Igeschaffen werden, die in der nichtpsychiatrischen i
Medizin selbstverständlich sind und wenn die Vor- B

urteile der Gesellschaft abgebaut und so die Möglich- \ \

keiten der Resozialisierung und der beruflichen Re- | i
habilitation verbessert werden. Wir Sozialdemokraten ]
werden uns dafür einsetzen, daß I 4

|;

- das Verhältnis Patient/Arzt und Patient/Pflege- s

personal quantitativ verbessert wird

\ |

li
— an den psychiatrischen Krankenhäusern Rehabili- N

tationsabteilungen eingerichtet werden 1

—- in allen psychiatrischen Abteilungen Rehabilita-

| )

tionsfachleute angestellt werden H
i

I
= Vor- und Nachsorgemaßnahmen durch teilstatio- I!

näre und ambulante psychiatrische Dienste durch- ; l
geführt werden N \

I
- Tag und Nachtkliniken sowie andere Übergangs- I)

einrichtungen errichtet werden ! |

ll
— an bestehenden klinischen Einrichtungen psychia- \ i

trische Ambulanzen angegliedert werden ‚

|

= die fürsorgerischen Maßnahmen des öffentlichen i \

Gesundheitsdienstes auf dem Gebiet der Psychia- |

|

trie ausgebaut werden |

N

= die psychiatrischen Großkrankenhäuser verklei- | I
nert, an Schwerpunktkrankenhäusern psychiatri- | N

sche Abteilungen sowie an den größeren Allge- IE

meinkrankenhäusern psychiatrische Dienste er- | j
richtet werden. Durch diese Regionalisierung soll Yı

der Kontakt der Kranken zu ihren Angehörigen |;

|

und zu ihrem gewohnten Lebensraum so weit wie \ \

möglich erhalten bleiben. 85 |



Für neu in den Vordergrund tretende psychische
Erkrankungen, insbesondere Suchten, müssen am-
bulante und stationäre Einrichtungen geschaffen
werden, in denen spezifische Therapieformen ent-
wickelt werden können. Die bisherige CSU-Regie-
rung hat auf diesem Gebiet wenig geleistet und
die Verantwortung bei anderen belassen. Wir So-
zialdemokraten werden ein Gesetz zur Hilfe für
psychisch Kranke schaffen, das Vorsorge, Behand-
lung und Nachsorge psychisch Kranker regelt und
die Hilfen für sie verbessert.

Hilfe für Der großen Zahl von Menschen, die durch an-
Behinderte geborene Schäden, durch Unfälle oder Krankheit

schwer beeinträchtigt sind, bestmögliche Lebens-

| chancen zu sichern, ist eine wichtige Aufgabe so-

| zialdemokratischer Politik. Im Interesse der Betrof-

|

fenen ist die Frühdiagnose und Frühbehandlung

| von Behinderten durch eine möglichst frühe Er-
fassung sicherzustellen, damit die rechtzeitige
Einleitung der notwendigen Rehabilitationsmaß-
nahmen gewährleistet ist und Grundlagen für die
Planung der hierzu erforderlichen Einrichtungen
geschaffen werden können. Die Sorge für Neuge-
borene und Kleinkinder, die von geistig-seelischen
Krankheiten bedroht sind, ist besonders wichtig.
Kinder aus Risikogeburten bedürfen gesonderter
planmäßiger Überwachung. Behinderte Kinder sind

— soweit wie möglich — in die schulischen Ein-
richtungen aller Art einzugliedern, um ihre Inte-
gration zu fördern.

Leistungsfähiger Die Sozialdemokraten werden dem Rettungsdienst
Rettungsdienst in Bayern eine hohe Priorität einräumen und den

Trägern des Rettungsdienstes neben der Erstbe-
schaffung auch die Wiederbeschaffung der Ein-
richtungen des Rettungsdienstes finanzieren. Wir
werden den einheitlichen münzfreien Notruf be-:
schleunigt einführen, dafür Sorge tragen, daß die

86 Kombination von ärztlicher und technischer Hilfe
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gewährleistet ist, und für die rasche Einführung j

eines Gesundheitspasses eintreten. |

|
]

Ambulante Krankenpflegestationen dienen der Ver- Ambulante
besserung der medizinischen Versorgung der Bevöl- Krankenpflege- la
kerung auf dem Lande und in der Stadt.Durch siewer- stationen gi

den Altenheime und Krankenhäuser wesentlich ent- \

lastet und insbesondere viele ältere Mitbürger können 4

dadurch in ihrer gewohnten Umgebung bleiben. Des- i |

halb muß die Hauspflege ausgebaut und verstärkt | |

gefördert werden. |

Ohne eine ausreichende Zahl gut ausgebildeter Mehr Pflege- ı |

PflegekräfteisteineumfassendeGesundheitssicherung personal, H
i

nicht möglich. Diese Kräfte müssen ihrer Position ent- bessere Aus- | \

Sprechend eigenverantwortlich arbeiten können. Zeit- bildung |

ı

gemäße Ausbildungsstätten, qualifiziertes Lehrperso- ij
nal, fortschrittliche Lehrpläne und Lernmethoden sind 4

notwendig. Der Ausbau und die finanzielle Förderung n

der Ausbildungseinrichtungen ist eine vordringliche li
Aufgabe. Fachhochschulzweige für nichtärztliche me- Ile

,
dizinische Berufe sind einzurichten. ı

[)
Wir müssen lernen, gesund zu bleiben. Das Wissen Förderung der ll:

um die Gefahren ist Voraussetzung für eine aktive Gesundheits- Ih,
eigenverantwortlicheMitarbeit der Bürgerzum Schutze erziehung 1

Ihrer Gesundheit. Deshalb treten wir für eine umfas- |;
sende Gesundheitserziehung ein: H

i \
H

= durch Aufklärung und Gesundheitserziehung in {
den vorschulischen Einrichtungen, Schulen, Ein- IE

richtungen der Erwachsenenbildung sowie in den f]
Betrieben Hi

EnEN
= Einsetzung von Gesundheitsvertrauensiehrern an in

:

den Schulen, damit die Gesundheitserziehung der Ei

Kinder systematisch gestaltet werden kann |
> durch Intensivierung der Mütterberatung 87 iu

H



— durch Ausbau der Gesundheitserziehungspro-
gramme in Rundfunk und Fernsehen

— durch Ausbau der Gesundheitsämter zu örtlichen
Zentralen der Gesundheitserziehung

— durch eine auf das jeweilige Alter abgestimmte
Sexualerziehung und Aufklärung über Familien-
planung.

Das öffentliche Das öffentliche Gesundheitswesen ist in Bayern durch
Gesundheits- einen Mangel an Ärzten gefährdet.

wesen attraktiver
machen pas Durchschnittsalter der Ärzte im öffentlichen Ge-

sundheitsdienst in Bayern liegt bei 58 Jahren, ein

| großer Teil der Stellen ist nicht besetzt. Wenn der

| öffentliche Gesundheitsdienst in den nächsten Jah-

| ren nicht zusammenbrechen soll, muß er attraktiver
werden. Dazu gehört eine Verbesserung der Berufs-
laufbahn, eine Anpassung seiner Struktur an die ihm
gestellten Aufgaben und eine sachlich bessere Aus-
stattung.

Nur so können mehr qualifizierte Ärzte gewonnen
und damit der vorhersehbare Zusammenbruch des
öffentlichen Gesundheitsdienstes vermieden werden.

Die Kooperation und Koordination zwischen dem öf-
fentlichen Gesundheitsdienst und den übrigen Zwei-
gen des Gesundheitswesens muß verbessert werden.

Sozialärztlicher Wir treten für die Errichtung eines unabhängigen
Dienst sozialärztlichen Dienstes ein.

Jährlicher Der Öffentlichkeit werden wir emen jährlichen Ge-
Gesundheits- sundheitsbericht vorlegen, der einen Überblick über.

bericht die Bedürfnisse und Leistungen in diesem Bereich
88 im Freistaat Bayern gibt. .
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IV. 1.8. Sport in Bayern il

Unter den humanitären Prinzipien unserer Politik Breitensport für

|

nimmt die umfassende Förderung des Sports weiter- die Freizeit- 5

|

hin einen wichtigen Platz ein. gestaltung | !

Die Aufgaben und Ziele des Sports haben sich im |:

letzten Jahrzehnt beträchtlich erweitert. Jeder muß |

die Chance erhalten, den Sport nach seinen indivi- i i

duellen Neigungen und Fähigkeiten als Teil schöpfe- f
rischer und vitaler Lebensgestaltung auszuüben. Über

\

das Einzelerlebnis hinaus werden dabei wertvolle Im- || ;

pulse für soziales und gemeinschaftsbildendes Ver- I
halten gegeben. j
Der Sport

|

|
— hilft die Gesundheit und Leistungsfähigkeit eines |

Volkes zu fördern und zu erhalten; 5

- trägt zur Erziehung und Bildung des Menschen

|

bei; 1
If

— vermittelt in Schulen, Vereinen und anderen Ge-

meinschaften soziale Grunderfahrungen;

|

ih
— ermöglicht eine sinnvolle Freizeitgestaltung; if
— schafft Vergnügen und Entspannung. i 3

Die Olympischen Spiele in München mit den zahlrei- |

chen Sportstättenneubauten haben dem Sport im =
Lande entscheidende Impulse gegeben. In Bayern hi
Sind bereits über 2 Millionen Bürger in Vereinen und N

Verbänden organisiert. Die zahlreichen sportlichen L;
Vereinigungen übernehmen hier eine wichtige Auf- I
gabe, in der sie vom Staat unterstützt werden müs- nl

sen. Wo der Breitensport bisher durch die Förderung I 1

des Spitzensports zu kurz gekommen ist, muß ihm 1]
nachdrücklich Entwicklungsmöglichkeit gegeben wer- “

|

den. 89 Bi



Vor allem durch die Trimm-Dich-Bewegung hat der
Breitensport einen großen Aufschwung genommen.

Die CSU-Regierung ist den Erfordernissen der Frei-
zeitgesellschaft nicht gerecht geworden.

— Sie hat bei ihren Maßnahmen für den Sportstätten-
bau die soziale Struktur der sporttreibenden Be-
völkerung unbeachtet gelassen.

—
Gegenüber dem Breitensport hat sie den Lei-
stungssport überdimensional gefördert. Das aber
läuft den Interessen der Bevölkerung, soweit sie
nicht nur Zuschauer sein will, zuwider.

' Breitensport Breitensport hat Vorrang. Es müssen daher zusätz-
hat Vorrang liche Sportanlagen für den sportwilligen Teil der Be-

| völkerung erstellt werden. Der Zugang zu diesen

| Sportanlagen und auch zu den bereits vorhandenen
darf nicht von einer Vereinszugehörigkeit abhängig
sein. Eine sportliche Betätigung sollte jedoch nicht
ohne fachliche Beaufsichtigung durchgeführt werden.
In zahlreichen Anträgen hat die Sozialdemokratische
Landtagsfraktion schon bisher versucht, die Situation
in Bayern zu verbessern.

Im einzelnen wurden gefordert:

@
® höhere Haushaltsmittel für die Ausbildung der

Sportlehrer und ehrenamtlichen Übungsleiter;

® Erhöhung der Haushaltsmittel für den allgemeinen
Schul- und Hochschulsport;

® Einrichtung von Gymnasien mit Sportzügen;

© Einführung der dritten Turnstunde an Grund- und
Hauptschulen unter Beibehaltung der Sport- und
Spielnachmittage;

® Durchführung des Unterrichts in Leibeserziehung
90 an den beruflichen Schulen. .
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Außerdem wollen wir:

Ä

|

—- die Förderung des Baues weiterer Sportanlagen; IE

|

ee

— die Ausstattung der Grund- und Hauptschulen mit I. |

Sporteinrichtungen wie bei den weiterführenden

Schulen; E
|

55

— Sportstätten und -hallen, die sich für die Mitbe- jr

|

nützung durch die gesamte sporttreibende Bevöl- B }

kerung eignen; f |

\ i
)

= eine wesentliche Erhöhung der Haushaltsmittel

)

für die Schul-, Vereins- und Freizeitsportanlagen;
Be

— eine Erhöhung der Übungsleiterzuschüsse; |

|

I
- die Einrichtung von sportlichen Rehabilitations-

ii

zentren für geistig und körperlich behinderte Bür- I
ger; l

— die Schaffung von ausreichenden sportlichen Be- I
tätigungsmöglichkeiten für alte Bürger unter An- I,
leitung qualifizierter Übungsleiter. f|

Die Vereine dürfen staatliche Förderungsmittel nicht '[

nur dem Spitzensport zugute kommen lassen. Die "|

Vergabe solcher staatlicher Förderungsmittel wird an

|

entsprechende Bedingungen geknüpft. N

!

Hierdurch ist vor allem sicherzustellen, daß staatliche li

Mittel nur gewährt werden, wen
n
sich die betreffenden In

Vereine verpflichten, ihre Anlagen dem Breitensport hi

und den nicht in Vereinen organisierten sportwilligen KH

Bürgern im Rahmen der örtlichen und zeitlichen Mög- ‚|

lichkeiten zugänglich zu machen. 8

Versicherungsschutz für nichtorganisierte Sportstätten- |

[

benützer ist durch den Staat sicherzustellen. 91 A



Breitensport — Eine sozialdemokratisch geführte Staatsregierung un-
Basis für den ter Dr. Hans-Jochen Vogel wird sich diesen Forderun-
Spitzensport gen stellen und sie zur besseren Pflege des Breiten-

sports verwirklichen. Dies kommt dann auch dem
Spitzensport zugute. Denn nur über eine breite Ein-
beziehung der Bevölkerung in die sportliche Betäti-
gung können Talentreserven erschlossen und geeig-
neter Nachwuchs herangebildet werden.

IV. 1.9. Politik für den Verbraucher

Die schwache Niemand wird ernsthaft in Frage stellen können, daß
Position des der Verbraucher im wirtschaftlichen Alltag eine beson-
Verbrauchers ders schwache Stellung hat. Er muß letztlich die Preise

stärken bezahlen, die man ihm abverlangt. Diese Schwierig-

| keit wird noch dadurch vergrößert, daß er den Markt

| für die einzelnen Güter nicht hinreichend überblicken

| kann.

Ein Wirrwarr an Verpackungen, Maßen, Gewichten und
Qualitätsbeschreibungen macht Preisvergleiche nahe-
zu unmöglich. Verzerrende Werbung, psychologisch
ausgekochte Verkaufsstrategien und abgesprochene
Preise tun ein übriges.

Sozialdemokratische Verbraucherpolitik versteht sich
im Sinn des Godesberger Programms als Wirtschafts-
politik aus der Sicht der wirtschaftlich Schwächeren.
Wir Sozialdemokraten sind daher nicht bereit, die für
den Verbraucher günstigen Elemente der marktwirt-
schaftlichen Ordnung durch verbraucherfeindliche
Praktiken weiter aushöhlen zu lassen.

Sozialdemokraten im Bund haben gehandelt. Sie
Sozialdemokraten @ verstärken gegen den Widerstand der Konserva-

im Bund haben tiven den Preis- und Qualitätswettbewerb durch
den Weg ein verbessertes Kartellrecht, eine verstärkte MiBß-
gewiesen brauchsaufsicht über marktbeherrschende Unter- .

nehmen, eine Fusionskontrolle und die Abschaf-
92 fung der Preisbindung .
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® leiteten eine Verbesserung des Schutzes vor miß- :

|

bräuchlicher Werbung vor allem im Arznei- und \
Lebensmittelbereich ein ı

® werden den Verbraucher vor gesundheitlichen |

|

Schäden beim Verbrauch von Arzneien und Le- I;
bensmitteln durch die Gesamtreform des Arznei- ;
und Lebensmittelrechts besser schützen I |

® verbesserten die Rechtsstellung des Verbrauchers \ |

erheblich (Schutz vor unlauteren Geschäftsprak- F j
tiken, Schutz vor „Kleingedrucktem“, verbesser- |
tes Abzahlungsrecht, Gerichtsstand am Wohnort E

des Käufers usw.). I |

|
Entscheidend freilich bleibt, daß die verbesserten Vor- | |’
Schriften auch praktiziert werden. "ii

Dies ist vor allem ein Frage der wirksamen Kontrolle ı
und der Verbesserung des Informationsstandes des Bi

Verbrauchers. IIF
Eine sozialdemokratisch geführte Staatsregierung un- | I
ter Dr. Hans-Jochen Vogel wird den Verbraucher- N
schutz in Bayern ernstnehmen. \ı

Sie wird

|

® ein Gesamtkonzept fürVerbraucherarbeit vorlegen, ı

das die Arbeit der Ministerien und die geförderten " |:

Einzelprojekte zweckentsprechend koordiniert. H

® die Verbraucherzentrale finanziell stärken und da- i
für Sorge tragen, daß in allen größeren Städten |

Verbraucherberatungsstellen mit ausgebildetem |

Personal eingerichtet werden. u
Sie wird Verbesserung der -
© örtliche Initiativen fördern, die der Verbraucher- Kennzeichnungs- ar

aufklärung dienen kontrolle und der |

. , og , Verbraucher- I!
® auf einen Regionalteil für Bayern bei den Unter- information u

Suchungen der Stiftung Warentest hinwirken und {|

für größere Publizität der Ergebnisse in den Mas- |
senmedien sorgen 93 |



® Verbraucherschutz und Verbraucherbildung in den
Lehrplänen der Grundschulen, der weiterführen-
den Schulen und der Erwachsenenfortbildung stär-
ker berücksichtigen

® die personellen und sachlichen Voraussetzungen
für eine wirksame Lebens- und Arzneimittelkon-
trolle ausbauen

® die Warenkennzeichnung und Preisauszeichnung
scharf kontrollieren lassen und fortlaufend die
Presse, Funk und Fernsehen über die Gesamtent-
wicklung auf dem Markt sowie eklatante Verstöße
informieren. Eine solche Kontrolle schließt auch
das Dienstleistungsgewerbe und das Kreditwesen
ein

® die Arbeit des Landeskartellamtes als Kontrollbe-
hörde ausbauen.

Der Verbraucher bedarf des besonderen Schutzes vor
Übervorteilung und Schaden, aber auch der Aufklä-
rung über wirtschaftliche Hintergründe. Sozialdemo-
kraten werden sich dafür einsetzen.

IV. 1.10. Politik für die Selbständigen

Wer Selbständigenpolitik betreiben will, sollte zuvor
ehrlich klarlegen, wen er wirklich fördern will. Sonst
verkriecht sich mancher florierende Industriebetrieb
bei mittleren und kleinen Unternehmen, wenn das
Vorteile bringt. Sozialdemokraten verstehen darunter
Mittelschichtsunternehmen nicht Großunternehmen
oder Konzerne, sondern die kleinen und mittleren Be-
triebe des Handwerks, des Handels, des Dienstlei-
stungsgewerbes, des Fremdenverkehrs und der Ga-
stronomie sowie einen Teil der freien Berufe. Der
Taxiunternehmer zählt ebenso dazu wie der Handwer-.
ker, der Einzelhändler, wie der Gastwirt, der mittlere

94 Bauunternehmer wie der Architekt. .
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Sozialdemokratische Selbständigenpolitik wird für alle |
betrieben, die wegen ihrer Betriebsgröße oder auch i

wegen ihrer Abhängigkeit von Großunternehmen des |

besonderen Schutzes bedürfen. Die wesentlichen Pro- ze

bieme dieser Betriebe sind schwache Eigenkapitalbil- w
dung, erschwerte Kreditbeschaffung, ungünstige Ko- .

|

stenstruktur und Marktposition sowie fehlende Or- ı
ganisationshilfen. Dabei muß festgestellt werden, daß |

97% aller Betriebe in der Bundesrepublik unter 50 Be- i
schäftigte haben und mit diesen Problemen zu kämp- I
fen haben. I
Sozialdemokraten unterstützen den Entschluß zum Klein- und Mittel- |
Selbständigmachen, sie schützen das Selbständigsein betriebe m

als Ausdruck des freien Arbeitswillens. So steht es vor Aussaugung e

in unserer Verfassung. Ohne gesunde Mittel- und schützen I
Kleinbetriebe würden viele Bereiche unserer Wirt- "|

schaft und im Dienstleistungssektor veröden und H
i

manche Initiative käme nicht zum Tragen. |
.

Für die CSU sind derartige Überlegungen ziemlich !
belanglos, braucht sie sich doch wenig um die Selb- |Ständigen zu sorgen (‚,. . . die wählen uns sowieso“). h

f

Außer wohltönenden Absichtserklärungen haben sich |:

die konservativen Parteien bisher mit ihrer Wirt- jSchaftspolitik meist an den Großunternehmen orien- [3

tiert. \

Jahrzehntelang hat die CSU auf Bundesebene ein \

wirksames Kartellgesetz verhindert. Dadurch hat sie ;

den großen kapitalkräftigen Unternehmen die Ver- ö

drängung gesunder Mittelstandsbetriebe ermöglicht. l

Zugleich aber wurde den kleinen und mittleren Be- \
trieben weitgehend die Zusammenarbeit (Koopera- |

tion) zur Abwehr der Gefahr gesetzlich verboten. r

Erst die sozial-liberale Koaliton hat im Jahr 1973 eine }

Fusionskontrolle eingeführt, die Mißbrauchsaufsicht |
über marktbeherrschende Unternehmungen wirksam 95 f

|



ausgestaltet und die Zusammenarbeit von Klein- und
Mittelbetrieben ermöglicht.

Vorrechte der Großbetriebe im Kartellrecht haben der
CSU nicht genügt. Es paßt in diese Politik, daß in Bay-
ern Grunderwerbsteuerbefreiung für Betriebsgrund-
stücke nicht für alle mittelständischen Betriebe ge-
währtwird, sondern nur fürKäufe großer Betriebe. Der
mittelständische Handel und die Dienstleistungsbe-
triebe sind nahezu ausgeschlossen.

Keine Betriebs- Da die CSU an einem veralteten und unsozialen Bo-
grundstücke für denrecht festhält, haben kleine Betriebe in den baye-

Klein- und Mittel- rischen Städten oft keine Chance, das notwendige
betriebe Grundstück für ihren Betrieb zu erwerben. Die spe-

| kulativ überhöhten Preise können meist nur noch von

| kapitalkräftigen Großbetrieben bezahlt werden. Klein-

| und Mittelbetriebe arbeiten deshalb immer häufiger
in gemieteten Räumen ohne Existenzschutz.

Betriebsberatung Bei rasantem technischem Wandel können kleine
findet nicht statt Betriebe oft nicht aus eigener Kraft mithalten. Dazu

bedarf es vorausschauender Selbständigenpolitik, die
insbesondere die Betriebsberatung fördert.

Doch es gibt bisher kaum technische Berater für die
20 000 Handwerksbetriebe Bayerns und ebensowenig
besteht im wichtigsten Fremdenverkehrsiand der Bun-
desrepublik eine Betriebsberatung für mittelständi-
sche Fremdenverkehrsbetriebe.

5 Leitsätze sozial- Sozialdemokratische Selbständigenpolitik stellt sich
demokratischer dagegen unter folgende Leitsätze:
Selbständigen-

politik @ Die kleinen und mittleren Unternehmen in Hand-
werk, Handel, Dienstleistung, Fremdenverkehr und
Industrie spielen im Rahmen sozialdemokratischer
Politik eine wichtige Rolle für ein modernes Bay-
ern. Wichtige Ziele der Wirtschaftspolitik, wie Ver-

96 besserung der Lebensqualität, humane Arbeits-
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welt, Wirtschaftswachstum, Vollbeschäftigung und {

Preisniveaustabilität sind ohne ein starkesmittel- ıständisches Element in unserer Wirtschaftsord-

nung nicht erreichbar. j

® Unsere Mittelschichten brauchen eineWirtschafts-

|

politik, die nicht einseitig Vorrechte verteilt, son- ‚N

dern Leistung ermöglicht und honoriert. in

Die Chance der Selbständigkeit ist ein schutzwür- \

diges Ziel; dem entspricht auch der Schutz des |

Eigentums, daszum Selbständigmachen ermuntert. N

Anpassungshilfen müssen gewährt werden, wenn

\

N

es als Hilfe zur Seibsthilfe bei der Überwindung 3
von strukturellen oder zeitlich begrenzten Pro- |

blemen nötig ist. In jedem Fall sind sie zeitlich |

zu befristen. |
N

Ungerechtfertigte Vorteile von Großunternehmen sind \
zu unterbinden. '
Eine sozialdemokratisch geführte Staatsregierung un- Einzelmaßnahmen |

'

ter Dr. Hans-Jochen Vogel wird dazu die folgenden in Bayern \'
Einzelmaßnahmen ergreifen: \
= Sicherung von Beiriebsgrundstücken für mittel- \
Ständische Betriebe durch Verpflichtung der staat- i

|

lichen und kommunalen Planungsträger, in Neu- =
baugebieten und Sanierungsgebieten Gewerbe- \

flächen für mittelständische Betriebe auszuweisen.

|

= Neue Formen der Zusammenarbeit von Klein- und j
Mittelbetrieben werden öffentlich gefördert. |:

= Komputerunterstützte Vermittlung freier Kapazitä-

ten für Klein- und Mittelbetriebe alsSelbsthilfeein- u
richtung derWirtschaft, die in derAnlaufzeit öffent-

|

lich gefördert wird. hi

> Berücksichtigung der Unternehmen der Selbstän- i
digen bei der Vergabe öffentlicher Aufträge. \

> Nachwuchsförderung durch Reform der beruflichen
Bildung. 97 I



—
Umgestaltung der bestehenden Finanzierungspro-
gramme, so daß sie auch demjenigen offenstehen,
der außer einem guten Examen, Meisterbrief etc.
noch keine Sicherheiten aufweisen kann, der aber
bereit ist, in Gebieten oder Branchen wachsenden
Bedarfs tätig zu werden.

—
Errichtung externer Stabsstellen in überbetrieb-
lichen Beratungsstellen sowie eines auf die Selb-
ständigen ausgerichteten Instituts zur Marktbeob-
achtung.
Großbetriebe beschäftigen ein Heer von Speziali-
sten. Die Kosten sind steuerabzugsfähig. Der klei-
ne Betrieb hat diese Markt-, Produktions-, Werbe-
strategen nicht und gerät dadurch zunehmend ins
Hintertreffen. In überbetrieblichen Beratungsstel-
len für mittelständische Betriebe sollen daher sol-
che Fachleute regelmäßig und tageweise auch für
den kleinen und mittleren Betrieb zur Verfügung
stehen. Diese leisten mehr als die herkömmliche
Betriebsberatung, die nur einmal, kurzfristig und
ohne dauernde Erfolgskontrolle tätig ist.

Die ersten dieser Beratungsstellen werden alsModell-
projekte öffentlich gefördert.

—
Durchsetzung eines Technologieprogramms
Aus Bayerns Hochschulen und Instituten ist bis-
her wenig für mittelständische Betriebe abgefallen.
Weder stellen die Universitäten genügend Wis-
senschaftler bereit, die in der Lage wären, die
Möglichkeiten und Probleme der kleinen und mitt-
leren Betriebe zu verstehen, noch werden die For-
schungsergebnisse darauf untersucht, was davon
in mittelständischen Betrieben zum Produkt für
den Markt von morgen werden könnte.

Eine sozialdemokratisch geführte Staatsregierung
wird mit der Verwirklichung dieses Programms zei-
gen, daß sie den Selbständigen die Gewähr für wirt-
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IV. 2. Unsere Zukunft gestalten: Landesplanung und |

Landesentwicklung in Bayern i

2.1. Bayern im Wandel: Herausforderung und Aufgabe

Es gibt kaum einen politischen Sachbereich ohne Raumwirksame
räumliche Bedeutung. Jede Sachentscheidung über Bedeutung m
eine Verbesserung der öffentlichen Leistungen für unserer Politik i

den Bürger ist auch eine Entscheidung darüber, wo i
sie wirken soll. Erst mit dieser Festlegung wird be- |

stimmt, wem unsere Politik konkret nützt. -
Der räumlich-strukturelle Wandel der Lebensbedin- Veränderte
gungen in Bayern ist überdeutlich. Dies ist kein natur- Machtverhältnisse \

wüchsiger Prozeß, kein blindes Schicksal, dem wir veränderte |

Ohnmächtig ausgeliefert wären. Die Existenzbedin- Lebens- ii

gungen heute sind Folge politischer Entscheidungen bedingungen u

der Vergangenheit. Die Schwierigkeiten, mit denen (|

wir heute zu kämpfen haben, sind oft der Ausfluß

ökonomischer und gesellschaftlicher Machtverhäilt- '

|

nisse, in denen die CSU nun schon ein Vierteljahr- ı
hundert lang als politisches Sprachrohr der Privile- \\

gierten operiert. Es ist dabei nicht zu verwundern, daß

|

ı

wichtige Fragen einfach nicht zur Kenntnis genom- |
men oder in den Dunst konservativer Interessenwirt- Sl

Schaft abgeschoben wurden.

|

i
}

Das sind die Herausforderungen der siebziger und Herausforderungen |

achtziger Jahre, denen wir uns in der Landesplanung der siebziger und ;
und -entwicklung stellen müssen: achtziger Jahre _

|

iBeam
® Wirtschaftliche Strukturwandlungen vollziehen sich oe en bi

immer schneller. Die wirtschaftliche Bedeutung der f& \% |
Landwirtschaft sinkt zunehmend, einzelne Indu- RN e \x ‚Nstriezweige stagnieren, andere wachsen um so 5 2 [N

stärker, die Zahl der Beschäftigten in den Dienst- zZ J:
leistungsbereichen nimmt ständig zu. Die Umstel- >
lung bürdet allen Betroffenen große Lasten auf. TAGRNT |



Sie bedürfen der solidarischen Hilfe und der In-
formation über die weitere Entwicklung. Doch die
CSU sagt nicht die Wahrheit, läßt sie ohne aus-
reichende Unterstützung und zeigt nicht, wie es
weitergehen soll.

® Verdichtungszentren wachsen, Mittelstädte erhal-
ten keine neuen Impulse. Der ländliche Raum ver-
liert durch Abwanderung viele Kräfte. Viele der
Abwandernden haben kaum eine andere Wahl:
denn nur in den größten Zentren finden sie geeig-
nete Arbeitsplätze, ausreichende Bildungseinrich-
tungen, vielfältige Freizeitmöglichkeiten. Während
die großen Städte kaum noch mit der Schaffung
der erforderlichen sozialen Einrichtungen nachkom-
men und mit dem starken Zuzug ihre Individualität

N verlieren, bleiben kleinere Städte mit entwicklungs-

| fähigen historischen Stadtkernen im Schatten. Es
fehlt ihnen die Förderung im Rahmen einer abge-
stimmten Landesentwicklungspolitik, ohne die sie
keine ausreichende Anziehungskraft entwickeln
können.

@
® In der wirtschaftlichen Entwicklung Bayerns be-
stehen große Unterschiede von Region zu Region.
Gemessen an der Bruttolohn- und Gehaltssumme
je Beschäftigten in der Industrie nahmen diese
Unterschiede in den Jahren 1960 bis 1971 sogar
beträchtlich zu. Wenn man den bayerischen Durch-
schnitt mit 100% ansetzt, führte Oberbayern 1960
mit 107,6%, konnte aber seinen Vorsprung bis
1971 auf 114,0% ausdehnen. Niederbayern stand
bereits 1960 mit 87,9%, am Ende der Rangskala,
fiel aber-bis 1971 auf 83,8%, weiter zurück. Diese
Zahlen zeigen dabei sowohl den Einfluß geringe-
rer Lohnsteigerungen als auch Verschiebungen
in der Struktur der Arbeitsplätze. Die Gleichwer-
tigkeit der Lebensbedingungen in allen bayeri-

100 schen Regionen ist somit nicht gewährleistet. .



Die Unterschiede werden sich weiter vergrößern, |

wenn nur die bisherige Anpassungspolitik, die i

Entwicklungen passiv hinnimmt statt sie zu len- |

ken, fortgeführt wird.

|
|

Doch mehr als Anpassungspolitik ist von der CSU |

nicht zu erwarten, denn diese konservative Partei i
ist planungsunfähig. Zweckmäßige Planung kommt |

für sie auch heute noch gleich nach der Erbsünde. '

=
— Im blinden Vertrauen auf die angeblichen Selbst- Die CSU ist an den |

heilungskräfte des Marktes „plant“ die CSU be- Aufgaben der Lan- f

stenfalls einige Rahmenbedingungen im Infrastruk- desplanung und
turbereich. Alles andere soll dann wie von selbst -entwicklung
gehen. gescheitert \

= Die CSU „plant“ bestenfalls nach Mengen; Quali- N

tätsfragen werden kaum gestellt. i

= Oberste Rangstelle in der „Planung“ der CSU hat i
die reine Wirtschaftsförderung. Die Bedürfnisse :
der Arbeitnehmer treten dagegen zurück. |

= Gleichwertige Lebensbedingungen als Ziel einer E

vorausschauenden Planung werden von der CSU ii
gerne als Gleichmacherei diffamiert. ij

|

= Die CSU „plant“ ohne ehrliche Vollzugsüberzeu- =
gung. Die gegenwärtige Siedlungsstruktur ist ihr I.
so unantastbar, daß sie den betroffenen Menschen .
letztlich nicht helfen kann. ;

= Die CSU „plant“ unehrlich, denn sie verspricht

|

|

allen alles (Inflation der zentralen Orte).
I

= Die CSU „plant“ in offensichtlicher Abhängigkeit =
von ihren finanzstarken Hintermännern. I

Dem stellen wir unsere Landesentwicklungspolitik

|

Ä

entgegen. Wir Sozialdemokraten wollen eine ge- |

ordnete Entwicklung Bayerns. 101 |



IV. 2.2. Ein Entwicklungskonzept für Bayern:

Entwicklung entlang von Achsen

Dr. Vogel hat als Bundesminister ein Bundesraumord-
nungsprogramm vorgelegt, das das Ausmaß der Un-
terschiede in der Lebensqualität zwischen den Pro-
blemgebieten ungeschminkt darlegt und zugleich kon-
krete Ziele für die bundesweite Beseitigung dieser
Unterschiede festlegt. Dieses Programm muß jetzt
durch ein Entwicklungskonzept für Bayern ergänzt
werden.

Gleichwertige Landesentwicklungspolitik braucht ein räumliches Leit-
Lebensbedingungen bild. Sonst verzettelt sie ihre Anstrengungen. Sie ver-
in allen bayerischen wickelt sich in Widersprüche und kann den drohenden

Regionen—unser Fehlentwicklungen nicht Einhalt gebieten. Oberster
oberster Grundsatz Grundsatz für unser Leitbild ist die Forderung nach

gleichwertigen Lebensbedingungen in allen bayeri-
schen Regionen. Damit sollen die Menschen in den
benachteiligten Regionen vom Zwang befreit werden,
ihren angestammten Lebensbereich verlassen zu müs-
sen. Im einzelnen heißt das:

— vielgestaltiges Angebot an Arbeitsplätzen in jeder
Region,

— vermehrtes Angebot an zeitgemäßem Wohnraum,

— besseres Angebot an Bildungsmöglichkeiten für
Jugendliche und Erwachsene,

— bessere Versorgung mit öffentlichen Sozialeinrich-
tungen (Krankenhäuser, Altenheimstätten, Vor-
schulische Einrichtungen, Spielplätze usw.),

— vielfältige Versorgung mit öffentlichen und pri-
vaten, kulturellen und sportlichen Einrichtungen
(Bibliotheken, Theater, Unterhaltungseinrichtun-
gen, Sportstätten, Jugendzentren), on

— unbeschränkter und schneller Zugang zur freien
102 Natur, .



— gute Ausstattung mit Einkaufsgelegenheiten für i

Alltag und Spezialbedarf,
— schneller Zugang zur öffentlichen Verwaltung und

ausreichende Aktionsfelder zur verantwortlichen }

Mitwirkung auf lokaler und regionaler Ebene. |

Eine gleichmäßige Ausstattung mit all diesen Einrich- Gileichwertige Aus- |

tungen !äßt sich nicht für jede kleine Gemeinde her- stattung jeder |

stellen. Viele Einrichtungen sind so kostspielig und Region
so groß, daß sie einen Einzugsbereich von 10 000 oder ”
100 000 Benutzern brauchen, um ausgelastet zu sein. u

Nur für eine Region mit all ihren Städten, Gemeinden
und Dörfern kann eine gleichwertige Versorgung an-

|

gestrebt werden.

Eine solche Region muß andererseits so klein sein, Kurze Verkehrs-
daß alle Bewohner von ihrem gegenwärtigen Wohnort wege
aus die zentralen Einrichtungen in nicht mehr als einer
Stunde mit öffentlichen oder privaten Transportmitteln
erreichen können. BE

ii
Dabei sollen sich Kleinzentren, Unterzentren, Mittel- Oberzentren ;
zentren und Oberzentren herausbilden, die mit den ausbauen |

jeweils für sie typischen Leistungen abgestufte Ein- '

zugsbereiche versorgen. Wo sich Oberzentren nicht ii

herausgebildet haben, sind sie zu schaffen. Jede Ge- 1

meinde muß im Einzugsbereich eines Oberzentrums
liegen. |
Die Verbindungswege zwischen den Oberzentren wer- Entwicklungs- I:
den besonderen Verkehr auf sich ziehen. Hier ist der achsen besonders |

Platz für leistungsfähige öffentliche Transportsysteme. fördern
Gleichzeitig können diese Verbindungen als Entwick- =
lungsachsen dienen, an denen sich förderungswür- =

dige kleinere Zentren besonders günstig entwickeln
lassen. =

Zuwanderungen Eh
Ist einmal die Gleichwertigkeit der Lebensbedingun- und Abwanderungen '

gen in den bayerischen Regionen, das heißt, des tat- müssen sich die |

sächlichen engeren Lebensraums der jeweiligen Be- Waage halten |

wohner, erreicht, so wird der Sog in die Verdichtungs- 103
i



räume aufhören. Der Sog wird durch Gegensog aus-
balanciert. Fernpendler und einseitige Wanderungs-
ströme mit ihren nachteiligen Folgen für Verdichtungs-
räume und entleerte Landstriche werden verschwin-
den.

An diesem Leitbild der räumlichen Entwicklung
— dem

achsialen Verdichtungskonzept
— wird sich die Lan-

desentwicklungspolitik einer sozialdemokratisch ge-
führten Staatsregierung ausrichten.

IV. 2.3. Acht Grundsätze der Landesentwicklungs-
politik

Das Leitbild der achsialen Verdichtung wird durch
acht Grundsätze einer sozialdemokratisch geführten
Staatsregierung verdeutlicht:

® Bayern ist entsprechend dem Leitbild der achsi-
alen Verdichtung in 18 Planungsregionen einge-
teilt.

Geeignete zentrale Orte werden als Entwicklungs-
schwerpunkte ausgewiesen. Diese Entwicklungs-
schwerpunkte müssen so ausgewählt werden, daß
sie die Aufgabe erfüllen können, gleichwertige Le-
bensverhältnisse in allen Regionen Bayerns her-
zustellen. Die Zahl der Entwicklungsschwerpunkte
darf nicht größer sein als mit den verfügbaren Mit-
teln aussichtsreich und funktionsgerecht gefördert
werden können.

® Für den Gesamtraum werden Entwicklungsachsen
festgelegt. Die durch Bayern führenden deutschen
und europäischen Hauptverkehrswege sind dabei
von vornherein Entwicklungsachsen. Eine Anbin-
dung an die überregionale Entwicklung bleibt da-
mit gesichert. Die zusätzlichen innerbayerischen
Achsen müssen die Anbindung der übrigen bayeri-.
schen Regionen an diese großen Achsen gewähr-

104 leisten. .
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® Die Landesplanung ist auf meßbare Grundlagen
zu stellen. Nur mit einem neu zu schaffenden
System von objektiven Meßgrößen kann sicherge-
steilt werden, daß die Gleichwertigkeit der Lebens-
verhältnisse und der Erfolg der Landesentwick-
lungspolitik in den einzelnen Regionen kontrolliert
werden kann.

© In einem Landesentwicklungsprogramm sind für
die einzelnen Planungsregionen untereinander ab-
gestimmte Zielwerte dieser Meßgrößen vorzuge-
ben. Sie stecken den Rahmen ab, in dem die Re-

N gionen ihre Entwicklung planen. Der Landtag ent-
scheidet über Rahmenziele und Grundsätze der
Landesentwicklung; demokratische Kontrolle und
Mitwirkung der Gemeinden und der gesellschaft-
lichen Gruppen ist bei der Planung in den Regio-
nen zu sichern.

® Der Sog hin auf die alten Verdichtungszentren ist
durch die Förderung neuer, attraktiver Zentren in
den bisher benachteiligten Regionen auszuglei-
chen. Zu schaffen ist also eine Balance in den
Wanderungsbewegungen zwischen den Zentren.
Die bloße Verschlechterung der Lebensbedingun-
gen in den Verdichtungszentren kann im Interesse
ihrer Bürger nicht „automatisch“ als Wachstums-
grenze hingenommen werden. Das heißt:
Eine Balance in den Wanderungsbewegungen
zwischen alten und neuen Zentren kann nur ge-
schaffen werden, wenn das Angebot an Lebens-
qualität annähernd gleich ist. Nicht die Verschlech-
terung der Lebensbedingungen in den Verdich-
tungszentren darf für diese die Wachstumsgrenze
bilden, sondern eine Verbesserung der Lebensbe-
dingungen in den übrigen Gebieten muß die Ur-
sachen des Zuzugs in die Verdichtungsgebiete
beseitigen.

® in den bereits überlasteten Verdichtungsräumen
darf eine umweltbelastende oder sogartig auf das 105



Umland wirkende iIndustrieansiediung und die
Einrichtung bzw. Vergrößerung von Behörden
nicht fortgesetzt werden.

Das schließt Hilfen bei der Umstrukturierung der
Wirtschaft, die zum Ersatz von Arbeitsplätzen in
stagnierenden Wirtschaftszweigen in zukunfts-
trächtigen Branchen führt, nicht aus. Außerdem
sind die Lasten der bestehenden Verdichtung für
die dort bereits lebende Bevölkerung durch Maß-
nahmen des Umweltschutzes, durch städtebau-
liche Sanierungsmaßnahmen und einen Ausbau
der Infrastruktur, insbesondere des öffentlichen
Personennahverkehrs zu mildern.

@
® Je nach Ausgangslage muß die Förderung für

die einzelnen Regionen unterschiedlich ausfallen:

— In ländlichen Gebieten mit geringer Industrie-
ansiedlung und weniger entwickelten Zentren
sind vor allem Mittelzentren so attraktiv zu ge-
stalten, daß sie einen qualifizierten und breit
gestreuten Arbeitsmarkt, gute Einkaufsmöglich-
keiten, alle Sozialeinrichtungen und wichtige
Verwaltungsfunktionen aufweisen. Außerdem
muß ein geeigneter Entwicklungsschwerpunkt
als Oberzentrum festgelegt und gefördert wer-
den, so daß sich diese Regionen eindeutig auf
ihn zuordnen lassen und von ihm versorgt wer-
den können.

— Bei Entwicklungsschwerpunkten hat die Förde-
rung der Infrastruktur der privatwirtschaftlichen
Entwicklung vorauszueilen, damit überhaupt
ein Sog entsteht. Bei dieser Förderung des länd-
lichen Raums bedürfen Grenzlandgebiete we-
gen ihrer zusätzlichen Nachteile besonderer
Berücksichtigung.

— In Gebieten mit unzureichender oder veralteter
106 Industriestruktur ist die Ansiedlung von Wachs-



tumsindustrien zu fördern. Hierbei ist vor allem
auch die Attraktivität der Mittelzentren so zu
steigern, daß ihr Wohn- und Freizeitwert die
Ansiedlung neuer Industrien möglich macht.
Die öffentliche Infrastruktur hat jedoch der pri-
vaten Ansiedlung vorauszugehen und diese zu |

lenken.

— Für die bereits bestehenden Verdichtungsge-
biete ist insbesondere ein weites ringförmiges
Auswuchern durch Ordnungsmaßnahmen im
Rahmen des Umweltschutzes, entsprechende
Flächennutzungspläne usw. zu verhindern. Ord-
nungsmaßnahmen im Rahmen der Umwelt-
schutzgesetze, entsprechende Flächennut-
zungspläne sowie die Förderung von Ent- ze

lastungsmittelzentren im weiteren Einzugsbe-
reich der Oberzentren haben dazu die notwen-
digen Voraussetzungen zu schaffen.

— Das bayerische Alpen- und Voralpengebiet '

und die bayerischen Mittelgebirgslandschaften
bedürfen eines besonderen Schutzes. Es ist |

durch Ausweisung großer zusammenhängen-
der Freiflächen vor weiterer Zersiedlung zu
schützen und als ökologische Reserve unseres
Naturhaushaltes, aber auch als Erholungsge-
biet zu erhalten.

— Der bayerische Gesamtraum muß von voll funk-
tionsfähigen Oberzentren überdeckt werden;
unerwünschte Lücken sind durch Auswahl und
Förderung von neuen Oberzentren zu schließen.

® Auch bei intensiver Förderung größerer Zentren
muß gewährleistet bleiben, daß der lokale Grund-
bedarf an öffentlichen Einrichtungen in den klei-
neren Gemeinden und die überörtlichen Leistun-
gen mit geringer Versorgungsreichweite in den
Klein- und Unterzentren ausreichend gedeckt wer- 107
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den. Dies ist vor allem eine Aufgabe guter Kom-
munalpolitik auf der Basis eines verbesserten
Finanzausgleichs und eines erhöhten Gemeinde-
steueraufkommens.

Eine sozialdemokratisch geführte Staatsregierung
wird alles daransetzen, daß diese Grundsätze bei der
Aufstellung und Durchführung eines Landesentwick-
lungsprogramms verwirklicht werden.

IV. 2.4. Sechs Teilbereiche der bayerischen Landes-
politik: Ihre Bedeutung für die Raumordnung

Umweltschutzpolitik, Bildungspolitik, Finanzpolitik,
Wirtschafts- und Strukturpolitik, Sozialpolitik, Energie-
politik und Verkehrspolitik, Wohnungsbaupolitik,
Agrarpolitik — alle diese Bereiche sind eigenständig
und deshalb in diesem Programm besonders behan-
delt. Aber sie haben doch auch alle räumliche Aus-
wirkungen, die in einer Landesentwicklungspolitik für
Bayern zusammengefaßt, harmonisiert und nach Prio-
ritäten geordnet werden müssen. Diese Einzelbereiche
der Politik bieten Instrumente, deren sich Landesent-
wicklungspolitik bedienen muß, die die Zukunft be-
wußt gestalten will.

Verkehrspolitik, Von einer Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse in
Energiepolitik, den einzelnen Regionen kann man erst sprechen,
Bildungspolitik, wenn eine gleichmäßige Ausstattung mit öffentlicher

Sozialpolitik und Infrastruktur erreicht ist. Gleichzeitig macht eine gute
Gesundheitswesen, Ausstattung mit öffentlicher Infrastruktur eine Region
Städte- und Woh- erst anziehend für die Ansiedlung neuer Betriebe und
nungsbaupolitik, Unternehmen. Sie bringt damit neue Arbeitsplätze,

Fremdenverkehrs- höhere Einkommen und Steuereinnahmen, sie ver-
politik stärkt ganz einfach die Wirtschaftskraft. Richtig ge-

— sechs Ansatz- plante öffentliche Infrastrukturinvestitionen können
Punkte zur Ver- daher über ihre unmittelbaren Vorteile für die Benut-
besserung der zer hinaus für die gesamte Region eine Initialzün- .

öffentlichen dung bewirken. Sie stehen an erster Stelle als Instru-
108 Infrastruktur ment der Landesentwicklungspolitik. .



IV. 2.4.1. Verkehrspolitik .

Der bayerischen Verkehrspolitik wird es obliegen, die
Entwicklungsachsen zwischen den Zentren und Re-
gionen zu stärken, das Verkehrsproblem in den Ver- |

dichtungsräumen zu erleichtern und den Flächenver-
kehr zwischen den Gemeinden und kleineren Zentren
zu verbessern. Hier wird sich eine sozialdemokratisch
geführte Staatsregierung von folgenden Grundsätzen
leiten lassen:

® Präzisierung der bayerischen Verkehrsplanung un-
ter Berücksichtigung der regionalen Aufgliederung,
der zeitlichen Abfolge und Finanzierung, der In-
vestitionsvorhaben sowie ihre laufende Fortschrei-
bung unter technologischen, soziologischen und
betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten. :

© Der Ausbau der Massenverkehrsmittel hat wegen
geringerer Umweltschädlichkeit, geringerem Flä-
chenbedarf und erhöhter Verkehrssicherheit vor
allem in Verdichtungsgebieten, Ober- und Mittel-
zentren sowie entlang der Entwicklungsachsen

'

Vorrang vor Investitionen für den Individualver-
kehr.

® In Gebieten, deren Beförderungsaufkommen einen
wirtschaftlich-tragbaren Ausbau von Massenver-
kehrsmitteln nicht zuläßt, werden Investitionen für
den Individualverkehr gleichrangig behandelt, um
eine Benachteiligung der Bevölkerung dieser Ge-
biete in ihrer Bewegungsmöglichkeit zu vermeiden.
Dabei ist auf den Schutz der Wohnbevölkerung vor
Lärm und gesundheitlichen Gefahren besonders
zu achten.

Im einzelnen wird eine sozialdemokratisch geführte
Staatsregierung anstreben: i

— Schaffung und Unterstützung von Verbundsyste-
men des öffentlichen Nahverkehrs für Ober- und
Mittelzentren mit ihren Einzugsgebieten. 109
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Dabei sind Sozialtarife für Schüler, Auszubildende
und Rentner vorzusehen.
Zulassung von Linientaxis zur Ergänzung des öf-
fentlichen Nahverkehrs.

— Ausbau des innerregionalen Straßennetzes, zu-
geordnet auf das jeweilige Zentrum, zur Flächen-
bedienung.

—-
Verbesserung und Beschleunigung des Fernver-
kehrs der Bundesbahn entlang der Entwicklungs-
achsen und dadurch Drosselung des regionalen
Luftverkehrs, der auch nicht länger mit Steuermit-
teln subventioniert wird.

—
Erschließung und Entwicklung Ostbayerns durch
Bevorzugung des Ausbaues der Bundesautobah-
nen in diesem Bereich, insbesondere Bundesauto-
bahn Regensburg—-Passau und der Maintalauto-
bahn Schweinfurt-Bamberg-Bayreuth mit An-
schlußB an das osteuropäische Fernstraßennetz
Eger-Karlsbad—Prag.

—
Verringerung des europäischen LKW-Durchgangs-
verkehrs durch Verlagerung auf die Schiene.

IV. 2.4.2. Energiepolitik

Eine in allen Regionen Bayerns ausreichende, billige
und gesicherte Energieversorgung ist die Vorausset-
zung für weiteren wirtschaftlichen Aufschwung. Um
diese Forderung zu verwirklichen, wird eine sozial-
demokratisch geführte Staatsregierung ihre Energie-
politik in folgenden Programmpunkten verwirklichen:

@ Förderung großräumiger Versorgungsgebiete

@
® Maßgebliche Beteiligung der öffentlichen Hand an

110 den größeren Energieversorgungsunternehmen,,



sowie staatliche Aufsicht und Kontrolie der Ener-
gieversorgung

® Konzentration der Energieerzeugung und-beschaf- |

fung.
|

@
® Stärkere Kooperation und Verflechtung in der Ver-

teilung.

® Initiative öffentlicher Unternehmen bei kooperati-
ven Zusammenschlüssen.

® Erstellung von Wärmelastplänen für die bayeri-
schen Flüsse und damit Schutz vor Überwärmung.

® Vorausschauende umweltschutzorientierte Stand-
ortbestimmungen von Kernkraftwerken.

® Anlage von Untertagespeichern für Erdgas zur
Deckung des Spitzenbedarfs und aus Gründen der
technischen und politischen Sicherheit.

@
® Anlage von Verbundnetzen für Strom und Erdgas

zur Eingliederung in die europäischen Netze.

® Anlage von Rohöl- und Tanklagern zur Reserve-
haltung.

IV. 2.4.3. Regionale Bildungspolitik

Die Ausstattung mit Bildungseinrichtungen — von vor-
schulischen Einrichtungen bis zur Hochschule und
Einrichtungen der Erwachsenen-Weiterbildung

— ist
zu einer Vorbedingung für die Anziehungskraft und
Entwicklungsfähigkeit einer Region geworden. Hier |

hat jede Staatsregierung ein weiteres Instrument, um
die Gleichwertigkeit der Lebensbedingungen herbei-
zuführen. Abgesehen von allen inhaltlichen Reformen 111
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unseres Bildungswesens wird eine sozialdemokratisch
geführte Staatsregierung:

— eine Bestandsaufnahme der räumlichen Verteilung
aller Bildungseinrichtungen vornehmen

— einen mitdem Landesentwicklungsprogramm koor-
dinierten räumlichen Bildungsstättenplan ausar-
beiten, der nicht nur dort Besserung verspricht, wo
die Schülerzahlen schon überquellen, sondern der
auch in benachteiligten Regionen Bildungsstätten
vorsieht, in die der Bedarf erst „hineinwachsen“
muß

— die regionalen Lücken der Versorgung Bayerns
mit hochschulmäßigen Einrichtungen müssen ge-
schlossen werden. Eine sozialdemokratisch ge-
führte Staatsregierung wird deshalb insbesondere
die Errichtung und den Ausbau der Universitäten
Regensburg, Augsburg, Bayreuth und Passau vor-
antreiben.

IV. 2.4.4. Regionale Sozial- und Gesundheitspolitik

Sozial- und Gesundheitspolitik wird immer bedeut-
samer für das Wohlergehen und die Lebensqualität
der Bevölkerung. Krankenhäuser, Erholungsstätten,
Rehabilitationszentren, Altenheime, Kinderheime,
Schwimmbäder, Sportanlagen und eine Vielzahl an-
derer Einrichtungen müssen von öffentlichen undpri-
vaten Trägern bereitgestellt werden. Ihre gleichmä-
Bige regionale Verteilung bildet ein wichtiges Element
für die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse, Eine
Sozial- und Gesundheitspolitik, die den Nachholbe-
darf der benachteiligten bayerischen Regionen bevor-
zugt deckt, wird der Entwicklung dieser Regionen
wichtige Anstöße geben und zu mehr Lebensqualität
beitragen.

Eine sozialdemokratisch geführte Staatsregierung
11
2 wird daher



® die verschiedenen Pläne in den Einzelbereichen
in ein Landesentwicklungsprogramm einfügen

® Richtzahlen für dieAusstattung einzelner Regionen
mit sozial- und gesundheitspolitischen Einrichtun-
gen vorgeben

® zurückgebliebene Regionen bevorzugt an den
Durchschnitt heranführen

® die Investitionsaufwendungen in den festgelegten
Entwicklungsschwerpunkten konzentrieren, so daß
dort ein Anstoß für private und öffentliche Aktivität
entsteht.

IV. 2.4.5. Städtebau, Stadtsanierung und
Wohnungspolitik

Unsere Großstädte dürfen nicht zu menschenfeind- Verstärkter Sozial-
lichen Steinwüsten werden, traditionsreiche alte Stadt- wohnungsbau und
kerne, vor allem in den Mittelstädten, müssen erhal- Erhaltung des Alt-
ten und mit neuem Leben erfüllt werden, schnell- wohnungsbestandes
gewachsene neue Städte brauchen funktionsfähige
Zentren. An vielen Brennpunkten besteht immer noch
dringender Bedarf an familiengerechtem und preis-
wertem Wohnraum, an anderen Orten sind Teile des
Wohnungsbestands veraltet und sanierungsbedürftig.

Eine sozialdemokratisch geführte Staatsregierung |

wird ihre Städtebau-, Stadtsanierungs- und Woh-
nungsbaupolitik in den Dienst einer Verbesserung und
Angleichung der Lebensqualität in den einzelnen
bayerischen Regionen stellen.

Oberster Grundsatz ihrer Wohnungsbaupolitik wird
dabei sein, den Bau von Sozialwohnungen zu trag-
baren Mieten in den Brennpunkten des Bedarfs zu
verstärken und den großen Bestand an Altbauwoh-
nungen zu erhalten und zu modernisieren. 113
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Im einzelnen wird sie

Gezielter Sozial- — ein Kernprogramm des sozialen Wohnungsbaus
wohnungsbau für ältere Bürger, kinderreiche Familien und Allein-

stehende entwickeln, das ausschließlich auf öffent-
lichen Baudarlehen beruht

— im Normalprogramm des sozialen Wohnungsbaus
die staatlichen Darlehen aufstocken und die Auf-
wendungszuschüsse in modifizierter Form fort-
führen

- den Wohnheimbau für Studenten und Studenten-
ehepaare in den sozialen Wohnungsbau integrie-
ren und mit dem Hochschulausbau koordinieren

Eindämmung der -— staatliche Grundstücke zu ermäßigtem Erbbauzins
Kostensteigerung für den sozialen Wohnungsbau bereitstellen

im Sozial-
wohnungsbau

-— Kooperationsformen in der Bauwirtschaft fördern
und auf die konsequente Anwendung des vom
Bundeswohnungsbauministerium vorgelegten Ra-
tionalisierungskatalog bei öffentlichen Baumaß-
nahmen achten

— genossenschaftlichen Wohnungsbau und Woh-
nungsbesitz zur Ergänzung der schon bestehen-
den Eigentumsformen fördern

Integration von -— Modelle familiengerechter Großwohnungen für den
jung und alt Drei-Generationen-Haushalt entwickeln, um der

Trennung der Altersgruppen entgegenzuwirken

— auf eine Verdeutlichung des Zweckentfremdungs-
verbots für Mietwohnungen hinwirken, das auch
für staatliche Stellen gelten soll

— verbesserte gesetzliche Grundlagen zur Beseiti-.
gung von Wohnungsmißständen und zur Verhin-

114 derung von Wuchermieten anstreben .



— die Altenhausmodernisierung zur Erhaltung preis- Erhaltung und
werten Wohnraums bei gleichzeitiger Bindung an Modernisierung
die Grundsätze des sozialen Wohnungsbaus mit preiswerter Alt-
stark erhöhtem Mittelaufwand fördern bauwohnungen

— das Denkmalsschutzgesetz zur Sicherung erhal-
tungswürdiger Ensembles und zu ihrer zweckent-
sprechenden Nutzung voll ausschöpfen.

Auch wenn

der soziale Wohnungsbau und die Erhaltung des Alt- Sozialer
hausbestandes an vielen Orten noch immer zu den Wohnungsbau
dringlichen Problemen zählt, so kann er doch längst im Rahmen einer
nicht mehr ohne eine landesweit abgestimmte Städte- landesweiten
bau- und Stadtsanierungspolitik betrieben werden. Städtebaupolitik

Auch hierbei wird eine sozialdemokratisch geführte
Staatsregierung neue Wege beschreiten:

— rechtzeitige Festlegung von Siediungsschwerpunk-
ten im Rahmen der Landesplanung zur Erleichte-
rung der Dispositionen der Gemeinden

— Förderung der Stadtforschung, Wohnbauforschung,
Siedlungs- und Bautechnik sowie von städtebau-
lichen Modellvorhaben

— Abschöpfung unverdienter Planungsgewinne auf
der Basis des von der sozial-liberalen Koalition
durchgesetzten Städtebauförderungsgesetzes

—
Erleichterung einer Bodenvorratspolitik der Ge-
meinden

—
Unterstützung der Stadtsanierungsvorhaben im
Zusammenhang mit dem von Dr. Vogel als Woh-
nungsbauminister eingeleiteten Althausmoderni-
sierungsprogramm

- verstärkte Mittelzuweisung an die Kommunen, da-
mit diese in größerem Umfang Fußgängerzonen,
Grünanlagen, Kinderspielplätze, Gemeinschafts-
häuser, Volksbüchereien und andere Gemein-
schaftseinrichtungen anlegen können. 115
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IV. 2.4.6. Fremdenverkehrspolitik

Bayern braucht Der Fremdenverkehr ist für Bayern eine wesentliche,
Fremdenverkehr in vielen Bereichen sogar die wichtigste wirtschaft-

liche Einnahmequelle. Bayern ist das wichtigste Frem-
denverkehrsland der BRD.

Dennoch fehlt bis zur Stunde eine nach den Vorgaben
der Landesentwicklungspolitik und Marktentwicklung
ausgerichtete Fremdenverkehrskonzeption. Bisherige
Förderungsmaßnahmen wurden seitens der CSU nur
unsystematisch eingesetzt.

Erwünschte Wirkungen bleiben so aus; Hotelruinen
ragen als Zeugen dilettantischer Förderungspolitik
über die schönsten Landschaften des Bayerischen
Waldes.

Bayern hat seine Marktposition beim Fremdenverkehr
nicht halten können, weil die Staatsregierung die
allgemeine Entwicklung des Tourismus nicht voraus-
Schauend eingeplant hat und keine zentrale Mar-
ketingorganisation aufbaute.

Gemeinsames Wir Sozialdemokraten treten deshalb für eine grund-
abgestimmtes legende Sanierung des bayerischen Fremdenverkehrs

Handeln für den ein. Dies kann nur durch zielbewußtes Zusammenwir-
Fremdenverkehr ken von Fremdenverkehrsunternehmen, Verbänden,

Gemeinden und Staatsregierung erfolgen. Denn die-
ser Wirtschaftszweig verlangt gemeinsames, aber ab-
gestimmtes Vorgehen aller Verantwortlichen, damit er
sich sinnvoll den Prinzipien der Landesentwicklungs-
politik unterordnet. Einen Wildwuchs im Sektor Frem-
denverkehr darf es nicht geben.

Fremdenverkehr Fremdenverkehr darf allerdings nicht nur als Wirt-
für Freizeit und schaftszweig verstanden werden. Im Fremdenverkehr:

Erholung und vor allem im Nahtourismus spiegelt sich das Frei-
116 unserer Bürger zeit- und Erholungsbedürfnis unserer Bürger. \



Fremdenverkehrsplanung muß einem Freizeit- und Er-
holungsbedarfskonzept unterstellt werden. Nur dann
bleibt gesichert, daß der Fremdenverkehr dem Bürger
dient.

Eine sozialdemokratisch geführte Staatsregierung wird
deshalb der sozialökonomischen Bedeutung des
Fremdenverkehrs den notwendigen Raum schaffen.

Wichtige Maßnahmen für den Bereich der Naherho-
lung und Freizeitgestaltung sind

- Zugänglichmachen von Wäldern, Seeufern u.ä. für
Erholungssuchende

— Ausweis weiterer Landschafts- und Naturschutz-
gebiete

— Bremsen der Zersiedlung und des Zweitwohnungs-
baus

— öffentliche Landschaftspflege für Kulturland, das
land- oder forstwirtschaftlich nicht mehr genutzt
wird

— Ausbau von Freizeit- und Erholungseinrichtungen
auch in jenen Naherholungsbereichen der Städte,
die bisher wenig für den Fremdenverkehr erschlos-
sen sind. |

Für den überregionalen Fremdenverkehr wird eine
sozialdemokratisch geführte Staatsregierung

® ein umfassendes Forschungsprogramm zur objek- Fünf sozialdemo-
tiven Information über Zustand und Entwicklung kratische Schwer-
der Fremdenverkehrswirtschaft sowie ihrer landes- punkte für den
entwicklungspolitischen Bedeutung anlegen lassen; Fremdenverkehr '

® einen Fremdenverkehrsplan entwerfen, der geeig-
nete Fremdenverkehrsregionen ausweist, ein de- 117
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tailliertes Ausbauprogramm vorsieht und den Ge-
meinden geeignete Planungsunterlagen an die
Hand gibt;

® die Beratung und Schulung von Fremdenverkehrs-
betrieben durch die Verbände unterstützen bzw. in
eigener Verantwortung organisieren;

® die zersplitterte Ressortzuständigkeit für den Be-
reich Fremdenverkehr zusammenfassen und die
Förderung entsprechend konzentrieren;

® die Einrichtung einer „Zentralstelle für den baye-
rischen Fremdenverkehr“ betreiben, deren Finan-
zierung sowohl vom Land als auch von der Frem-
denverkehrswirtschaft erfolgen müßte.

Internationale Eine sozialdemokratisch geführte Staatsregierung wird
Kooperation in ständigem Erfahrungsaustausch mit unseren euro-

suchen päischen Nachbarn stehen. Der von Sozialdemokraten
geschaffene Alpenrat wird dazu als geeignetes Fo-
rum dienen können.

IV. 2.5. Regionale Wirtschaftsförderung durch Maß-
nahmen des Gesetzgebers und der öffent-
lichen Hand

Eine bayerische Landesentwicklungspolitik kann nur
dann Erfolg haben, wenn man bereit ist, die verfüg-
baren Förderungsmittel gezielt und konkret ein-
zusetzen, überholte Förderungen in Verdichtungsge-
bieten abzubauen, neue Instrumente — wie z.B. Ent-
wicklungsgesellschaften

— zu schaffen und die Ge-
setze zur Eindämmung privaten Wildwuchses voll an-
zuwenden.

Die ungenügende Kooperation der CSU-Regierung im .

Rahmen der „Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesse-
118 rung der regionalen Strukturpolitik“, ihre Mittelvertei-



lung nach dem Gießkannenprinzip ohne Einordnung
in ein umfassendes Landesentwicklungsprogramm,
ihr mangelndes Durchsetzungsvermögen vor Indu-
striellenthronen hat die gegenwärtige Lage mit ver-
schuldet.

Eine sozialdemokratisch geführte Staatsregierung un-
ter Dr. Hans-Jochen Vogel wird daher:

® alle Möglichkeiten zur Abrufung von Bundeszu-
schüssen im Rahmen der „Gemeinschaftsaufgabe
zur Verbesserung der regionalen Strukturpolitik“
ausnutzen. Dies ist unter der bisherigen CSU-Re-
gierung nicht voll gelungen;

© finanzielle Förderung für Projekte, die über die
Grundausstattung jeder Gemeinde hinausgehen,
nur noch im Rahmen eines widerspruchsfreien
Landesentwicklungsprogramms an Entwicklungs-
schwerpunkte vergeben;

® eine Erfolgskontrolle der bisherigen Förderung
vornehmen und auf dieser Basis die Förderungs-
instrumente verbessern.

Hierbei wird sie besonders darauf achten, daß
—- keine Monostrukturen entstehen

— Wachstumsbranchen bevorzugt werden
— Männer- und Frauenarbeitsplätze in ausgewoge-

nem Verhältnis entstehen

—- ein angemessener Anteil von qualifizierten Arbeits-
plätzen entsteht \

— die Förderung auf Entwicklungsschwerpunkte kon-
zentriert wird

— ein gegenseitiges Ausspielen kleiner Gebietskör-
perschaften durch ansiedlungswillige Unterneh- i

men unterbunden wird
— die bisherige Förderung in Form von Zuschüssen

verstärkt durch Darlehen ersetzt wird 119
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\ — vor Ausweisung neuer Industriegebiete Kosten-
Nutzen-Analysen erstellt und veröffentlicht wer-
den; dabei sind auch soziale und umweltbezogene
Auswirkungen sowie die Gesichtspunkte der Lan-
desentwicklung zu berücksichtigen;

® die gesamten gesetzlichen Bestimmungen darauf-
hin durchzuforsten, ob in Verdichtungsgebieten
noch finanzielle Anreize gewährtwerden, die längst
überholt sind und der dort angestrebten Bremsung
des Wachstums entgegenwirken; gegebenenfalls
wird sie auf eine Abschaffung derartiger Subven-
tionen hinwirken;

@
® Regelungen durchsetzen, die die allgemein beson-
ders hohen sozialen Folgelasten in Verdichtungs-
gebieten stärker auf die Unternehmen umlegen;

® durch eine Bremsung des Zuzugs neuer Gast-
arbeiter — vor allem in Verdichtungsräumen

— und
Umlage der äußerst hohen sozialen Folgekosten
auf die Arbeitgeber eine Tendenz zur Verlagerung
von Produktionsstätten in Regionen mit ausrei-
chendem Arbeitskräfteangebot herbeiführen;

© durch gesetzliche Auflagen (u.a. im Rahmen des
Umweltschutzes) die schädlichen Folgen der In-
dustriekonzentration in Verdichtungsgebieten mil-
dern, eine Neuansiedlung erschweren und dadurch
eine Umlenkung ansiediungswilliger Betriebe in
weniger belastete, förderungsbedürftige Räume
bewirken;

@ durch die Schaffung von Entwicklungsgesellschaf-
ten und Übernahme von Beteiligungen neuen mit-
telständischen Unternehmen in strukturschwachen
Regionen Starthilfe gewähren:

@
® durch die Erforschung der künftigen Erholungsbe-
dürfnisse und die Förderung von Fremdenver-
kehrseinrichtungen in den dafür geeigneten struk-.
turschwachen Regionen zusätzliche Existenzgrund-

120 lagen schaffen. .



IV. 2.6. Reform der Bodenordnung

Städteplanung, die sich an den Bedürfnissen ihrer
Bürger ausrichtet, Bodenvorratspolitik der Gemein-
den, gezielte Industrieansiedlung, Wohnungs- und
Eigenheimbau ohne Zersiedelung der Landschaft, all
das wird gegenwärtig durch eine überholte Boden-
ordnung verhindert. Ihre wesentlichen Kennzeichen
sind folgende:

Der Wert des Bodens ist abhängig von den Gewin-
nen, die aus der Nutzung des Bodens gezogen wer-
den können. Deswegen ist Bauboden um ein viel-
faches teurer als landwirtschaftlich genutzter Boden.
Deswegen ist Bauboden in den Innenstädten, der
eine gewerbliche Nutzung ermöglicht, wesentlich
teurer als Bauboden am Stadtrand. Weniger gewinn-
bringende Nutzungen werden daher durch die pro-
fitableren Nutzungen aus den Innenstädten vertrie-
ben, weil sie mehr für die Benutzung des Bodens be-
zahlen können. Die Nutzungsmöglichkeiten sind ab-
hängig von Planungs- und Baumaßnahmen der Ge-
meinden (Ausweisung als Bauland, Bau von Wohn-
folgeeinrichtungen, Verkehrserschließung . . .). Die
daraus resultierenden Gewinne fließen aber aufgrund
unseres Bodenrechts ausschließlich den privaten
Grundstückseigentümern zu.

Riesige Gewinne ohne jede Eigenleistung bei den
Eigentümern, katastrophaler Fehlbedarf an geeig-
neten Flächen für Schulen, Straßen, Erholungsein-
richtungen, für sozialen Wohnungsbau: das ist das
Ergebnis einer jahrzehntelang versäumten Reform.
Bayerische Sozialdemokraten haben schon vor Jah-
ren ihre Reformvorstellungen in die Diskussion ge-
bracht:

Planungswertausgleich überall dort, wo

durch öffentliche Planungen Werterhöhungen einge-
treten sind. Es ist unbillig, den Gemeinden die Teil- 121
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\ habe an solchen Werterhöhungen zu versagen, wäh-
rend sie andererseits die Entschädigung von Pla-

; nungsverlusten vornehmen müssen.

i ® Eine den Gemeinden zufließende Bodenwertzu-
wachssteuer auf die besonders hohenWertsteige-
rungen beim Grundvermögen. Die Steuer ist durch
Freibeträge allerdings so auszugestalten, daß die
Masse der Kleineigentümer nicht betroffen wird.

i ® Ein verbessertes Planungsrecht zur Erhaltung,
Modernisierung oder Nutzungsfestlegung schutz-
würdiger Bausubstanzen zum Freihalten von und
zur geordneten Bebauung neuer Flächen.

@
®

Ein verbessertes Enteignungs- und Entschädi-
gungsrecht auf der Basis zeitnaher Steuerwerte.

Dr. Vogel hat als Bundesminister dem Reformkonzept
durch den Entwurf einer Novelle zum Bundesbauge-
setz zum Durchbruch verholfen. Eine von ihm geführte
Staatsregierung wird sich auf Bundesebene für die
schnelle Verabschiedung dieses Reformwerkes ein-
setzen und die neuen gesetzlichen Handhaben voll
im Sinn ihrer Landesentwicklungspolitik anwenden.

IV. 2.7. Mitwirkung öffentlicher und privater Unter-
nehmen bei der Aufstellung und Durchfüh-
rung eines Landesentwicklungsprogramms

Es gehört zu den Grundsätzen einer sozialdemokrati-
schen Landesentwicklungspolitik, daß bei der Aufstel-
lung eines Landesentwicklungsprogramms

— die Mitwirkung der gesellschaftlichen Gruppen
bei der Festlegung der gesamtbayerischen und
der regionalen Entwicklungsziele gesichert wird

— die Mitwirkung der Gemeinden und anderer Ge- .

bietskörperschaften bei der regionalen Planung
122 institutionell gewährleistet wird .



— der Landtag über Rahmenziele und Grundsätze
der Landesentwicklung entscheidet.

Aber:

Ein Landesentwicklungsprogramm kann derzeit nur
die staatlichen Stellen und die regionalen Planungs-
gemeinschaften verpflichten, ihre Investitionsvorha-
ben und Verwaltungstätigkeiten an den „Richtwerten“
des Programms zu orientieren. Eine SPD-Staatsregie-
rung wird die hier notwendige Koordinationsarbeit
leisten.

Schon die Versorgungsunternehmen im öffentlichen
Besitz oder unter öffentlichem Einfluß genießen größ-
te Unabhängigkeit in ihren Planungen; noch stärker
gilt dies für private Industriebetriebe, die mittelstän-
dische Wirtschaft und den landwirtschaftlichen Be-
reich.

Hier mußte sich die Regierung bisher auf finanzielle
Anreize verlassen, wenn sie eine stärkere Aktivität in
den strukturschwachen Regionen erreichen wollte. Da-
bei war man nie sicher, ob diese finanzielle Förderung
wirklich ihr Ziel erreichte. Das Gegenstück zu dieser
Unabhängigkeit der Wirtschaft war fehlendes Inter-
esse und geringer Einfluß auf die Entwicklungsziele
der Regierung. So kam es zu dem bedauernswerten
Treibenlassen, dem privaten Wildwuchs und der un- |

ausgewogenen Entwicklung Bayerns.

Eine sozialdemokratisch geführte Staatsregierung un-
ter Dr. Hans-Jochen Vogel wird dieses planlose Ge-
geneinander beenden.

Sie wird

® die schließlich festgesetzten Entwicklungsziele al-
len beteiligten staatlichen Institutionen, Verbänden
und der Öffentlichkeit bekanntgeben 123
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® darauf hinwirken, daß die in öffentlichem Besitz

| stehenden Bundes-, Landes- und Gemeindeunter-
nehmen die Entwicklungsziele bei ihren Planungen
berücksichtigen

© dafür sorgen, daß

die im Rahmen der regionalen Wirtschaftsförde-
rung gewährten Anreize und vorgeschriebenen
Auflagen für private Unternehmen sich so aus-
wirken, daß die gesamtwirtschaftlichen Entwick-
Iungsziele bei den Standortentscheidungen berück-
sichtigt werden

@ darüber hinaus

den privaten Unternehmen und ihren Verbänden
mit Nachdruck klarmachen, daß die Berücksich-
tigung gesamtwirtschaftlicher Entwicklungsziele bei
ihren Standortentscheidungen weitsichtig ist;

@
® den Gewerkschaften die Möglichkeit bieten, daß

sie im Rahmen der einzuführenden überbetrieb-
lichen Mitbestimmung die Ziele des Landesent-
wicklungsprogramms unterstützen können.

IV. 2.8. Politik für den ländlichen Raum

Die Sozialdemokratische Partei sieht einen beson-
deren Schwerpunkt in der Politik für den ländlichen
Raum und seine Menschen.

Sie hat sich stets für die sozial Schwächeren einge-
setzt und arbeitet deshalb heute besonders für die
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Gleichstellung
der Landbevölkerung mit der Stadtbevölkerung.

So wird der Entleerung des ländlichen Raumes und
124 der drohenden Verödung der Landschaft entgegen-.



gewirkt, die heute in vielen Gebieten Bayerns erkenn-
bar ist.

Die Situation der Landwirtschaft in Bayern ist keines-
falls befriedigend. Etwa 40%, der landwirtschaftlichen
Fläche liegen in Gebieten, die von der Natur benach-
teiligt sind.

Nicht einmal die Hälfte der landwirtschaftlich genutz-
ten Fläche ist flurbereinigt.

Die Betriebsstrukturen sind vielfach noch unterent-
wickelt. Klein- und Mittelbetriebe überwiegen; das
Einkommensgefälle zwischen den Betrieben ist sehr
groß.

Immer mehr Landwirte gehen auf Neben- und Zu-
erwerb über.

Diese Lage der Landwirtschaft ist in vielen hochent-
wickelten Ländern ähnlich; die Tendenz zu weiterer
Abwanderung aus der Landwirtschaft und zur Auf-
gabe von Böden minderer Bonität kann durch die
bayerische Agrarpolitik nicht aufgehalten werden.
Eine Agrarpolitik ohne Scheuklappen muß diese Agrarpolitik ohne
landwirtschaftliche Tendenz erträglich gestalten; Scheuklappen
sie muß für ausreichende Information, Anpassungs-
hilfen, Milderung der sozialen Probleme und die
Schaffung von günstigen Ausweichmöglichkeiten sor- |

gen.

Eine sozialdemokratisch geführte Staatsregierung un-
ter Dr. Hans-Jochen Vogel wird eine solche Politik
für den ländlichen Raum verfolgen.

Das heißt:

—- es ist auch gute Agrarpolitik, wenn die großen
ländlichen Räume Bayerns mit attraktiven Zentren
ausgestattet werden, weil danrı auch die Qualität
des Lebens auf den Dörfern verbessert wird 125
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— es ist auch gute Agrarpolitik, wenn die Verbindun-
gen von den Gemeinden zu den Unter-, Mittel- und
Oberzentren so verbessert werden, daß sie für ie-
den leicht erreichbar sind

— es ist auch gute Agrarpolitik, wenn im näheren
Einzugsbereich der Mittel- und Oberzentren die
öffentlichen Nahverkehrssysteme ausgebaut wer-
den, so daß Leben auf dem Land und Arbeiten in
der Stadt nicht zu einer unerträglichen Belastung
wird

— es ist auch gute Agrarpolitik, wenn die großen
ländlichen Räume über Autobahn und eine elek-
trifizierte Bundesbahnstrecke an die großen deut-
schen Wirtschaftszentren und Absatzmärkte ange-
schlossen werden.

Unser Ziel: Diese Politik für den ländlichen Raum muß aber noch
der leistungsfähige ergänzt werden durch gezielte Einzelmaßnahmen zur

Haupterwerbsbetrieb Verbesserung der Einkommen und zur Verbesserung
der Betriebsstruktur, Bewirtschaftungsverfahren und
zur Betriebsumstellung in der Landwirtschaft.

Unser agrarpolitisches Ziel auf weite Sicht ist der lei-
stungsfähige und flexible Haupterwerbsbetrieb, der
kostengünstig produziert und in der Lage ist, sich
auch den zukünftigen Produktionsbedingungen anzu-
passen.

Hilfe für den im Interesse einer weiten Eigentumsstreuung und der
Nebenerwerbs- landschaftlichen Pflege fördert die SPD bewußt

landwirt eine nebenberufliche Landbewirtschaftung. Insbeson-
dere dort, wo Haupterwerbsbetriebe fehlen, kommen
Nebenerwerbsbetrieben eine besondere Bedeutung zu.
Eigentum an Grund und Boden bleibt gewährleistet.

Im einzelnen wird eine sozialdemokratisch geführte
126 Staatsregierung .



@ zusammen mit der Bundesregierung ein großzügi-
ges Investitionshilfeprogramm verwirklichen, das
den entwicklungsfähigen Betrieben den Übergang
zu rentablen Betriebsgrößen und Betriebseinhei-
ten ermöglicht, wobei auf regionale Unterschiede
Rücksicht zu nehmen ist. Dazu werden wir Modell-
betriebe fördern, die beispielhaft neue Lösungen
zeigen,

® die Marktstellung der Bauern in unserem Agrar-
überschußland durch den raschen Ausbau von Ge-
meinschaften zur gemeinsamen Erzeugung und
Vermarktung fördern sowie die Erschließung neuer
Absatzmärkte tatkräftig unterstützen,

® die gebietsmäßige Schwerpunktbildung in der Er-
zeugung unter Berücksichtigung der regionalen
Voraussetzungen fördern,

® die Senkung der Produktionskosten durch gezielte
Förderung der überbetrieblichen Zusammenarbeit
unterstützen,

® den landwirtschaftliichen Bodenmarkt übersicht-
licher machen, leistungsfähigen Bauern das Auf-
stocken ihrer Flächen, insbesondere durch lang-
fristige Pachtverträge, erleichtern, |

© die Fiurbereinigung in den besonders benachtei-
ligten Gebieten Bayerns stärker fördern,

© das ländliche Bildungssystem ausbauen und die
Voraussetzungen für gute berufliche Ausbildung
schaffen,

® sich für eine umfassende soziale Sicherheit der
Landwirte und ihrer Angehörigen nachdrücklich
einsetzen.

Wesentliche Elemente der sozialen Sicherheit sind
durch die sozial-liberale Koalition auf Bundesebene 127
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h bereits verwirklicht worden. Darüber hinaus wird eine

i sozialdemokratisch geführte Staatsregierung

— den Hilfsdienst der Betriebs- und Dorfhelfer zur

} Entlastung der bäuerlichen Familien weiter aus-
bauen;

— eine Begrenzung der Förderung für jene Großbe-
triebe einführen, die mehr als DM 50 000,— pro
Arbeitskraft erwirtschaften; dadurch werden Förde-
rungsmittel für die in Bayern vorherrschenden und
erhaltungswürdigen Mittelbetriebe und für die Um-
stellung der Kleinbetriebe frei;

—
Bewirtschaftungszuschüsse für Bodenflächen ein-
führen, die aus landeskulturellen und landschafts-
Pflegerischen Gründen nicht brach liegen sollen.
Die bayerische Landwirtschaft hat längst schon die
Aufgabe übernommen, über ihre agrarwirtschaft-
liche Zielsetzung hinaus die Kulturlandschaft zu
pflegen und zu erhalten. Darin verdient sie Unter-
stützung;

— die landwirtschaftliche Beratung zur modernen
Landbewirtschaftung verbessern und ausbauen;

- und eine strenge Kontrolle der Verwendung von
Pflanzenschutzmitteln und des Einsatzes von Dün-
gemitteln sowie chemischer und pharmazeutischer
Stoffe bei der Tierhaltung einführen, um umwelt-
freundliche und qualitativ hochwertige Produkte
zu erhalten.

— darauf hinwirken, daß subventionierte Agrarüber-
schüsse weder vernichtet noch in Produkte ge-
ringeren Wertes umgewandelt, sondern daß sie
denen zugeführt werden, die an Nahrungsmangel
leiden.

Eine sozialdemokratisch geführte Staatsregierung wird
128 auch jenen Bauern helfen, die einen Nebenerwerbs-.



betrieb führen oder völlig aus der Landwirtschaft aus-
scheiden wollen. Wir werden

® die sozialökonomische Beratung verstärkt aus-
bauen, die individuelle Entscheidungshilfen geben
kann. Dadurch sollen verhängnisvolle berufliche
Fehlentscheidungen und betriebliche Fehlinvesti-
tionen vermieden werden;

® eine Reihe von Modellfällen für extensive neben-
berufliche Landbewirtschaftung in den verschiede-
nen Regionen schaffen, um jenen Landwirten prak-
tikable Leitbilder zu geben, die langfristig Neben-
erwerbsiandwirte bleiben wollen. Wir werden die
Bauern und insbesondere Bäuerinnen, die dabei
besonders betroffen sind, über die Belastungen,
Risiken und echten Chancen dieser Betriebsform
aufklären;

® den Übergang der Landwirte in andere Berufe j

durch verbesserte Umschulungseinrichtungen er-
leichtern.

Diese Maßnahmen zeigen:

Die SPD bejaht und gewährleistet eine funktionsfähige
einheimische Landwirtschaft auch in der heutigen In-
dustriegesellschaft

— als Garant für eine gesicherte '

gesunde Ernährung und für die Erhaltung der Kultur-
landschaft.

IV. 2.9. Landesentwicklungspolitik im Dienste des
bayerischen Grenzlandes

Die bayerischen Sozialdemokraten sind sich der be-
sonderen Verantwortung gegenüber den im bayeri-
schen Grenzland wohnenden und arbeitenden Men-
schen bewußt. Auch in diesen Gebieten muß endlich
die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse herge-
stellt werden. 129
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j Wesentliche Voraussetzungen einer bayerischen
Grenzlandförderung sind durch Jie tatkräftige Politik

' der von der SPD geführten Bundesregierung bereits
geschaffen worden:

— die Deutschland- und Ostpolitik hat die jahrzehnte-
lange Konfrontation mit unseren östlichen Nach-
barn beendet und eine Phase des Ausgleichs und
Friedens eingeleitet. Diese Politik hat zum Ergeb-

' nis, daß die für das Zonenrandgebiet lebensnot-
wendige Öffnung weiterer Grenzübergänge mög-
lich wurde. Das Grenzland kann darüber hinaus
zunehmend zum Abwicklungsgebiet einer verbes-
serten wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit den
östlichen Nachbarn heranreifen;

—- mit dem von der sozial-liberalen Koalition durch-
gesetzten „Gesetz zur Förderung des Zonenrand-
gebietes“ wurde endlich nach jahrelangem Politik-
Wirrwarr eine Garantie für koordinierte und effek-
tive Zonenrandförderung geschaffen.

Eine sozialdemokratisch geführte Staatsregierung un-
ter Dr. Hans-Jochen Vogel wird die Förderung des
bayerischen Grenzlandes nahtlos in ihr Landesent-
wicklungsprogramm einfügen. Sie wird darüber alier-
dings nicht die Besonderheiten des Grenzlandes ver-
gessen. Ihr landesentwicklungspolitisches Leitbild —

das achsiale Verdichtungskonzept — wird sich auch
für das bayerische Grenzland zukunftsträchtig erwei-
sen, da es alle Landesteile einbezieht und zusammen-
führt. Der besonderen Benachteiligung des Grenz-
landes muß eine besonders ausgeprägte Berücksich-
tigung bei den staatlichen Hilfen entsprechen.

Im Rahmen dieses Leitbildes sind für das Grenzland
vor allem folgende Maßnahmen zu verwirklichen:

@
® die Verbesserung der öffentlichen Grundausstat-

130 tungen in allen Grenzgemeinden \



® der Ausbau der grenznahen Mittelzentren und die
Verbindung mit einem geeigneten Oberzentrum

® der volle Ausbau der Universitäten Bayreuth und
Passau

® die verkehrsmäßige Anbindung an die großen,
bayerisch-europäischen Entwicklungsachsen

@ die Förderung und Ansiedlung von Einrichtungen
der Dienstleistungsbereiche sowie wachstums-
trächtiger Industrien in den dafür geeigneten Zen-
tren

® die gleichmäßige ärztliche Versorgung durch ein
Sonderprogramm für die unterversorgten Gebiete

® die Gründung von öffentlich geförderten Entwick-
lungsgesellschaften

® die Erleichterung der Anpassungsvorgänge in der
Landwirtschaft

® die Förderung des Fremdenverkehrs als einem für
das bayerische Grenzland besonders wichtigen
Wirtschaftsfaktor. Dies auch durch wissenschaft-
liche Erforschung der hierfür maßgeblichen Tou- |

rismusgesetzmäßigkeiten

® die Zusammenfassung aller Förderungsmittel in
einem Grenzland-Sonderprogramm, das in das
Bayerische Landesentwicklungsprogramm_ einzu-
betten ist.

Die bayerische Landesentwicklungspolitik ist dadurch Gleichwertige
eng mit den Bedürfnissen des Grenzlandes verknüpft. Lebensbedingungen
Denn auch diese Bedürfnisse folgen an erster Stelle für Bayern
der Forderung nach gleichwertigen Lebensbedingun-
gen in Bayern. 131



Bu

ı)
ii)

u

1
ll
Sl,ih

|
ıf)

|

ıl

|

|

\

IV. 3. Der Bürger und sein Staat
IE

N IV. 3.1. Rechtsstaat und innere Sicherheit
|

\

Den Rechtsstaat Die Sozialdemokraten bekennen sich zu dem Staat,| bewahren und in dem wir leben. Die Sozialdemokraten erstreben
. ausbauen eine Gesellschaft, in der demokratische, soziale und
| rechtsstaatliche Prinzipien weiter verwirklicht werden.

. Den Rechtsstaat zu erhalten, seine Verfassung zu
u. wahren und zu verwirklichen ist für alle Sozialdemo-

kraten Verpflichtung. Sie haben auch den Freistaat

i Bayern nach dem Zusammenbruch der Hitler’schen
Gewaltherrschaft mit aufgebaut. Ein sozialdemokrati-

| scher Ministerpräsident — Prof. Dr. Wilhelm Hoegner
|: — gab ihm die Verfassung, viele andere Sozialdemo-

5: kraten — so Waldemar von Knoeringen und Volkmar
E Gabert — haben ihn im Sinne dieser Verfassung wei-

| terentwickelt.

i Gewiß, vieles muß noch geschehen. Dieses Programm
legt dar, welche konkreten Reformen notwendig sind.
Aber das ändert nichts daran, die Sozialdemokraten
werden diesen Staat reformieren; sie werden ihn aber
auch gegen seine Feinde und gegen alle Gewaltakte

nn verteidigen. Die Bayerische Verfassung sagt dazu
= ganz eindeutig, daß

— der ungestörte Genuß der Freiheit für jedermann
davon abhängt, daß alle ihre Treuepflicht gegen-
über Volk und Verfassung, Staat und Gesetz er-
füllen,

—- Vereine und Gesellschaften, die Mittel gebrauchen,

i welche darauf ausgehen, die staatsbürgerlichen

' Freiheiten zu vernichten oder gegen Volk, Staat:
oder Verfassung Gewalt anwenden, verboten wer-

| 132 den können, .
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— die Beamten sich jederzeit zum demokratischen
konstitutionellen Staat zu bekennen und zu ihm
innerhalb und außerhalb des Dienstes zu stehen
haben.

Dem haben die Sozialdemokraten beim Erlaß der Ver-
fassung zugestimmt, dazu stehen sie auch noch heute.

Sie stehen aber auch dazu, daß im öffentlichen Dienst
die Meinungsvielfalt erhalten bleiben muß. Die SPD
setzt sich dafür ein, daß für weitergehende Ideen, die
auf nicht gewaltsame Veränderungen im Rahmen des
Grundgesetzes gerichtet sind, Platz bleibt.

Bei derEinstellung von Bewerbern für den öffentlichen
Dienst wird durch die Gesetzesvorlage der Bundes-
regierung eine verfassungsgemäße und rechtsstaat-
liche Behandlung gewährleistet.

Die Verfassung zu schützen, die Sicherheit der Bür-
ger zu gewährleisten und der Kriminalität wirksam zu
begegnen, ist das Ziel sozialdemokratischer Politik.
Diese Politik geht davon aus, daß die innere Sicher-
heit davon abhängt, daß soziale Konflikte von ihren
Ursachen her gelöst werden. Die Forderung des Go-
desberger Programms nach einer neuen Wirtschafts-
und Gesellschaftsordnung als Voraussetzung für so-
ziale Reformen und innere Sicherheit wird von den
bayerischen Sozialdemokraten nachdrücklich unter-
stützt.

'

Umwelt-, Wirtschafts- und Gewaltkriminalität, aber
auch folgenschwere Verstöße gegen die Gebote der
Gesundheitsfürsorge und der gewerbeaufsichtlichen
Vorschriften nehmen vielfach bedenkliche Formen an.
Das alles belastet die „innere Sicherheit“, denn
„innere Sicherheit“ kann nicht eingegrenzt bleiben .

auf Fragen der Gewaltkriminalität, auch da

— wo Arbeitnehmer unter lebensfeindlichen Bedin-
gungen und Mißachtung notwendiger Vorkehrun-
gen zu arbeiten gezwungen sind, 133
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— woSteuerzahlerMilliardenverluste des Staates auf-BE grund von Wirtschaftsverbrechen einiger „Weiße-
i | Kragen-Täter“ abzudecken haben,
| — wo private Profitgier, z.B. im Arzneimittelsektor,
i ı schwerste gesundheitliche Folgen hat,

|
\

- wo Umwelttäter Freizeit- und Lebensraum ver-
ol nichten,
| |

— wo der Schwächere rücksichtsios abgedrängt wird
Es da ist die „innere Sicherheit“ dieses Landes beein-

' trächtigt.

ki „Innere Sicherheit“ ist eine gesellschaftspolitische

oo

Aufgabe, und verlangt mehr, als nur eine ihren Auf-

dj | gaben voll gewachsene Polizei. Wer das berechtigte

E Verlangen unserer Bürger nach mehr innerer Sicher-
= heit dazu mißbraucht, sein Geschäft mit der Angst

|

|

seiner Mitbürger zu machen, eine allgemeine Hysterie
. zu schüren und demagogisch nach dem „Knüppel aus

=. dem Sack“ zu rufen, handelt unverantwortlich und löst
5

|

die Probleme nicht.

u |

Die Verbesserung der inneren Sicherheit erfordert
Maßnahmen in allen Bereichen unserer Politik. Sie

= muß unter rechts- und kriminalpolitischen, sozial-psy-

| chologischen und auch unter polizeilichen Aspekten

| gesehen werden.

N

| Nur die Erforschung In sachlicher Arbeit an diesem Problem haben Sozial-
E der vielfältigen demokraten im Bund bereits beachtliche Schritte in

Ursachen und die richtige Richtung getan, die esauf allen politischen

| Erscheinungsformen Ebenen fortzusetzen und zu unterstützen gilt.

de
r

Kriminalität und Das sozialdemokratische Programm der inneren Re-
ein breitgefächertes f f dem Gebiet der Sozial-. de

r Bild - der

| Bündel von Maß. omen auf dem ebiet der Sozial-, der Bi ungs-, de

, Jugend-, der Familien- und der Rechtspolitik ist in

| nahmen verspricht di Bereich . Bedeutauf die Dauer Iesem Bereich von vorrangiger Bedeutung.

Erfolg So sehen die Sozialdemokraten in der Rechtspolitik
nicht nur die Anpassung an bereits vollzogene wirt-
schaftliche, technische und gesellschaftliche Verände-

2 134 rungen. Sie wollen mit den Mitteln des Rechts eine



sozialere, gerechtere und humanere Ordnung schaf-
fen und die in der Verfassung festgelegten Menschen-
und Bürgerrechte sichern und durchsetzen. Das ver-
wirklicht innere Sicherheit. Recht und Rechtspre-
chung müssen die Nähe des Bürgers suchen. Recht
muß einfach und klar formuliert, die Verfahren müssen
beschleunigt werden.

Soziales Unrecht geschieht vielen Bürgern, weil sie
ihre Rechte nicht kennen oder nicht wissen, wie sie
durchzusetzen sind. Eine sozialdemokratisch geführte
Staatsregierung wird daher den Bürgern den Zugang
zum Recht und zur Rechtsprechung durch aufklä-
rende Maßnahmen des Staates erleichtern:

Sie wird sich einsetzen für
—
dieEinrichtungkommunaleroderstaatlicher Rechts-
auskunfts- und Rechtsberatungsstellen (vor allem
für Mieter- und Verbraucherprobleme),

— Informationen über das Recht im Schulunterricht j

und in derErwachsenenbildung im Zusammenhang
mit Politik und Wirtschaft,

— Verbesserung des Rechtsschutzes gerade auch für
den wirtschaftlich Schwächeren ohne unzumutbare
Kostenbelastung.

Diese Maßnahmen müssen eine größere Verständ-
lichkeit der Rechtspflege bei Bürgern aller sozialen |

Schichten herbeiführen.

Mit der Strafrechtsreform leisteten wir einen wichtigen
Beitrag zur Stärkung und Festigung der inneren
Sicherheit in unserem Lande. Strafrecht muß sozial-
schädliches Verhalten besser erfassen und Verbrechen
verhindern helfen. Es muß sich den gesellschaftlichen
Veränderungen anpassen und auf neue Formen der
Kriminalität wirksam reagieren.

Diesen Erfordernissen tragen wir Rechnung.

Außerdem haben wir durch unsere Politik im Bund: 135
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— Maßnahmen zur BekämpfungderWirtschaftskrimi-

Bi nalität eingeleitet
"li

— ein Sofortprogramm zur besseren Verbrechens-i bekämpfung verwirklicht

li

— dasStrafverfahren gestrafft und beschleunigt, ohne
die Freiheitsgarantien des Rechtsstaats anzu-

| Ei tastenie

Ei

— die gesetzlichen Möglichkeiten zur Bekämpfung| I zeI der Betäubungsmittelkriminalität verbessert| I — eine Vorschrift geschaffen, die — erstmalig in der
Ib westlichen Welt — jede Verherrlichung und Ver-

Ä . harmlosung von Brutalität unter Strafe stellt
" - die seit 100 Jahren überfällige gesetzliche Rege-5 lung des Strafvollzugs vorgelegt.
=;
a Zur Verbesserung des Rechtsschutzes des Bürgers

Bı wird ein geändertes Petitionsrecht einzuführen sein.
sl Die Landtagsfraktion hat einen Entwurf für ein Aus-
ah führungsgesetz bereits dem Landtag vorgelegt, das
wi dem Bürger im Lande Gewähr dafür gibt, daß sein

i berecht'gtes Anliegen sach- und fachgerecht behan-

ne delt wird.
1

| ia Ein demokratischer und sozialer Rechtsstaat hat alle
a, Möglichkeiten der Kriminalitätsbekämpfung zu er-

| i greifen. Verbrechensbekämpfung ist immer auch So-| zialtherapie. Hieran haben sich Polizei, Strafrechts-

I:

| pflege und Strafvollzug zu orientieren.

Ä

Wer wie reaktionäre CSU-Politiker im Strafvollzug

| allein für das Prinzip der Sühne und der Abschrek-
I: kung eintritt, bekennt sich zum Mittelalter. Er vergißt,
I; daß gerade der auf dem Prinzip der Sühne und der

| Abschreckung beruhende Strafvollzug dazu geführt

| hat, daß 80 Prozent derjenigen, die einmal im Gefäng-
nis gesessen haben, nach ihrer Entlassung erneut

| 136 straffällig wurden.
} .



Wir meinen: es ist heute eine wissenschaftlich ge- Resozialisierung
sicherte Tatsache, daß bloßes Einsperren die Isolie- vermindert die
rung der meisten Straftäter von der Gesellschaft ver- Rückfallquote
tieft; dadurch wird aber die Gefahr eines Rückfalls
größer. Sinnvoller Strafvollzug muß den Straffälligen
in die Lage versetzen, Ursachen seines Fehlverhaltens
zu erkennen. Ihm muß die Fähigkeit und die Möglich-
keit gegeben werden, sich in die Gesellschaft zu in-
tegrieren. Eine sozialdemokratisch geführte Staats-
regierung wird deshalb offene Resozialisierungszent-
ren ebenso finanziell fördern, wie die sozialtherapeu-
tische Arbeit mit Strafentlassenen in kleinen Gruppen
und Beratungsstellen. Bei der Bevölkerung müssen
Vorurteile abgebaut werden. Die öffentliche Hand hat
hier ein Beispiel zu geben. Sie sollte unter anderem
Arbeitsplätze für Resozialisierte zur Verfügung stellen.

Die Möglichkeiten der Bewährungshilfe sind zu er-
weitern. Ein gezielter Einsatz von Sozialarbeitern ist
vor allem bei gefährdeten Jugendlichen zur Unterstüt-
zung der Erziehungsberechtigten anzustreben. j

Die Behandlungsmöglichkeiten für Drogenabhängige
sind entscheidend zu verbessern und zu erweitern.

Die Sozialarbeiterberufe sind attraktiver zu gestalten.

Größere innere Sicherheit durch besseren Rechts-
schutz ist auch eine Frage der Organisation, der per-
sonellen und sachlichen Ausstattung der Justiz und
der Polizei in den Ländern. In Bayern bleibt hier noch
viel zu tun. .

Wer den Rechtsschutz und das Sicherheitsbedürfnis
des Bürgers ernst nimmt, darf die Justiz nicht ständig
an die letzte Stelle setzen.

Die SPD bejaht deshalb eine leistungsfähige Gerichts-
organisation. Arbeitsabläufe sind so weit wie möglich
zu rationalisieren. Die technische und personelle Aus- 137
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ni stattung der Gerichte und Staatsanwaltschaften ist zu‚il verbessern. Denn eine überlastete Justiz kann keinen

ji ausreichenden Rechtsschutz gewähren.Bi
) Ausbildung, Ausrüstung und vor allem auch die Zu-= sammenarbeit der Strafverfolgungsinstanzen müssen

H
l

laufend verbessert werden. Im Bereich der Staatsan-|

waltschaften müssen besondere Abteilungen für dieI Bekämpfung der Wirtschafts- und der Umweltkrimina-|

lität ausgebaut werden.)

unI Zu den Aufgaben einer richtig verstandenen Sicher-
B heitspolitik gehört auch die Hilfe für die Opfer von! Verbrechen. Vom mittellosen Straftäter ist keine Ent-|

schädigung zu holen.

D
a

Oli Die SPD-Fraktion hat deshalb in der letzten Legisla-

1. turperiode einen Gesetzesentwurf über die staatliche

| ı Entschädigung von Verbrechensopfern eingebracht.
I Die bayerischen Sozialdemokraten begrüßen es, daß

iD nunmehr die Bundesregierung sich dieser AufgabeI angenommen hat undeinen entsprechenden Gesetzes-e entwurf einbringen wird.

| M
i

Nicht zuletzt verlangt die Lösung der rechtspolitischen

|

il Probleme Richter, Rechtsanwälte, Staatsanwälte, Ver-
Ir waltungsbeamte, Wirtschaftsjuristen und Rechtspfie-

| ger, die die Zusammenhänge von Recht und Gesell-
I schaft noch besser erkennen. DieAusbildung und Fort-

| ’ bildung der Juristen muß dem stärker als bisher Rech-

| ‚ nung tragen. Die Reform der Ausbildung muß Theorie
1:1 und Praxis unter Einbeziehung der Sozialwissenschaf-

|

f ten so eng wie möglich verbinden.

Eine sozialdemokratisch geführte Staatsregierung un-
ter Dr. Hans-Jochen Vogel in Bayern wird zur Stär-
kung der inneren Sicherheit die Polizei in Polizei-

138 regionen gliedern.



Polizeiregionen dürfen sich nicht an den Zufälligkei-
ten von Stadt- und Landkreisgrenzen orientieren. Die
Verstaatlichung der kommunalen Polizeien allein ga-
rantiert keine nach Zweckmäßigkeit gegliederte Poli-
zeiorganisation. Sie wurde von der CSU aus macht-
politischen Gründen durchgeführt.

Die Verstaatlichung der Polizei hat jedoch die innere
Sicherheit nicht verbessert, sondern im Gegenteil die
Gefahr bewirkt, daß die von den meist sozialdemokra-
tisch geführten Städten unter großen finanziellen An-
strengungen gut ausgestattete Polizei auf das Aus-
stattungsniveau der von CSU-Regierungen vernach-
lässigten staatlichen Polizei herabgedrückt wird.

Die Verbesserung des polizeilichen Einsatzes setzt
allerdings eine wesentliche Verbesserung der perso-
nellen Situation insbesonders durch Stellenmehrun-
gen bei der Polizei voraus; diese ist auf mehreren
Wegen zu erreichen:

@ Der Polizeidienst muß durch eine neue Bewer-
tung attraktiver gemacht werden. Die gegen-
wärtige Einstufung der Polizeibeamten wird den
besonderen physischen und psychischen Bela-
stungen des Polizeidienstes nicht gerecht.

@
® Sie wird Spezialisten mit besonderem Fachwis-

sen beschäftigen, die für die Bekämpfung beson-
derer Formen des Verbrechens, insbesondere auf
dem Gebiet der Wirtschaftskriminalität, unerläß-
lich sind.

@ Neben der Ausbildung soll durch eine kontinuier-
liche Fortbildung der Polizeibeamten erreicht
werden, daß die Polizeibeamten aus der Kenntnis
gesellschaftlicher Wandlungsprozesse, aus der
richtigen Beurteilung soziologischer Strukturen
und in der Anwendung psychologisch geeigneter
Mittel den täglichen Dienst leichter und wirkungs-
voller erfüllen können. 139



R
n

|

|
}

sth!
||

|

| |
|

® Sie wird die soziale Sicherung der Polizei- und

N
H Strafvollzugsbeamten, die aufgrund der beson-

deren Gefahren des Polizei- und Strafvollzugs-
N dienstes zu Schaden kommen, für sie und ihreii Angehörigen wesentlich verbessern.
Il)ıl

@ Die Polizei muß von allen polizeifremden Aufga-
N ben entlastet werden. Dazu gehört insbesondere

ii ein Teil der Hilfeleistung für andere Verwaltungs-

1) behörden und Gerichte. Die Polizei darf nichtı länger Mädchen für alles sein.}

Il
.

Verbesserung der Zu der personellen Ausstattung muß die sachliche
Il sachlichen Aus- Aussattung hinzukommen. Die Wertschätzung die die

IM stattung von Gesellschaft der Polizei als einer wichtigen Stütze des

ih Justiz und Polizei Rechtsstaates schuldet, drückt sich nicht in markigenIl Reden aus, wie sie bei CSU-Politikern beliebt sind,

|) sondern in der Bereitschaft, durch sachgerechte äu-| i Bere Bedingungen gute Voraussetzungen für die Ar-ii

beit der Polizei zu schaffen.

Ih
)

@
® Die Arbeit in der Polizei muß den Polizeibeamten

ill, Freude machen können. Seine Verantwortungs-
bereitschaft ist zu stärken.

‚Hi

M
h ® Die Rücksichtnahme auf berechtigte persönliche

N
)

Belange stärken die Einsatzbereitschaft des Be-
N amten. Sie sind Voraussetzung dafür, daß die im-

ia
.

mer stärker zu beobachtende Unlust der Polizei-
i beamten abgebaut werden kann.

ih ® Die Grundlagenforschung ist eine weitere Voraus-

N setzung für die wirksame Bekämpfung aller Ver-1 brechensarten.

\
\ IV. 3.2.1. Gebiets- und Verwaltungsreform

Bürgernahe Ver- Die öffentliche Verwaltung ist für Sozialdemokraten
“ waltung ist gerechte kein Selbstzweck. Sie hat vielmehr dem Bürger zu
e Verwaltung dienen. Die Organisationsform der Verwaltung darf

N 140 sich deshalb nicht allein an den Bedürfnissen der Ver-
B |



waltung orientieren. Alles Verwaltungshandeln muß
auf allen Ebenen demokratisch kontrolliert werden.
Es bedarf deshalb einer stärkeren bürgerschaftlichen
Mitwirkung und Mitbestimmung, insbesondere auf der
mittleren Verwaltungsebene.

Dem gleichen Ziel hat die Stärkung der kommunalen
Selbstverwaltung zu dienen. Viele Verwaltungsaufga-
ben sind wieder nach unten zu übertragen. Dafür sind
die Zuständigkeiten der Behörden und Ämter über-
sichtlicher und klarer zu regeln. Das Neben- und Ge-
geneinander in der öffentlichen Verwaltung muß be-
seitigt und die Einheit der Verwaltung wieder herge-
stellt werden.

Nur so können Ortsnähe, Leistungsfähigkeit und Wirt- Gewachsene
schaftlichkeit der Verwaltung gesteigert und die öf- Strukturen nicht
fentliche Verwaltung den Entwicklungen im wirtschaft- mutwillig zerstören
lichen und gesellschaftlichen Bereich angepaßt wer-
den.

Eigensinn und Überheblichkeit der CSU haben eine
gemeinsame und fortschrittliche Lösung der Gebiets-
und Verwaltungsreform im Sinne dieser Grundsätze
verhindert. Die sogenannte Landkreisneueinteilung
verfehlte ihren Zweck. Gewachsenes wurde zerstört
ohne Leistungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit zu ge- '

winnen. Der CSU fehlt jegliches Gesamtkonzept, wie |

sie die mittlere Verwaltungsebene (Regierungen und
Mittelbehörden) gliedern soll, noch wie eine Funktio-
nalreform durchgeführt werden kann.

— Sie wagt es nicht, die mit ihrer Hilfe aufgeblähten
Ministerien anzutasten.

— Die Probleme des Stadtumlands sind ungelöst.

— Die sogenannte Gemeindereform bleibt dem Zu-
fall überlassen. 141
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ji — Die Regionalplanung kann aufgrund des schwer-

|

fälligen Verfahrens nicht funktionieren.\

il

— Die Mitwirkung der Gemeinden in der Region ist' bedeutungslos.

ı Das Neben- und Gegeneinander im kommunalen Be-‚ll reich wurde nicht abgebaut, sondern verstärkt. Auchil auf dem Gebiet der Reform unserer öffentlichen Ver-| waltung droht Bayern durch die Unentschlossenheit

ı

und Kurzsichtigkeit der CSU zum Schlußlicht aller Län-

|

der der Bundesrepublik zu werden.uk,

I Eine umfassende Gebiets- und Verwaltungsreformı muß gegen die CSU erkämpft werden. Auf dem Partei-ll tag in Immenstadt 1971 hat die bayerische SPD eineI! geschlossene Konzeption der Gebiets- und Verwal-

A tungsreform verabschiedet. Diese Konzeption ist un-I verändert die Grundlage sozialdemokratischer Re-" formpolitik im Bereich der öffentlichen Verwaltung.Il |! Dreistufiger Die SPD geht davon aus, daß der bisherige 4stufige" Verwaltungsaufbau Verwaltungsaufbau Bayerns auf längere Sicht durch| tut not einen 3stufigen Aufbau (Gemeinden, Verwaltungsre-
il gion, Staatsregierung) ersetzt werden muß, wenn es
Hl gelingen soll, die Gleichwertigkeit der Lebenschancen

in allen Teilen Bayerns herzustellen und eine lei-

ii stungsfähige, wirtschaftliche, demokratisch organi-

u sierte Verwaltung zu schaffen.

E
. Dieses Ziel kann nur schrittweise und unter Beachtung

il
. sozialer Belange erreicht werden. Eine sozialdemo-

IN kratisch geführte Staatsregierung wird dazu folgende

N Aufgaben angehen:

N

.h

® Die kleineren Gemeinden sind zu leistungsfähi-

H
l

gen Selbstverwaltungskörperschaften zusammen-| zuschließen, wobei die strukturbedingten Gegeben- .

B heiten zu berücksichtigen sind. Der Gemeinde-|

142 gebietsreform wird eine klare Konzeption zur Funk-.
"



tionalreform auf Gemeindeebene vorausgehen, die
den betroffenen Gemeindebürgern klarmacht,
warum Mindestgemeindegrößen erforderlich sind,
und daß gerade durch diese Reform dem Bedürf-
nis auf eine umfassende bürgernahe Verwaltung
auch auf dem Lande Rechnung getragen wird. Bei
der Durchführung der Reform werden die Gemein-
den und ihre Bürger in demokratischer Weise be-
teiligt.

® Die Region ist bevorzugt weiterzuentwickeln. Ein
von der Bevölkerung gewählter Regionaltag ist un-
verzichtbar. Der Region sind eigene Mittel zur Ver-
fügung zu stellen.

@ Neben der Regionalplanung und dem Recht und
der Pflicht, Investitionspläne aufzustellen sind der
Region sonstige kommunale Aufgaben, die sich auf
den Gesamtbereich der Region oder auf einen
wesentlichen Teil beziehen, zu übertragen. Dazu
gehören die Aufgaben der Industrieansiedlung,

j

der Sicherung von Erholungsflächen, der Förde-
rung des Fremdenverkehrs und die regionale
Wirtschaftspolitik.

© Die Region soll Schwerpunkt- und Spezialkranken-
häuser, höhere Schulen und Berufsschulen, Thea-
ter, Bibliotheken und Museen, Einrichtungen der
Volksbildung, überörtliche Müll- und Abwasserbe-
seitigung errichten und betreiben.

© Die Aufgaben der Regierungen und Bezirke sind
schrittweise nach Maßgabe des Ausbaues der Re-
gion zu übertragen.

® Die Ministerien sind auf die Leitungsfunktion zu
beschränken. Alle Zuständigkeiten der Ministerien
zur Entscheidung von Einzelfällen sind dahin zu
überprüfen, ob sie nicht auf nachgeordnete Behör-
den, insbesondere auf die Region, übertragen wer-
den können. 143
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v Die Datenverarbeitung muß beschleunigt ausgebaut

I werden, um sie dem öffentlichen Haushalts- und Rech-
nungswesen nutzbar zu machen. Dabei ist besonders| sicherzustellen, daß gewählte Beschlußgremien weit-| gehend Zugang zum öffentlichen Datenverarbeitungs-

Ä

system erhalten.

|

Hierbei ist ein umfassender Datenschutz zu gewähr-

1 leisten.
|
i Der Einsatz technischer Hilfsmittel ist besonders zuj fördern.

IV. 3.2.2. Stärkung der kommunalen Mitwirkung undı Mitverantwortung

AN Die im Jahre 1952 mit maßgeblicher Beteiligung der1 Sozialdemokraten unter Prof. Dr. Wilhelm HoegnerN

geschaffenen Kommunalgesetze haben dem BürgerI ein höheres Maß an kommunaler Mitwirkung ermög-

N licht als in allen übrigen Ländern der Bundesrepublik.[ Die Bürgerversammlung, die sich insbesondere in den

1

kleineren und mittleren Gemeinden als eine Form der

N
E Information und Diskussion bewährt hat, aber auch

If die Volkswahl der Bürgermeister und Landräte sind
solche Elemente der Mitsprache des Bürgers. Sie

D
i

haben zugleich zur Demokratisierung der Verwaltung

B beigetragen.

1 Die Bayerische Gemeindeordnung und die Landkreis-

1 ordnung werden dahingehend geändert, daß die kom-
munalen Mandatsträger anstatt auf die Dauer von

|

sechs Jahren wie ursprünglich wieder nur auf die

| 1 Dauer von vier Jahren gewählt werden.|

I Mitwirkungsmöglich- Die in letzter Zeit stärker in Erscheinung tretenden

1 keiten des Bürgers Bürgerinitiativen im kommunalen Bereich zeigen je-.

j müssen verstärkt doch, daß die Mitwirkungsmöglichkeiten des Bürgers

N
i

144 werden verstärkt werden müssen.
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Die Sozialdemokraten bejahen Bürgerinitiativen als
Ausdruck des kommunalen Engagements. Anträge
und Vorhaben der Bürger dürfen jedoch nicht im Un-
verbindlichen steckenbleiben. Sie müssen vielmehr die
Chance erhalten, auch durchgesetzt werden zu kön-
nen, indem sie der Entscheidung der Gesamtheit der
Bürger unterstellt werden.

Eine sozialdemokratisch geführte Staatsregierung wird
deshalb das Gemeindebegehren und den Gemeinde-
entscheid entsprechend den Bestimmungen über
Volksbegehren und Volksentscheid einführen. Damit
können zugleich im kommunalen Bereich Bürgerinitia-
tiven, soweit sie nur eigensüchtigen Sonderinteressen
einzelner Gruppen dienen oder staatszerstörende
Zwecke verfolgen, ihre notwendige Korrektur finden.

Diese Form bürgerschaftlicher Mitwirkung und Mitver-
antwortung reichen jedoch zumindest in Großstädten
mit mehr als 500 000 Einwohnern nicht aus, um ein
bürgerschaftliches Engagement in befriedigender Wei-
se sicherzustellen. Eine sozialdemokratisch geführte
Staatsregierung wird deshalb durch ein besonderes
Gesetz die Voraussetzungen dafür schaffen, daß der
Stadtrat bestimmte Befugnisse zur selbständigen Ent-
scheidung auf kleinere Einheiten überträgt.

Eine entsprechende Regelung wird für diejenigen Ge-
meinden getroffen, die durch Eingemeindungen bzw.
GemeindezusammenlegungenihreSelbständigkeitver-

loren haben. |

Dadurch sollen gewachsene Strukturen und bürger-
liches Engagement erhalten und gefördert werden.

Das Bayer. Personalvertretungsgesetz hat weder den
Anschluß an die Rechtsentwicklung beim Bund, noch
an die inzwischen erheblich verbesserten Landesper-
sonalvertretungsgesetze in der Mehrzahl der Länder
gefunden. Die CSU hat es zu verantworten, daß im 145
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| gesamten bayer. öffentlichen Dienst auf Grund des
u schlechten Personalvertretungsgesetzes keine Mitbe-

ı stimmung stattfindet.

Sozialdemokraten werden daher dafür sorgen, daß
i das Bayer. Personalvertretungsgesetz den Anschluß

i

an die Entwicklung des Rechtes gewinnt und auf alle

s Bereiche des öffentlichen Dienstes ausgedehnt wird.

ö Darüber hinaus ist dafür zu sorgen, daß in den wirt-
' schaftlichen Einrichtungen des Staates und der Kom-

| munen die Arbeitnehmer maßgebliche Mitbestim-
mungsrechte unter Wahrung der Verantwortung der
parlamentarischen Körperschaften erhalten.

Eine Reform des öffentlichen Dienstrechts muß gegen
den Widerstand der CSU eine Verbesserung der Lei-
stungsfähigkeit unserer Verwaltungen ermöglichen
und sachlich nicht gerechtfertigte Unterscheidungen
zwischen den Beschäftigtengruppen des öffentlichen
Dienstes aufheben.

| Die Tarifautonomie im Öffentlichen Dienst darf richt
eingeschränkt, der Freiheitsraum für die Beteiligung

u der Beamten muß ausgeweitet werden.

\ Die SPD in Bayern wird nachdrücklich für die Mitbe-
stimmung auch im Bereich der Sparkassen eintreten.

IV. 3.3. Öffentliche Finanzen in Bayern

Offentliche Haus- Die öffentlichen Haushalte, also alle öffentlichen Ein-
= halte sind nahmen und Ausgaben, sind in ihren Schwerpunktbil-

2 Grundlage jeder dungen Ausdruck des politischen Wollens der Regie-
|

| Planung rung. Sie sind zugleich objektive Planungs- und Kon-
trollunterlagen für die gesamte politische Arbeit.

| Die Finanzpolitik des Freistaates Bayern kann nicht

|

146 losgelöst gesehen werden von der Verkettung mit den



Bundesfinanzen. Die Verteilung der Finanzen zwi-
schen Bund, Ländern und Gemeinden ist im Grund-
gesetz geregelt. Das Volumen des Haushalts des Frei-
staates Bayern ist in einer Zeit von sieben Jahren um
mehr als das Doppelte angestiegen. 1973 umfaßt der
bayerische Staatshaushalt 17,5 Milliarden DM.

Die konservative CSU-Regierung hat es aber ver- CSU ohne Schwer-
säumt, die Zuwachsraten Jahr für Jahr schwerpunkt- punktprogramm
mäßig in einzelnen Sachgebieten zu konzentrieren.
So sind — in Prozenten ausgedrückt — fast in all die-
sen Jahren für die Einzelressorts die gleichen Steige-
rungsraten angesetzt worden. Im Klartext: auf politi-
sche Schwerpunkte wurde verzichtet. Mit einer Schwer-
punktbildung hätte die Strukturpolitik und die Schaf-
fung gleichwertiger Lebens- und Umweltbedingungen
für die Bürger Bayerns früher und nachhaltiger ange-
gangen werden können.

Eine sozialdemokratisch geführte Staatsregierung Sozialdemokraten
wird sind die besseren

Planer
® überlegte Schwerpunkte im Staatshaushalt bilden,

@
®

eine weitgehende Übereinkunft mit dem finanziel-
len Wollen des Bundes und den Interessen des
Freistaates Bayern herbeiführen, |

® die Finanzkraft der Gemeinden stärken, um die
gemeindliche Selbstverwaltung nicht zur Farce
werden zu lassen,

® mit dem Bund auf finanzpolitischem Gebiet ver-
nünftig zusammenarbeiten,

© um ein gerechtes Steuersystem zu gewährleisten,
die personelle und sachliche Ausstattung der Fi-
nanzämter, insbesondere der Prüfungs- und Steu-
erfahndungsstellen, ausbauen. 147
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@
® die turnusmäßige Prüfung sämtlicher Betriebe

und Unternehmungen verstärkt anstreben: die
dabei erzielten Steuermehrergebnisse bei umstrit-Ä

tenen Rechtsfragen konsequent fördern, bis eine
endgültige Klärung durch die zuständigen Finanz-
gerichte erfolgt ist.

Verbesserung der Ohne finanziell leistungsfähige Gemeinden ist eine
Finanzausstattung planvolle Entwicklung zu mehr Chancengleichheit für

der Gemeinden unsere Bürger nicht zu erreichen. Jede gemeindliche
Selbstverwaltung hat als Voraussetzung die finanzielle
Leistungskraft. Die halbherzigen Maßnahmen der
CSU-Regierung in Fragen der Gebiets- und Verwal-
tungsreform haben zu finanziellen Mehrbelastungen
der Kommunen geführt. Eine sozialdemokratisch ge-
führte Staatsregierung unter Dr. Hans-Jochen Vogel
wird deswegen

@ den Finanzausgleich zwischen Staat und Gemein-
den neu durchdenken und reformieren,

® die Landesumlage abschaffen, da diese Belastung
für die Kommunen nicht mehr zumutbar ist,

@
®

bei allen Gesetzen darauf bedacht sein, den Kom-
munen keine Lasten aufzubürden ohne gleichzei-
tig auch die finanziellen Mittel zu erschließen,

@
® die Mittelverwertung für Großprojekte der Ge-

meinden durch Unterlegung von Kosten-Nutzen-
Rechnungen effektiver gestalten.

Sozialdemokratische Finanzpolitik in Bayern heißt: Bei
Wahrungder Interessen des Landes und seiner Ge-
meinden ein gutes Verhältnis zum Bund zu erreichen
und durch Schwerpunktbildung in den Finanzen der
Öffentlichen Hand für die Durchführung einer voraus-

148 schauenden Landespolitik Sorge zu tragen.



3.4. Informations- und Meinungsvielfalt in Bayern

Eine freie, offene, weder vom Staat noch von etablier-
ten Interessen eingeengte gesellschaftliche Kommu-
nikation ist die Voraussetzung funktionierender Demo-
kratie. In einer Zeit, in der der Zugang zur Öffentlich-
keit vorwiegend über komplizierte, kapitalintensive
und hochtechnisierte Massenmedien möglich ist, wird
eine demokratische Medienpolitik unerläßlich. Ihre
Aufgabe kann es nicht sein, dem Staat Einfluß auf die
Medien zu geben; sie darf sich nicht darin erschöpfen,
der eigenen Interessenposition in den Medien Gehör
zu verschaffen. Vielmehr muß sie den chancengleichen
Zugang aller Bürger zu den Institutionen der öffent-
lichen Meinung sichern. Die besondere Aufmerksam-
keit der SPD muß dabei darauf gerichtet sein, daß
die sozial schwächeren Schichten aber auch soziale
Minderheiten und Randgruppen, in einer weitgehend
kommerzialisierten Medienlandschaft nicht übergan-
gen, übervorteilt oder gar totgeschwiegen werden.

Wenn Massenmedien nur Macht und Interessen einer
zahlenmäßig schwachen, kapitalmäßig aber über-
mächtigen Gruppe repräsentieren, verzerren sie den
demokratischen Prozeß. Wir brauchen daher alles an-
dere als ein Konzept der Machtsicherung über die
Massenmedien, wie es die CSU zu etablieren versucht. '

Auch in Bayern hat die Pressekonzentration die Viel-
falt der Meinungsträger empfindlich eingeengt. Gab
es 1954 noch 45 selbständige Zeitungsredaktionen |

(publizistische Einheiten), so waren es 1973 nur mehr
25; in der gleichen Zeit schrumpfte die Zahl der Ver-
lage (als Herausgeber von Zeitungen) von 148 auf 100,
während die Auflage von rd. 2 Mill. auf 2,5 Mill. klet-
terte.

Besonders schwerwiegend ist es, daß, bedingt durch
diese Entwicklung, in Bayern in immer mehr Städten
und Landkreisen nur noch eine lokale oder regionale 149



Zeitung zur Auswahl steht. Dort ist es — zumindest für
die kommunale und regionale Politik — eine einzige
Zeitung, die darüber entscheiden kann, was öffentlich
wird und was nicht. Die „Gegenöffentlichkeiten“ (durch
Flugblätter, gezielte Informationen an den Rundfunk
oder an Zeitungen, durch Versammlungen und das
Gespräch am Arbeitsplatz) sind nur in Ausnahmefäl-
len konkurrenzfähig. Für den publizistischen Alltag
hat die Monopolzeitung erheblichen Einfluß.

CSU tatenlos bei der Zwar muß fairerweise eingeräumt werden, daß viele
Bildung lokaler bayerische Zeitungen mit „Alleinstellung“ diese Mo-

Meinungsmonopole nopolsituation nicht mißbrauchen, sondern sich be-
mühen, das „Zeitgespräch der Gesellschaft“ ausge-
wogendarzustellen. Trotzdembleibteseine immerwie-
derkehrende Gefährdung, daß soziale Konflikte und
abweichende Meinungen — besonders in Gebieten
mit großer konservativer Mehrheit — durch Lokalmo-
nopole unterdrückt werden. Die CSU hat dieses Pro-
blem niemals auch nur aufgegriffen.

Dagegen hat sie bei einer öffentlich-rechtlichen An-
stalt, dem Bayerischen Rundfunk, der gesetzlich zu
einem ausgewogenen Programm verpflichtet ist und
in dessen Aufsichtsgremien alle gesellschaftlich rela-
vanten Kräfte vertreten sind, mit erheblichem Aufwand
versucht, ihre Parteiinteressen in den Vordergrund
zu schieben. Der skandalöse und in der ganzen Bun-
desrepublik Aufsehen erregende Versuch, durch eine
Novellierung des Rundfunkgesetzes die Aufsichtsgre-
mien parteipolitisch zu majorisieren, konnte nur durch
die unerbittliche Gegenwehr der parlamentarischen

Angriff der CSU Opposition im Bayerischen Landtag und durch ein
auf die Rundfunk- Volksbegehren abgewehrt werden, das eine Koalition
freiheit abgewehrt der Vernunft aus Sozialdemokraten, Freien Demokra-

ten, Gewerkschaften, kirchlichen Laienorganisationen
und vielen einzelnen Bürgern durchsetzte. Dabei
konnte auch noch die öffentlich-rechtliche An-
stalt als Rechtsform des Bayerischen Rundfunks in

150 der Bayerischen Verfassung verankert werden. Die



CSU mußte sich im letzten Augenblick diesen Vor-
schlägen anschließen und damit medienpolitisch ka-
pitulieren.

Die SPD ist sich mit jeder Konsequenz der Tatsache
bewußt, daß der Bayerische Rundfunk eine Anstalt des
öffentlichen Rechts ist und deshalb niemals einer
Gruppierung ausgeliefert werden darf. Daraus folgt:
Programmgestaltung und Rundfunkverwaltung müs-
sen ein Forum sein, auf dem auch die zu Wort kommen,
die als Hörer oder Seher von den Hörfunk- und Fern-
sehprogrammen angesprochen werden. Die Offenle-
gung von Motiven darf nicht gönnerhafte Geste der
Programmacher sein. Die Organisationsform des
Rundfunks darf nicht durch das blinde Aufkaufen von
Sendematerial aus dem Ausland oder von privatwirt-
schaftlich-gewinnorientierten Unternehmen unterlau-
fen werden.

Der direkte Angriff auf die Rundfunkfreiheit in Bayern
Konnte abgewehrt werden; es gelang der CSU nicht,
ihre Machtansprüche auch noch zu legalisieren. Trotz-
dem versucht sie weiter, durch ihre starke Stellung in
den Aufsichtsgremien, durch ihre Sympathisanten im
Rundfunk selbst und durch gezielten Druck von außen,
mißliebige Journalisten einzuschüchtern, ihren Ein-
flußbereich auszudehnen und die für Bayern traditio-
nelle Liberalität durch einen provinziellen und ver- '

bohrten Konservatismus zu ersetzen.

Der übrige Markt der Medien — Film, Kassette, Zeit- Massenmedien
schriften, Bücher usw. — ist in Bayern wie in der ge- vielfach einseitig |

samten Bundesrepublik nach den Gesetzen der Er- gewinnorientiert
werbswirtschaft organisiert. Diese kann durchaus
sinnvoll sein, in bestimmten Bereichen — etwa bei der
Weiterbildung durch Fernstudiensysteme über Kas-
setten, Bildplatten etc. — bringt es aber massive Ge-
fährdungen mit sich. In jedem Fall ist es schwierig —

wenn auch nicht unmöglich — Interessen und Bedürf-
nisse der Menschen, die nicht gewinnwirksam sind,
über Massenmedien dieses Sektors auszudrücken. 151



Das Beispiel des deutschen Films zeigt dies in krasser
Deutlichkeit. Die CSU macht hier per saldo ideologi-
schen Profit.

Allerdings hat die CSU im letzten Jahrzehnt nicht ver-
standen, die Arbeitnehmer der privaten Kulturindu-
strie: Redakteure und Autoren, Regisseure und Schau-
spieler, Bibliothekare und Buchhändler für sich zu ge-
winnen. Und Bayern verfügt mit der Landeshauptstadt
München über eines der intellektuellen und künstle-
rischen Zentren der Bundesrepublik.DasVersagen der
CSU wird durch den massivenEinsatz dieser Gruppen in
sozialdemokratischen oder liberalen Wählerinitiativen
bewiesen. Der oft provinzielle, spießbürgerliche ideo-
logische Hintergrund der CSU versperrt ihr den Zu-

CSU verschreckt gang zu den Inhalten moderner künstlerischer und
intellektuelle und journalistischer Arbeit; der pauschale Verdacht gegen

Künstler die „freischwebenden Intellektuellen“ und ihre Bedürf-
nisse, ihre Phantasie, ihre eigene Lebensart versperrt
derCSU den Zugang zu derMentalität dieserMenschen.
Hier liegt der Ansatzpunkt für eine erfolgreiche Ver-
teidigung der „Offenen Kommunikation“ gegen kon-
servative Überwältigung.

Die SPD geht in ihrer Medienpolitik in Bund und Län-
dern von sechs Prinzipien aus:

Prinzipien sozia-_®@ Toleranz, geistige Freiheit und Meinungsvielfalt
demokratischer sind die zentralen Grundrechte der modernen De-
Medienpolitik mokratie; sie müssen verteidigt, ihr Spielraum muß

erweitert werden.

@
® Diese Grundrechte werden heute nicht mehr nur

— wie in früheren Jahrhunderten — vom Staat be-
droht; vielmehr können heute auch gesellschaft-
liche Kräfte-Konzerne, mächtige Finanzgruppen,
multinationale Organisationen

— die kommunika-
tive Chancengleichheit zerstören.

@
® Die SPD geht aus vom Grundsatz des „publizisti-

152 schen Gleichgewichts“: Hörfunk und Fernsehen



sollen ausschließlich öffentlich-rechtlich organisiert
werden. Presse und Film sollen in privater Organi-
sationsform verbleiben.

® Die SPD fordert wirksame Maßnahmen zur Kontrol-
le der publizistischen Konzentration (Anti-Trust-
Gesetzgebung — vorbeugende Fusionskontrolle;
Verhinderung von Multi-Mediakonzernen).

® Die SPD fordert eine differenzierte Mitwirkung der
Arbeitnehmer der privaten und öffentlich-rechtli-
chen Kulturindustrie.

Dies erfordert eine Einschränkung des Tendenz-
schutzparagraphen im Betriebsverfassungsgesetz
(z.B. Wirtschaftsausschüsse auch in Presseunter-
nehmen) und die Bildung von besonderen Mitbe-
stimmungsorganen (Redaktionsausschüsse) in
Presse und Funk.

Die Arbeitnehmer der Rundfunkanstalten sind an
den Verwaltungsräten mit Sitz und Stimme zu be-
teiligen. Die im Bayerischen Personalvertretungs-
gesetz enthaltene Bestimmung wird durch eine so-
zialdemokratische Parlamentsmehrheit beseitigt.

® Die SPD fordert, wo notwendig, eine gezielte För-
derung publizistischer Einrichtungen, damit die
Menschen miteinander in Kommunikation treten |

können. Besondere Förderung verdient zur Zeit
der deutsche Film; nur auf der Basis einer gesun-
den wirtschaftlichen Grundlage kann journalisti-
sche und künstlerische Qualität wachsen.

Deshalb unterstützt die bayerische SPD voll die Ge-
setzgebungsvorhaben der Bundesregierung im Me-
dienbereich: ein Presserechtsrahmengeseitz, ein Film-
förderunasgesetz, eine spezifische Pressefusionskon-
trolfe, Regelung zur Medienstatistik und zur Arbeit-
nehmervertretung sowie Altersversorgung in publizi-
stischen Einrichtungen aller Art sowie eine freiheit- 153



liche Regelung des uneingeschränkten Zeugnisver-
weigerungsrechts für Journalisten.

Eine sozialdemokratisch geführte Staatsregierung un-
ter Dr. Hans-Jochen Vogel wird folgende medienpoli-
tische Leitlinien in ihrer Arbeit verfolgen:

Acht medien- @ Das Bayerische Pressegesetz muß novelliert wer-
politische Leitlinien den; am wichtigsten ist die Mitbestimmung und das

für Bayern: Mitwirken der Arbeitnehmer in Zeitungen. Die Re-
gelungen sollen dem demnächst zu erwartenden
Presserechtsrahmengesetz folgen, um die Einheit-
lichkeit der Lebensverhältnisse in der Bundesre-
publik zu wahren. Die bayerischen Sozialdemokra-
ten werden Mißbräuche von lokalen Monopolzei-
tungen Öffentlich machen; dabei wird zu prüfen
sein, ob der Beschwerdeausschuß des Deutschen
Presserates in diesem Zusammenhang Verantwor-
tung übernehmen kann.

® Es muß sichergestellt werden, daß die CSU ihren
Griff nach dem Bayerischen Rundfunk, dessen Le-
galisierung ihr mißlungen ist, nicht auf kaltem Wege
doch noch verwirklichen kann. Die Mitglieder der
Aufsichtsgremien des Bayerischen Rundfunks, die
von der SPD gestellt werden, werden darauf be-
sonders scharf achten. Die bayerische SPD wird
eine Verstärkung ihrer Position in Bayern jedoch
im Unterschied zur CSU nicht dazu benutzen, durch
Ämterpatronage Andersdenkenden den Arbeits-
platz streitig zu machen. Sie anerkennt, daß auch
gerade unter einer sozialdemokratisch geführten
Staatsregierung andere, der SPDwidersprechen-
de, Meinungen im Rundfunk gemäß ihrer Vertre-
tung in der Bevölkerung zum Ausdruck kommen
müssen.

°

® Die regionale und lokale Berichterstattung im,
Bayerischen Rundfunk sollte zuerst im Hörfunk,

154 später im Fernsehen, ausgedehnt werden, um den



Mißbrauch von Pressemonopolen entgegenzuwir-
ken.

Dies darf nicht zu einer Schädigung der lokalen
und regionalen Zeitungen durch lokale und regio-
nale Rundfunkwerbung führen.

® Die Erhöhung der Gebühren für die Rundfunkan-
stalten darf nicht als gute Gelegenheit zur Erpres-
sung der Anstalten durch die Politiker angesehen
werden. Deshalb ist es sinnvoll, eine unabhängige
Gutachterkommission zu bestellen, die die Mini-
sterpräsidenten bei der Anpassung der Rundfunk-
gebühren berät. Die Werbezeit im Bayerischen
Rundfunk soll nicht erhöht werden.

® Der Freistaat Bayern soll die Initiative ergreifen, um
die kulturelle Filmförderung zu verbessern. Die bis-
her zur Verfügung stehende Summe der Bundes-
länder steht in keinem Verhältnis zur finanziellen
Förderung von Theatern, Museen und anderen kul-
turellen Einrichtungen.

® Die journalistische Aus- und vor allem Fortbildung
bedarf der gezielten Förderung. Bayern soll ein
neues Modell der journalistischen Aus- und Fort-
bildung entwickeln, in dem praktische und theore-
tische Ausbildungsgänge aneinander herangeführt
werden. Daran sollen die Hochschulen für Fern-
sehen und Film, die Deutsche Journalistenschule
und bayerische Universitäten mitwirken. |

Eine bundeseinheitliche Regelung bzw. eine Koor-
dination regionaler Initiativen ist anzustreben. Dis-
kutable Vorschläge zur Journalistenausbildung ha-
ben bereits die Journalistenverbände (insbeson-
dere ein Gesamthochschulkonzept) ausgearbeitet.

Sie sollten berücksichtigt werden. 155



© Bayern braucht ein eigenes Bibliotheksgesetz, in
dem die Förderung der Bibliotheken verbessert
wird. Die Möglichkeit der Einrichtung von Medio-
theken zur Speicherung audiovisueller Materialien
muß vorgesehen werden. Bürgerhäuser und Kom-
munikationszentren sind zu fördern.

© Die bayerische SPD wird ihren ganzen Einfluß gel-
tend machen, um die Harmonisierung der Alters-
versorgung von Journalisten in Rundfunk und
Presse voranzutreiben.

Sie wird sich mit Nachdruck für den Vollzug der in
der Novelle zum Urheberrecht 1973 angeführten
Bibliotheksabgabe einsetzen und die Kosten, die
bei den kommunalen Trägern anfallen, pauschal
aus Landesmitteln vergüten.

Demokratische Medienpolitik verlangt Augenmaß
für die Gefahren von staatlichem Einfluß auf die
Medien, Mut zur Durchsetzung von Partizipation
für die Arbeitnehmer der Kulturindustrie, soziales
Engagement, ein Gespür für die Spielräume der
Toleranz und kompromißloses Eintreten für gei-
stige Freiheit. Eine sozialdemokratische Staatsre-
gierung unter Dr. Hans-Jochen Vogel wird diese
Prinzipien vertreten.
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